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Leitbild

Bayern 20325

Entwicklungschancen nutzen, Werte und Vielfalt bewahren, Lebensqualitat

sichern

Vor 60-68 Jahren noch stark landwirtschaftlich gepragt, hat sich der Freistaat Bayern zu einem
der starksten Industrie- und Dienstleistungsstandorte Europas gewandelt. Vergleichsstudien
bescheinigen Bayern hervorragende Standortqualitaten. Nicht nur von den grol’en Ver-
dichtungsraumen Munchen, Nurnberg und Augsburg gehen vielfaltige Entwicklungsimpulse fur
das ganze Land aus. Auch und gerade der landliche Raum tragt malfdgeblich zur positiven
Entwicklung Bayerns bei. Die strukturschwacheren Raume konnten in den letzten Jahren ihre

Wirtschaftskraft im Vergleich zum bayerischen Durchschnitt splirbarerhéhen.

Gleichzeitig hat sich Bayern sein charakteristisches, vielfaltiges und attraktives Landschaftsbild

als sichtbaren Ausdruck seiner Landesnatur weitgehend bewahren kdnnen. Dies wird von der

Bevolkerung als besonderer Wert fur Identitat und Bindung zum Freistaat empfunden. Natur und

Landschaft sind somit unverzichtbare Saule fur die Marke “Bayern”.

Zentrale gesamtgesellschaftliche Zukunftsfragen, itnsbesondere der demographische Wandel,

die fortschreitende Globalisierung_und Digitalisierung, der Klimawandel, laufende Beanspru-

chungen der naturlichen Ressourcen und der Biodiversitat sowie urd der Umbau der Energiev-

ersorgung, stellen die rdumliche Entwicklung Bayerns vor_grol’e neue-Herausforderungen.

Problemlosungen erfordern neben der kommunalen und interkommunalen zunehmend auch

eine Bewaltigung auf der regionalen Planungsebene. Aus der Komplexitat und den Wechselwir-

kungen dieser Themen resultiert ein besonderer Abstimmungsbedarf fir die raumliche Ordnung

und Entwicklung. Dieser kann nicht von einzelnen Kommunen oder Fachstellen fir sich allein

geleistet werden. Hier sind eine ganzheitliche Betrachtungsweise und ein Ubergeordnetes,

koordiniertes Vorgehen fur ganz Bayern gefragt. Mit dem Landesentwicklungsprogramm ver-

folgt der Freistaat das Ziel, zukunftssichere Weichen flr die raumliche Entwicklung Bayerns zu

stellen und rdumliche Nutzungskonflikie zu vermeiden.
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Anteils-alterer-Menschen-ab-—-Bayerns Regionen sind vom demographischen Wandel in unter-

schiedlicher Weise betroffen. Wahrend die Bevolkerung in einzelnen strukturschwacheren Rau-

men weiterhin abnimmt, fihren andernorts hohe Geburten- und Zuwanderungsraten zu starken

Bevolkerungszuwachsen. Gerade in den strukturschwacheren Regionen im Norden und Osten

Bayerns ist der Anteil alterer Menschen und Pflegebedurftiger bereits jetzt besonders hoch. Der
demographische Wandel wird sich gerade-dortzunehmendin ganz Bayern - sowohl fur schrump-

fende, als auch fur wachsende Teilrdume - in unterschiedlicher Weise auf die Tragfahigkeit tech-

nischer und sozialer und-technischerInfrastrukturen wie etwa Schulen, Krankenhauser und Ein-

richtungen fur altere Menschen und Pflegebedurftige auswirken._Fur die Entscheidungstrager

qilt es, sich moglichst friihzeitig auf diese Veranderungen einzustellen. Mit dem “Demografie-

Leitfaden” stellt die Staatsregierung hierfiur eine umfassende Daten- und Informationsgrundlage

zum Umgang mit dem demogaphischen Wandel bereit. Mit-dem-;Aktionsplan-demographischer

VAV -e-- Al aYalla NA () altn Nkan B aw aLHna-des-demog NN Nan \A/an

bzw-Teilrdume-sehaffen“—Zudem hat die Staatsregierung 2014 die “Heimatstrategie” gestartet,

die unter der Zielrichtung ,aktivieren statt alimentieren” Impulse setzt gerade auch fiir Regionen,

die vom demographischen Wandel besonders betroffen sindweist-die-Staatsregierung-den-Weg

Alo N\A/O ala' anan NA- Arhe aYaYalTa¥a a¥alaYa N a¥a - aalaYa'
v v o o - = =

Internationale Arbeitsteilung und globale Abhangigkeiten von Markten_und Risiken nehmen zu.
Die Corona-Pandemie filhrt zu neuen Herausforderungen fiir die Versorqungswirtschaft des

Freistaats und ist ein Katalysator fur die fortschreitende Digitalisierung. Bei der Bewaltigung

globaler Krisen und der Sicherung einer zukunftsfahigen Daseinsvorsorge fortschreitenden
Globalisierung-wird Bayern im—-\Wettbewerb-um-Unternehmen-und-Mensehen-erfolgreich sein,
wenn es Uber _eine krisen- und zukunftsfeste Raumstruktur verfugt mit starken regionalen Ver-
sorgungsstrukturen, einer guten infrastrukturellen Ausstattung,—ausreichende—Flachen—far
kinftige-Entwicklungen, effizienten und attraktiven Siedlungsstrukturen und einer intakten Um-
welt—verfbgt._Digitale Angebote sollen stationdre Versorgungseinrichtungen nicht ersetzen,

sondern dort erginzen, wo im Sinne der Gleichwertigkeit erforderlich.

DPureh—den—Der_Klimawandel bringtmuss—mit einer Zunahme von Naturgefahren wie
Uberschwemmungen oder Diirren mit sichgerechnet-werden. Im Interesse des Klimaschutzes
kommt es darauf an, die Treibhausgase zu reduzieren, insbesondere auch durch die Umstellung
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auf eine nachhaltige Energieerzeugung und Mobilitat. Zudem wird es gerade auf regionaler

Ebene notwendig sein, insbesondere in der Land- und Forstwirtschaft, im Tourismus und im

Siedlungswesen die Strukturen an den Klimawandel anzupassen._

Bayern-beschlossen—Die bayerische Energiepolitik setzt auf die Drei-Saulen-Strategie ,Effi-

ziente Verwendung von Energie“, ,Nachhaltige Stromerzeugung“ und ,Notwendiger

Stromtransport”. Die Nutzung der erneuerbaren Energien und der Ausbau der Energienetze sol-
len_weiter intensiviert werden. Der Ausbau wird in erheblichem Mal} Flachen-in-Anspruch-neh-

men;-Veranderungen im Landschaftsbild mit sich bringen und zu zusatzlichen Nutzungskonflikten

fuhren, die es, wo moglich, kreativ und multifunktional zu I6sen qilt.

Insgesamt nehmen die Anspruche an die Nutzung unseres Lebensraums zu. Erhalt und Ausbau

von Infrastrukturen wie Verkehrseinrichtungen Verkehrswegen—FlughdfenEnergieleitungen,
sozialen und kulturellen Einrichtungen oder Wohn- und Gewerbegebieten nehmen dauerhaft

Grund und Boden in Anspruch. Die-Flacheninanspruchnahme-in-Bayern-schreitet-weiter-voran-

Die Staatsregierung hat ihre Aktivitaten zur Erreichung einer effizienteren Flachennutzung daher

weiter intensiviert. Der Erfolg dieser MalRnahmen wird in Zukunft sichtbar werden. Freiraume fur
Mensch, Tier und Natur sowie hechwertige-land- und forstwirtschaftliche Nutzflachen stehen trotz

alledem unter einem hohen Konkurrenzdruck. Eine_unabgestimmte planlose Nutzung des

Raumes ware ineffizient und teuer, wirde Nutzungskonflikte weiter verscharfen und das Gesicht

unseres Landes unwiederbringlich verandern.

Diese Herausforderungen erfordern ein verbindliches Regelwerk, das folgende Fragen beant-

wortet:
- Welches raumliche Gesicht soll Bayern langfristig haben?

Wie schaffen wir gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen in ganz Bayern, wo gibt es

strukturschwachere Raume, die verstarkt unterstiitzen werden sollen?

Welche raumlichen Strukturen etwa fur Siedlung, Mobilitat\lerkehr, Wirtschaft, Energie, Ge-
sundheit und Pflege, soziokulturelle Belange, Natur und Landschaft soll Bayern vor dem Hin-

tergrund des demographischen Wandels, eines zunehmenden raumlichen Wettbewerbs, der

Herausforderungen des Klimawandels und des Umbaus der Energieversorgung haben?

Welche raumlichen Herausforderungen erfordern eine fachlich und Kommunen uber-

greifende Herangehensweise?
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Wie kdnnen digitale Dienste bei raumbedeutsamen Planungen und MalRhahmen gewinn-

bringend eingesetzt werden, z.B. zur Schonung von Ressourcen, zur Vermeidung von

Verkehr, zur erganzenden Versorgung dinn besiedelter Raume, zur Aufrechterhaltung

offentlicher Einrichtungen sowie der Wirtschaft in Krisenfallen, und welche Voraussetzungen

sind dafur erforderlich?

Das Landesentwicklungsprogramm Bayern legt die Grundzlige der anzustrebenden raumlichen
Ordnung und Entwicklung in Bayern fest. Es stellt Spielregeln dafir auf, wo im begrenzten Raum
welche Nutzungen unter welchen Voraussetzungen zulassig sind. Neben der Landesplanung
haben auch Fachpléane und Programme wie der Krankenhausplan, der StaatsstralRenaus-

bauplan oder der;;Aktionsplan-demographischer\Wandel—das Bayerische Aktionsprogramm En-

ergie Auswirkungen auf die raumliche Gestaltung und Entwicklung Bayerns. Gemeinsam mit

dem Landesentwicklungsprogramm Bayern stellen sie die Weichen fur das raumliche Gesicht
Bayerns. Die Interessen allerder gesellschaftlichen Gruppen werden dabei angemessen

bertcksichtigt; hierdurch werden der Jugend Gestaltungsspielraume fir die Zukunft erhalten.

Vision Bayern 20325

Gleichwertige Lebens-und Arbeitsbedingungen in allen Teilraumen

Wir wollen den Burgern, unabhangig von ihrem Wohnort, Zugang zu Arbeit, Bildung, Ver-
sorgung mit Glatern und Dienstleistungen, Wohnraum und Erholung ermdglichen. Wir wollen
dazu, insbesondere vor dem Hintergrund des demographischen Wandels, ein flachen-
deckendes Netz an Einrichtungen und Dienstleistungen der Daseinsvorsorge wie Kinderta-
geseinrichtungen, Schulen, Hochschulen, Pflegeeinrichtungen, Krankenhauser, Kultur- und
Sporteinrichtungen sicherstellen, die aus dem Umland in angemessener Zeit zu erreichen

sind. Allen Blrgern soll eine attraktive und nachhaltige Teilhabe an Mobilitat und Digitalisie-

rung ermoglicht werden.

Attraktive Lebens- und Arbeitsraume in allen Regionen

Wir wollen die Nachteile strukturschwacherer Raume ausgleichen. Dazu wollen wir diese
Raume vorrangig fordern, qualifizierte Arbeit zu den Menschen bringen und insbesondere
den Ausbau zeitgemaller Telekinformations—und—-Kommunikationsinfrastrukturen unter-

stitzen. Wir wollen die Chancen durch die Digitalisierung nutzen, um z.B. rdumliche Ver-

sorgungsliicken in dinn besiedelten Raumen zu schlielRen oder um flexible und nachfrage-

orientierte Angebotsstrukturen zu ermoglichen. Digitale Dienste konnen Standortnachteile

ein Stuck weit ausgleichen und die Lebensqualitat vor Ort steigern, sollen aber kein Ersatz
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fur_stationare Einrichtungen sein. Wir wollen angemessene Versorgungsinfrastrukturen

vorhalten, auch wenn deren Auslastung unter durchschnittlichen Standards liegt.

Raumlich ausgewogene, polyzentrale Entwicklung

Wir wollen die vielfaltigen Potenziale unseres Landes nutzen und erhalten. Hierzu streben
wir eine ausgewogene Wirtschaftsstruktur in allen Teilrdumen und die Starkung des Mittel-

standes an. Wir wollen orientiert am System der Zentralen Orte auf attraktive und kompakte

Wirtschafts- und Versorgungskerne gerade auch im landlichen Raum setzen. Dies sorgt fur

eine stabile raumliche Infrastruktur auch in Krisenzeiten. Starke Netzwerke vor Ort sollen

regionale Versorgungs- und Wertschopfungsketten und klimafreundliche Losungen ermaoqgli-

chen. Wir wollen die gegenseitige Erganzung und enge Zusammenarbeit zwischen ver-

dichteten Rdumen und dem landlichen Raum unterstutzen. Wir wollen damit zugleich den

hohen Nutzungs- und Bevolkerungsdruck in den Verdichtungsraumen, insbesondere im

Raum Munchen, abmildern._

Vielfaltige Regionen, Stadte, Dorfer und Landschaften

Wir wollen die kultur- und naturrdumliche Vielfalt Bayerns erhalten. Dazu wollen wir Ver-

dichtungsraume und landliche Raume als eigenstandige Arbeits- und Lebensraume erhalten

und die damit verbundenen unterschiedlichen Moglichkeiten der Lebensgestaltung bewah-

ren. Wir wollen dem mit der Globalisierung einhergehenden Bedirfnis nach Heimat und re-

gionaler Identitat Rechnung tragen, historisch gewachsene Landschafts- und Siedlungs-

bilder sowie regionale Identitaten behutsam weiterentwickeln. Wir wollen Landschafts- und

Naturrdume mit ihren natiurlichen Ressourcen, den typischen Lebensraumen und Arten be-

wahren und, wo notig, auch wiederherstellen. Dabei wollen wir insbesondere auch eine

vielfaltige, nachhaltige und an den Klimawandel angepasste, ressourcengerechte Land- und

Forstwirtschaft erhalten.

Flachendeckend leistungsfahige Verkehrsinfrastruktur

Wir wollen, dass Bayern in das nationale und transeuropaische Verkehrsnetz bestmoglich
eingebunden wird. Ebenso wollen wir sowohl eine gute Anbindung peripherertandlicheraller
Raume an den Fernverkehr als auch deren Versorgung mit 6ffentlichem Nahverkehr fortlau-

fend optimieren. Wir wollen den notwendigen Ausbau der Verkehrsinfrastruktur raumver-

traglich und klimafreundlich gestalten, auch durch bessere Vernetzung der Verkehrstrager,

und dabei neben 6konomischen auch 6kologische und soziale Aspekte berucksichtigen. Wir
8



Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) Stand_14.12.2021

wollen ein attraktives und differenziertes Angebot des offentlichen Verkehrs bereitstellen,
das den besonderen Anforderungen sowohl in verdichteten als auch dinner besiedelten

Teilraumen gerecht wird, -und dazu auch innovative Formen der Mobilitat nutzen.

Klimaschutz und Klima-anpassungsmaRnahmen

Wir wollen einen Beitrag zum Klimaschutz leisten. Wir wollen erneuerbare Energien verstarkt
nutzen;- und verkehrsmindernde Siedlungs- und ErschlieRungsstrukturen realisieren. Moore
und humusreiche Béden wollen wir als naturliche Kohlenstoffsenken und Walder urd-Meoore
als natirliche-Kohlendiexidstoffspeicher_und klimafreundliche Rohstofflieferanten erhalten.

Wir wollen die Mobilitat auf klimafreundlichere Fiulke stellen. Wir wollen zur Anpassung an

den Klimawandel von Naturgefahren besonders gefahrdete, dynamische Bereiche von der

BebauungBaumalnahmen freihalten und klimarelevante Freiflachen wie etwa

Frischluftschneisen in Verdichtungsraumen sichern._Mit einem_gesamtheitlichen \Wasser-

management wollen wir den Wasserbedarf fir Mensch, Natur, Landwirtschaft und gewerbli-

che Wirtschaft besser in Einklang bringen.

Nachhaltige und leistungsfahige Energieinfrastruktur

Wir wollen eine nachhaltige Energieinfrastruktur sicherstellen. Wir wollen bei der Errichtung
von neuen Anlagen und Energieleitungen 0©kologische und kulturrdumliche Belange
bericksichtigen, Kraft-Warme-Koppelung nutzen und die Burger konsequent einbinden. Wir
wollen dabei einen sicheren und klimafreundlichen Mix aus vorwiegend erneuerbaren uréd
konventionellen-Energietragern sowie Infrastrukturen zur Energiespeicherung verwirklichen.

Wir wollen darauf achten, dass ein Grofteil der Wertschépfung durch erneuerbare Energien

im landlichen Raum verbleibt.



Forschungsprojekt AquaKlif
Hervorheben
VORSCHLAG ERGÄNZUNG:

Mit einem gesamtheitlichen Wasser-management, das auch das Grundwasser mit einbezieht, wollen wir den Wasserbedarf für Mensch, Natur, Landwirtschaft und gewerbliche Wirtschaft besser in Einklang bringen.

BEGRÜNDUNG:

Einleitende Vorbereitung auf das zur Klimaanpassung wichtige Thema Grundwasserneubildung (7.2.6).
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MaRvolle und effiziente Flacheninanspruchnahme

Wir wollen die NeuFlaeherinanspruchnahme von Flachen in Bayern verringern, indem wir
qualitatvolle, kompakte und wenn mdglich _multifunktionale Siedlungsbereiche, effiziente
Netze-des-offentlichen-Verkehrsinfrastrukturen und kostengunstige und langfristig tragfahige

Versorgungs- und Entsorgungsstrukturen schaffen. Wir wollen auch fur kinftige Genera-

tionen die naturlichen Lebensgrundlagen erhalten.

Umsetzung der Vision

Mit dem Landesentwicklungsprogramm Bayern konkretisiert die Staatsregierung die Vision fur
die raumliche Entwicklung und Ordnung Bayerns in einem Gesamtkonzept fur einen mittelfris-
tigen Zeitraum. Malistab des Landesentwicklungsprogramms ist eine nachhaltige Rau-
mentwicklung. Okologischen, dkonomischen, sozialen und kulturellen Bedurfnissen der

Menschen wird auch im Interesse kinftiger Generationen gleichgewichtig Rechnung getragen.

Die Verwirklichung des Landesentwicklungsprogramms unterliegt dem Vorbehalt seiner Finan-
Zierbarkeit. Zeitpunkt und Umfang der erforderlichen 6ffentlichen Ausgaben zur Verwirklichung
der Festlegungen sollen unter Beachtung einer nachhaltigen Haushaltspolitik in den jeweiligen
Haushaltsplanen endgultig festgelegt werden. Dabei sollen die mittelfristige Finanzplanung, die
gesamtwirtschaftliche Lage und die tatsachlichen Finanzierungsmaoglichkeiten beachtet werden.
Durch die raumliche und zeitliche Koordination der verschiedenen raumbedeutsamen Pla-
nungen und Malinahmen leistet das Landesentwicklungsprogramm einen wichtigen Beitrag fur

die héchstmdgliche Effizienz des Einsatzes der knappen 6ffentlichen Finanzmittel.

Das Landesentwicklungsprogramm folgt dem Subsidiaritatsprinzip. Staatliche Rah-
mensetzungen werden auf ein zwingend notwendiges Mal} beschrankt, um regionalen und kom-
munalen Akteuren ausreichend Spielraum zu belassen. Das Landesentwicklungsprogramm
wurde in einem umfassenden Beteiligungsverfahren unter breiter Einbindung der Offentlichkeit,
insbesondere aller gesellschaftlichen, politischen und fachlichen Gruppen, erstellt. Die Ziele (Z)
des Landesentwicklungsprogramms sind von allen offentlichen Stellen und Personen des

Privatrechts—, sofern diese raumbedeutsame Planungen und Mafnahmen in Wahrnehmung

offentlicher Aufgaben durchfihren, gemal Art. 3 des Bayerischen Landesplanungsgesetzes

(BayLplG) als rechtsverbindliche Vorgaben zu beachten. Die Grundsatze (G) enthalten Aus-

sagen, die von allen offentlichen Stellen und vorgenannten Personen des Privatrechtes gemalf}

Art. 3 BayLplG bei Abwagungs- und Ermessensentscheidungen zu bericksichtigen sind. Zur
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Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums sollen die Trager der Landes- und Regional-
planung mit den maRgeblichen o6ffentlichen Stellen und privaten Planungstragern zusam-
menarbeiten. Die Zusammenarbeit kann etwa vertragliche Vereinbarungen, regionale Entwick-
lungskonzepte sowie regionale und interkommunale Netzwerke umfassen. Die Entwicklung und
Ordnung Bayerns hangt auch vom Engagement der Kommunen, Verbande und Burger ab.
Daher sollen diese wichtigen Akteure bei konkreten Planungen und MalRnahmen frihzeitig

eingebunden werden.

Im Mittelpunkt der Landesentwicklung stehen der Mensch und das generationenubergreifende

Wohl des Landes und seiner Regionen.
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1 Grundlagen und Herausforderungen der raumlichen Entwick-

lung und Ordnung Bayerns
1.1  Gleichwertigkeit und Nachhaltigkeit

1.1.1 Gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen

(Z) In allen Teilraumen sind gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen mit moglichst

hoher Qualitat zu schaffen oder zu erhalten. Die Starken und Potenziale der TeilrAume

sind weiter zu entwickeln. Alle Uberortlich raumbedeutsamen Planungen und Maf3nah-

men haben zur Verwirklichung dieses Ziels beizutragen.

(G) Hierfur sollen insbesondere die Grundlagen fur eine bedarfsgerechte Bereitstellung und
Sicherung von Arbeitsplatzen, Wohnraum sowie Einrichtungen der Daseinsvorsorge

und zur Versorgung mit Gutern_und Dienstleistungen, wo zur Sicherung der Ver-

sorgung erforderlich auch digital, -geschaffen oder erhalten werden.

1.1.2 Nachhaltige Raumentwicklung

(Z) Die raumliche Entwicklung Bayerns in seiner Gesamtheit und in seinen Teilrdumen ist

nachhaltig zu gestalten.

(Z) Bei Konflikten zwischen Raumnutzungsansprichen und 6kologischer Belastbarkeit ist
den Okologischen Belangen Vorrang einzuraumen, wenn ansonsten eine wesentliche

und langfristige Beeintrachtigung der nattrlichen Lebensgrundlagen droht.

(G) Bei der raumlichen Entwicklung Bayerns sollen die unterschiedlichen Anspriche aller

Bevolkerungsgruppen bertcksichtigt werden.

1.1.3 Ressourcen schonen

(G) Der Ressourcenverbrauch soll in allen Landesteilen vermindert und auf ein dem Prinzip

der Nachhaltigkeit verpflichtetes Mal3 reduziert werden. Unvermeidbare Eingriffe sollen

ressourcenschonend erfolgen.
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(G) Bei der Inanspruchnahme von Flachen sollen Mehrfachnutzungen, die eine nachhaltige

und sparsame Flachennutzung ermoglichen, verfolgt werden.

1.1.4 Zukunftsfahige Daseinsvorsorge

(G) Auf _die Widerstandsfahigkeit der Einrichtungen der Daseinsvorsorge insbesondere

gegenuber den Auswirkungen des Klimawandels soll hingewirkt werden.

(G) Krisensituationen und der Bedarf an notwendigen Einrichtungen und Strukturen zu

deren Bewaltigung sollen unter Berucksichtigung der technologischen, 6konomischen,

okologischen und sozialen Rahmenbedingungen in raumbedeutsame Planungen und

MaRnahmen einbezogen werden.

Zu 1.1

Zu1.1.1(B)

Gleichwertigkeit und Nachhaltigkeit sind wesentliche Leitlinien bayerischer Raumentwicklung.
Zum eEinen sind gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen Voraussetzung fiir eine

rdumlich ausgewogene Entwicklung des gesamten Landes. Die Sicherung und Férderung

gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedinqungen stellt die rdumliche Dimension staatlicher

Vorsorge zur Gewéhrleistung vergleichbarer Chancen der freien und gleichen Entfaltung der

Persénlichkeit und gesellschaftlicher Teilhabe dar (rdumliche Gerechtigkeit). Sie dient dem

sozialen Ausgleich in rdumlicher Hinsicht und ist ein wichtiger raumbezogener Beitrag zur

Gewadbhrleistung des gesellschaftlichen Zusammenhalts. Zum aAnderen bildet die Nachhal-

tigkeit den Wertmal3stab fiir die Umsetzung dieses Leitprinzips und fiir die Umsetzung aller
fachbezogenen Festlegungen. Die gleiche Gewichtung der 6konomischen, 6kologischen und

sozialen Belange stellt eine langfristig tragfdhige Raumentwicklung sicher._

Das Leitziel gleichwertiger Lebens- und Arbeitshedingungen ist aus dem verfassungsrechtlich
verankerten Sozialstaatsprinzip abgeleitet und unterstreicht die Verantwortung des Freistaats
Bayemn fiir die réumliche Entwicklung, Ordnung und Sicherung des ganzen Landes, im Be-

sonderen der Teilrdume mit besonderem Handlungsbedarf (vgl. 2.2.3)._Gleichwertige Lebens-

und Arbeitsbedingungen in allen Landesteilen sind fiir die soziale, wirtschaftliche und territo-

riale Kohésion von groRer Bedeutung. lhre Sicherung ist somit ein zentraler gesellschafts-

politischer Beitrag zur Herstellung von rdumlicher Gerechtigkeit.
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Gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen dtirfen nicht als gleiche Lebens- und Arbeits-
bedingungen missverstanden werden. Unterschiedliche soziokulturelle Strukturen und geogra-
phische Gegebenheiten kénnen und sollen nicht nivelliert werden. Es geht vielmehr darum,

Chanecengerechtigkeitin-allenTeilrdumeneine rdumliche Gerechtigkeit zu gewéhrleisten, also

den Menschen vergleichbare Startchancen und Entwicklungsméglichkeiten zu geben_und

zugleich gewachsene reqgionale Unterschiede anzunehmen. Hierzu zahlt auch die

Weiterentwicklung der spezifischen Stédrken und Potenziale der Teilrdume.

Rédumliche Gerechtigkeit trdgt wesentlich zur Integration und Identifikation mit einem Gemein-

Zu1.1.2(B)

wesen bei. Sie ist nicht als rdumliche Mindestausstattung zu verstehen. Durch fldchendecken-

de attraktive Infrastrukturausstattung und Angebotsstandards soll eine méglichst hohe Le-

bensqualitét in allen Teilrdumen angestrebt werden. Insbesondere im ldndlichen Raum bein-

haltet dies den Zugang zu (qualitativ hochwertigen) Arbeitspldtzen sowie den Zugang zu und
die Erreichbarkeit von differenzierten Einrichtungen der Daseinsvorsorge (z.B. Bildungsein-

richtungen, Krankenhduserambulante und stationdre Krankenversorgung) und der Nahver-

sorgung mit Giitern und Dienstleistungen. Dies gilt angesichts der Herausforderungen durch

den demographischen Wandel umso mehr.

Damit trotz bestehender Unterschiede alle Teilrdume gleichwertige Entwicklungschancen ha-
ben, ist es notwendig, ein ausreichendes Angebot an Wohnungen, an Arbeitspldtzen sowie an

Einrichtungen der Daseinsvorsorge-urd-zur, einschliellich der Versorgung mit Gltern und

Dienstleistungen, zu schaffen oder zu erhalten. Im Sinne der fortschreitenden digitalen Trans-

formation sollen auch digitale Angebote in raumbedeutsame Planungen und MalBRnahmen ein-

bezogen werden, um dadurch z.B. nachfrageorientierte Angebotsstrukturen zu sichern und zu

schaffen. Dort, wo Versorgungsliicken oder Uberlastungsschwierigkeiten bestehen oder zu

erwarten sind, kbnnen ergdnzende digitale Dienste einen wichtigen Beitrag zur Sicherung der

Daseinsvorsorge leisten. Zu den Einrichtungen der Daseinsvorsorge gehéren die technische

Infrastruktur (z.B. Einrichtungen zur Versorgung mit Energie und Wasser sowie zur Ent-

sorgung, Post und Telekommunikation sowie Verkehrsinfrastruktur), der Grundversorqgung mit

Gutern und Dienstleistungen des téglichen Bedarfs -sowie die soziale und kulturelle Infrastruktur

(z.B. Einrichtungen des Sozialwesens, der Gesundheit, der Bildung, der Freizeit, der Erholung
und der Kultur).

Damit auch kiinftige Generationen eigensténdig die Raumnutzung — und somitihr Le-
bensumfeld — bestimmen kénnen, sind die 6kologischen, 6konomischen und sozialen Ansprii-
che an den Raum so zu gestalten, dass sie dauerhaft miteinander vereinbar sind. Daher sind

diese Belange bei Entscheidungen zur Raumnutzung gleichrangig zu behandeln.
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Zu1.1.3(B)

Ist durch raumbedeutsame Vorhaben eine wesentliche und langfristige Beeintrdchtigung der
natiirlichen Lebensgrundlagen, die nicht ausgeglichen werden kann, zu befiirchten, haben die
Belange der Okologie Vorrang (Kollisionsnorm). Andernfalls wéren die betroffenen ékologi-
schen Belange unumkehrbar beeintrachtigt und damit die Entscheidungsspielrdume fiir

kiinftige Generationen verloren.

Aus den unterschiedlichen Bedlirfnissen der Bevélkerungsgruppen — z.B. Familien, Senioren
oder Menschen mit Behinderung — ergeben sich unterschiedliche Anspriiche auch an den
Raum. So soll etwa die bedarfsgerechte Versorgung mit barrierefreien Einrichtungen der
Daseinsvorsorge in zumutbarer Erreichbarkeit gesichert, sollen wohnortnahe Erholungsrdume
bewahrt sowie neue Baufldchen an geeignete 6ffentliche Verkehrssysteme angebunden

werden.

Natiirliche Ressourcen wie Bodenschétze, Wasser, Boden, Fldche und Freirdume werden in

erheblichem Umfang verbraucht bzw. in Anspruch genommen. Deshalb sollen bei allen
raumbedeutsamen Planungen und MalBnahmen die Ressourcen nur in dem Mal3e genutzt
werden, wie es fiir das Allgemeinwohl vertrdglich ist. Dies bedeutet auch, dass unvermeidbare

Eingriffe so ressourcenschonend wie méglich erfolgen._ Um das Wohl auch kiinftiger Genera-

tionen zu sichern ist eine Nutzung der Naturqgliter nach dem Prinzip der Nachhaltigkeit erfor-

derlich, d.h. die Nutzungen mtissen sich an Belastungsgrenzen bzw. an der Selbstreproduk-

tionskapazitét der Naturqgdter orientieren. Nur so kénnen auch kiinftige Generationen an den

lebenswichtigen Okosystemleistungen partizipieren.

Die multifunktionale Nutzung von Fldchen, z.B. die Verknlipfung der Nutzung erneuerbarer

Zu1.1.4 (B)

Energien mit Siedlungsbereichen, beispielsweise geeigneten Deponiestandorten, oder mit

landwirtschaftlicher Nutzung (vgl. 6.2.3), kann einen wichtigen Beitrag zur Schonung der

Ressourcen, insbesondere auch zur Verminderung der Fldchenneuinanspruchnahme und der

Vermeidung von Fldchenkonkurrenzen, leisten. Durch die Integration mehrerer Funktionen in

einer Fldache kbnnen zudem Investitions- und Unterhaltungsmittel gebiindelt und mit Mehrwert

eingesetzt werden. Insbesondere bei der Inanspruchnahme noch unbebauter Freiraum-

flachen, wie auch bei land- und forstwirtschaftlich genutzten Fldchen, sollen méglichst viele

verschiedene, insbesondere auch 6kologische und bioklimatische Funktionen erhalten oder

hergestellt werden.

Um die Funktionsfédhigkeit der Einrichtungen der Daseinsvorsorge im Lichte des Klimawandels

und anderer méglicher Krisen zu gewdhrleisten, kommt einer Starkung der Widerstandsfahig-

keit (Resilienz) dieser Einrichtungen eine besondere Bedeutunq fiir die Allgemeinheit zu. Eine
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besondere Verwundbarkeit hierbei zeigt sich z.B. bei Krankenh&usern, Schulen, Verkehrs-

infrastruktur, Abwasserentsorqung, Freizeiteinrichtungen. Die Vermeidung von Geféhrdungen

durch Uberhitzung, Hochwasser- und Starkregenereignisse, Sturmschdden und andere klima-

bedingte Naturgefahren sollen daher bereits in die Standort- bzw. Trassenplanung einflieBen

und bei bestehenden Einrichtungen durch geeignete MalBlnahmen abgemildert werden, z.B.

Vermeidung der Uberhitzung durch Begriinung (vgl. 1.3.2). Die Anpassung der Daseins-

vorsorge an klinftige Herausforderungen wie den Klimawandel ist hinsichtlich der besonderen

Verwundbarkeit mancher Bevélkerungsschichten in engem Zusammenhang mit der Anpas-

sung der Daseinsvorsorge an den demographischen Wandel (vql. 1.2.4) zu sehen.

Bayernweit kbnnen Krisensituationen zu Versorqungs- und Infrastrukturengpéssen fiihren. Im

Interesse der Allgemeinheit qilt es dabei unverzichtbare Einrichtungen, die die Versorqung der

Biirger sicherstellen, aufrechtzuerhalten. Hierflir bedarf es einer ausreichenden Vorhaltung

von notwendigen stationdren Einrichtungen wie auch digitalen Ersatzangeboten, die im Notfall

aktiviert werden kénnen. In krisenrelevante raumbedeutsame Planungen und MaBnahmen qilt

es auch die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit sowie eine besondere 6kologische oder soziale

Verwundbarkeit der Teilrdume einzubeziehen.

1.2 Demographischer Wandel

1.2.1 Raumlichen Auswirkungenbegegnen

(G) Die raumstrukturellen Voraussetzungen fir eine raumlich mdglichst ausgewogene

Bevolkerungsentwicklung des Landes und seiner Teilrdume sollen geschaffen werden.

(2) Der demographische Wandel ist bei allen raumbedeutsamen Planungen und MalRnah-
men, insbesondere bei der Daseinsvorsorge und der Siedlungsentwicklung, zu

beachten.

1.2.2 Abwanderung vermindern

(G) Die Abwanderung derBevélkerungvorallem junger Bevolkerungsgruppen soll insbe-

sondere in denjenigen Teilrdumen, die besonders vom demographischen Wandel

betroffen sind, vermindert werden.
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(G) Hierzu sollen bei raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen die Mdglichkeiten

zur Schaffung und zum Erhalt von dauerhaften und qualifizierten Arbeitsplatzen,
zur Sicherung der Versorgung mit Einrichtungen der Daseinsvorsorge,

zur Bewahrung und zum Ausbau eines attraktiven Arbeits- und Lebensumfelds
insbesondere fur Kinder, Jugendliche, Auszubildende, Studenten sowie flr Familien

und altere Menschen

genutzt werden.

1.2.3 Standorte staatlicher Einrichtungen

(G) In Teilrdumen, die besonders vom demographischen Wandel betroffen sind, sollen
staatliche Einrichtungen nach Maoglichkeit nicht zugunsten von Einrichtungen in ande-
ren Teilrdumen aufgeldst, verlagert oder in ihren Aufgaben beschrankt werden. Bei
Standortneugriindungen oder Verlagerungen geeigneter staatlicher Einrichtungen sol-

len nach Moglichkeit diese Teilraume bevorzugt werden.

1.2.4 Anpassung der Einrichtungen der Daseinsvorsorge

(G) Die Tragfahigkeit und Funktionsfahigkeit der Einrichtungen der Daseinsvorsorge sollen
durch deren kontinuierliche Anpassung an die sich verandernde Bevolkerungszahl und

Altersstruktur sichergestellt werden.

(G) Hierzu sollen die Moglichkeiten

der interkommunalen Kooperation,
der fachubergreifenden Zusammenarbeit,
der multifunktionalen Verwendung von Einrichtungen sowie

ambulanter und flexibler Versorgungsangebote

verstarkt genutzt werden.

1.2.5 Vorhalteprinzip
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(Z) Der Gewahrleistung einer dauerhaften Versorgung der Bevolkerung mit zentralGortlichen

Einrichtungen in zumutbarer Erreichbarkeit ist insbesondere in Teilraumen, die be-

sonders vom demographischen Wandel betroffen sind, der Vorzug gegenuber

Auslastungserfordernissen einzuraumen.

1.2.6 Funktionsfahigkeit der Siedlungsstrukturen

(G) Die Funktionsfahigkeit der Siedlungsstrukturen einschlieRlich der Versorgungs- und En-

tsorgungsinfrastrukturen soll unter Berlcksichtigung der kinftigen Bevolkerungs-

entwicklung und der 6konomischen Tragfahigkeit erhalten bleiben.

Zu1.2

Zu 1.2.1 (B)

Der demographische Wandel dul3ert sich in Bayern regional in einer mittel--bis-langfristigen
Abnahme der Bevélkerung, einem Anstieg des Durchschnittsalters der Bevélkerung und einer

Abnahme der Erwerbspersonenzahl. Langfristig niedrige Geburtenraten sind die Hauptursa-

che des demographischen Wandels. Sie-fihrenzu-einer\Verkleinerungjeder-Generationthn-

nad-ain N ol im \Vearaleich L/ oragangergene on—pPiese nfia na a¥a) aWa NN/

Die bayerischen Teilrdume sind vom demographischen Wandel in unterschiedlicher Weise
betroffen. So werden neben einigen-wenigen, die auch kiinftig noch mit einem Bevoélker-
ungszuwachs rechnen kénnen, zahireiche-Teilrdume z.T. einen erheblichen Bevélkerungs-

riickgang zu erwarten haben—{v

tung”). Dieses Nebeneinander von Schrumpfung und Wachstum kann zu einer Verschérfung
rdumlicher Disparitéten fiihren, was die Verwirklichung des Leitziels der Schaffung
gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen in allen Teilrdumen erschwert. Insbesondere
der Raum mit besonderem Handlungsbedarf (vgl. 2.2.3) ist vom Riickgang von Bevélkerung
und Erwerbspersonen, von der Abwanderung junger Menschen, der Alterung und einer
wirtschaftlich schwierigen Situation gekennzeichnet. Wie schon im ,Aktionsplan demogra-

phischer Wandel” dargelegt, bedarf dieser Raum daher einer besonderen Unterstiitzung.

Der Beitrag der Landes- und Regionalplanung zur Bewéltigung der Folgen des demogra-
phischen Wandels besteht darin, die raumstrukturellen Voraussetzungen fiir eine méglichst

ausgewogene Beviélkerungsentwicklung zu schaffen. Das beinhaltet auch die Schaffung und
den Erhalt der rdumlichen Voraussetzungen dafiir, dass sich die weitere Zuwanderung nach

Bayern méglichst auf alle Teilrdume Bayerns verteilt. Dies wirkt einseitigen Ballungstenden-
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Zu1.2.2 (B)

zen, insbesondere im Verdichtungsraum Miinchen, entgegen. Insbesondere zur flachen-
deckenden Sicherung der Daseinsvorsorge verfiigt die Landes- und Regionalplanung mit dem
Zentrale-Orte-System (vgl. 2.1) und mit dem Vorhalteprinzip (vgl. 1.2.5) Uber geeignete In-
strumente. Unabhéngig hiervon kénnen die Regionalen Planungsverbédnde im Rahmen von
regionalen Entwicklungskonzepten, regionalen und interkommunalen Netzwerken und
Kooperationsstrukturen die auf Grund des demographischen Wandels erforderlichen Anpas-

sungsprozesse in den Regionen initiieren und moderieren (vgl. Art. 8 BayLplG).

Auch bei der Siedlungsentwicklung ist der demographische Wandel zu beachten. Baulandaus-
weisungen sind zur Bewéltigung des Einwohnerriickgangs grundsétzlich ungeeignet und kén-
nen die negativen Folgen des demographischen Wandels sogar verstarken. Zur Vermeidung

eines mit Baulandausweisungen geflihrten kommunalen Wettbewerbs um Einwohner ist des-

halb die Siedlungsentwicklung auf die Bevélkerungsentwicklung abzustimmen.

umkehrbar-Auch-wandern-lin einigen Teilrdumen wandern insbesondere jiingere Bevélker-

ungsgruppen ab und verstdrken damit dort den allgemeinen Bevélkerungsriickgang. Die

Herausforderung ,Abwanderung” ist besonders in denjenigen Teilrdumen von hoher
Bedeutung, die bereits jetzt diinn besiedelt sind und fiir die eine starke Beviélkerungsabnahme
prognostiziert wird. In Landkreisen, die den bayerischen Durchschnitt der Siedlungsdichte
(Einwohnerzahl je ha Siedlungs- und Verkehrsfldche als MaR fiir die Intensitét der Boden-
nutzung) deutlich unterschreiten und einen hohen Bevdlkerungsriickgang in den néchsten 20

Jahren zu erwarten haben, herrscht ein durch den demographischen Wandel bedingter sehr

hoher Handlungsdruck. Diese-Teilrdume-umfassen-neben-den-in-der-Strukturkarte-(Anhang-2)-

mographischenWandel-besonders-betroffene-Gebiete—Insbesondere in diesen Teilrdumen

sind MalBnahmen zur weiteren Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen und damit

zur Verminderung der Abwanderungstendenzen vor allem der jungen Bevélkerung nétig.

Zur Schaffung und zum Erhalt eines vielféltigen Wohn- und Arbeitsumfelds ist die Ausstattung
mit Einrichtungen der Daseinsvorsorge — insbesondere Aus- und Weiterbildungsangebote,
bedarfsgerechte Einrichtungen der Gesundheitsversorgung und ein leistungsfédhiges
Verkehrsnetz einschlief3lich eines bedarfsgerechten Angebots an 6ffentlichen Verkehrsmitteln
— von besonderer Bedeutung. Damit werden die rdumlichen Voraussetzungen geschaffen,
qualifizierte Arbeit zu den Menschen zu bringen. Auch durch attraktive Innenstédte und Orts-
mitten sowie ein ansprechendes Landschaftsbild und eine intakte Umwelt kann die Bindung
zur Heimatregion gestérkt werden. Diese Mal3nahmen tragen ferner dazu bei, einen Teilraum

flir Zuwanderungen attraktiver zu machen.
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Zu 1.2.3 (B) Staatliche Einrichtungen, die lber die zentralbrtliche Grundversorgung (vgl. 2.1.2,

Zu 1.2.4 (B)

Zu1.2.5(B)

i.d.F.v.01.03.2018: 2.1.3) hinausgehen, wie Fachbehérden, Gerichte sowie Hochschulen und
aulleruniversitdre Forschungseinrichtungen, kénnen positive Folgeeffekte fiir die Wirtschafts-
und Bevolkerungsstruktur auslésen, da sie das Arbeitsplatzangebot erweitern und aufwerten.
Insbesondere in Teilrdumen, die besonders vom demographischen Wandel betroffen sind (vgl.
Begriindung zu 1.2.2), besteht ein erhbhter Bedarf an qualifizierten Arbeitsplétzen. Der Erhalt
staatlicher Einrichtungen oder deren Ansiedlung in diesen Teilrdumen tragt zur Deckung die-

ses Bedarfs bei.

Die Nutzungsanforderungen an die Einrichtungen der Daseinsvorsorge &ndern sich auf Grund
einer sich verdndernden Bevélkerungszahl und Altersstruktur. Die Nutzergruppen werden in
Zukunft heterogener und gleichzeitig in ihren Anforderungen spezifischer werden (weniger
Schiiler und Familien, mehr Einpersonenhaushalte, mehr mobile Senioren und unter-
stiitzungsbedlirftige Senioren). Die Anforderungen dieser Nutzergruppen an die Einrichtungen
der Daseinsvorsorge sowie ihre Erreichbarkeit, insbesondere auch mit 6ffentlichen Verkehr-
smitteln, miissen durch die Tréger der Einrichtungen friihzeitig ermittelt und bei Planungen

berticksichtigt werden.

Zur langfristigen Sicherung einer flichendeckenden Versorgung mit Einrichtungen der
Daseinsvorsorge (vgl. 1.1.1) bedarf es grundsétzlich ihrer ausreichenden Auslastung. Bei der
Anpassung der Einrichtungen an sich &ndernde Nutzungsanforderungen sollen insbesondere
geeignete Formen der Kooperation und Vernetzung genutzt werden. Arbeitsteilung zwischen
Einrichtungen &hnlicher Art, z.B. im sozialen und kulturellen Bereich (auch generationentiber-
greifend), kénnen die Auslastung und damit die Kostendeckung erh6hen. Anstelle von sta-
tiondren Einrichtungen kénnen ambulante Angebote (z.B. Blicherbus, Pflegedienste) sowie
flexible, auf den Bedarf abgestimmte Angebote (z.B. Ruftaxi) die Versorgung tragféhig

aufrecht-erhalten.

Unterschreitet die Auslastung zentralértlicher Einrichtungen (vgl. 2.1.1) deren Trag-
fahigkeitsschwelle, ist eine SchlieBung aus landesplanerischer Sicht hinnehmbar, wenn die
flachendeckende Versorgung durch gleichwertige zentralértliche Einrichtungen an anderer
Stelle in zumutbarer Erreichbarkeit gesichert werden kann. Dies kann im Einzelfall auch mit
zentralbrtlichen Einrichtungen erfolgen, die nicht in Zentralen Orten vorgehalten werden (vgl.
2.1.3, i.d.F.v. 01.03.2018: 2.1.4). Ist dies nicht méglich, sind Auslastungserfordernisse
zuriickzustellen, da andernfalls das Entstehen von Versorgungsliicken und damit die Gefahr
weiterer Abwanderung droht. Die Schwellenwerte in Bezug auf die Tragféhigkeit (Auslastung-
sschwelle) und die zumutbare Erreichbarkeit sind einrichtungsspezifisch von den fiir die
Jeweiligen Einrichtungen zusténdigen Ressorts zu bestimmen. Fiir diinn besiedelte Teilrdume
mit besonders starkem Bevoélkerungsriickgang (vgl. Begriindung zu 1.2.2) kénnen auf Grund

des héheren Risikos von Versorgungsliicken differenzierte Schwellenwerte angesetzt werden.
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Zu 1.2.6 (B) Der demographische Wandel wirkt sich auch auf die bestehenden Siedlungsstrukturen sowie
auf deren Versorgungs- und Entsorgungsinfrastruktur aus. Bei zuriickgehender Bevédlker-
ungszahl und abnehmender Haushaltsgréf3e sinkt die Siedlungsdichte. In der Folge sinkt die
Auslastung vieler Einrichtungen der Daseinsvorsorge; dies zieht steigende Kosten fiir deren
Nutzer nach sich. Dartliber hinaus besteht die Gefahr der Entwicklung einseitiger Alters-
strukturen, bei denen die vorhandene Siedlungsstruktur nicht mehr mit den Bedlirfnissen der

Bewohner (ibereinstimmt.

Eine Siedlungsentwicklung, die verstérkt auf die Innenentwicklung setzt (vgl. 3.2), trégt sowohl
zur Trag- und Funktionsféhigkeit der Versorgungs- und Entsorgungsinfrastrukturen als auch
zu einer heterogenen Altersstruktur bei. Dies dient letztlich auch der Aufrechterhaltung der

Funktionsféahigkeit bestehender Siedlungsstrukturen.

1.3 Klimawandel

1.3.1 Klimaschutz

(G) Bei raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen soll auf die Klimaneutralitat in

Bayern hingewirkt werden.

(G) Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen werden, insbesondere
durch

- die Reduzierung des Energieverbrauchs mittels einer integrierten Siedlungs- und
Verkehrsentwicklung und;

——die verstarkte ErschlieBung und Nutzung erneuerbarer Energien_und nachwach-

sender Rohstoffe—sowie

(G) Die Klimafunktionen der natiirlichen Ressourcen, insbesondere des Bodens und dessen

Humusschichten, der Moore, Auen und Walder sowie der natirlichen und naturnahen

Vegqetation, als speichernde, regulierende und puffernde Medien im Landschaftshaus-

halt sollen erhalten und gestarkt und soweit erforderlich wiederhergestellt werden.
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(G) In den Regionalplanen konnen Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fur den Klimaschutz

festgelegt werden.

1.3.2 Anpassung an den Klimawandel

(G) Die raumlichen Auswirkungen von Klimaanderungen und von klimabedingten

Naturgefahren sollen bei allen raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen

berucksichtigt werden.

(G) In allen Teilrdumen, insbesondere in verdichteten Raumen, sollen klimarelevante

Freiflachen- wie Griin- und Wasserflachen auch im Innenbereich von Siedlungsflachen

zur Verbesserung der thermischen und lufthygienischen Belastungssituation neu an-

gelegt, erhalten, entwickelt und von Bebauung-Versiegelung freigehalten werden.

(Z) In den Regionalplanen sind Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fur die Anpassung an den

Klimawandel festzulegen.

Zu 1.3.1 (B) Der Klimawandel ist ein globales Problem mit réumlichen Auswirkungen auch fiir Bayern. Er.
zahlt zu den wichtigsten Herausforderungen der Gegenwart und Zukunft. Dieser

Herausforderung kann bestmdéglich (ber eine Doppelstrategie der Vorsorge (Klimaschutz) und

der Anpassung an den Klimawandel begegnet werden. Das Bayerische MaBnahmenpaket
zum Klimaschutz, das Bayerische Klimaschutzgesetz und der Zehn-Punkte-Plan der Klima-
schutzoffensive sind wichtige Bausteine zu einem nachhaltigen Klimaschutz. Dem-trégt-auech-

Um die Intention Bayerns bis spétestens 2040 klimaneutral zu sein zu erreichen, ist es wichtig,

diese Intention auf allen Ebenen der offentlichen Verwaltung in allen klimarelevanten Hand-

lungsfeldern, wie Verkehr, Siedlung, Energie und Landwirtschaft, umzusetzen. Dazu ist es

notwendiq, die Treibhausgasemissionen stetig zu reduzieren. Nicht vermeidbare Restemissio-

nen sollen durch Kompensationsvorhaben ausgeglichen werden.
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Aktivitdten der Regionalen Planungsverbdnde im Sinne der Regionalentwicklung (vgl. Art. 8
i.V.m. Art. 29 BaylplG) — wie die Erarbeitung und Umsetzung regionaler Entwicklung-
skonzepte oder der Aufbau regionaler und kommunaler Netzwerke und Koopera-

tionsstrukturen — sollen auch zur Bewaéltigung des Klimawandels beitragen.

Zu-1-3-1{B)—Klimaschutz bedeutet in erster Linie, dass durch die Minimierung von Treibhausgasemissionen
die globale Erwdrmung reduziert wird. Zur Verringerung der Treibhausgasemissionen, wie
Kohlendioxid und Methan, trdgt insbesondere eine Reduzierung des Energieverbrauchs bei.
Dies kann vor allem durch energiesparende und verkehrsvermindernde Siedlungs- und

ErschlieBungsstrukturen erreicht werden (vgl. 3.12.2.8).

Daneben tragt die verstarkte ErschlieBung und Nutzung erneuerbarer Energietrdger — Was-
serkraft, Biomasse, Solarenergie, Windenerqgiekraft und Geothermie — dazu bei, die Emissio-
nen von Kohlendioxid und anderen klimarelevanten Luftschadstoffen zu verringern (vgl. 6.1).
Die Landes- und Regionalplanung unterstiitzt dies insbesondere mit der Festlegung von Vor-
rang- und Vorbehaltsgebieten flir Windenergiekraftanlagen sowie gegebenenfalls fiir Photo-
voltaikanlagen (vgl. 6.2)._

Moore, Auen, Griinland und Wélder sind natiirliche Speicher flir Kohlenstoff und sollen des-

halb erhalten werden. Entwésserte und landwirtschaftlich genutzte Moore verlieren gro3e

Mengen organisch gebundenen Kohlenstoff, weshalb Moorbéden soweit nétig wieder verndsst

naturnahen Zustand versetzt werden sollen. Fiir die Berticksichtiqung von Béden mit einem

besonders hohen CO,-Speicherpotenzial kann die Moorbodenkarte des Landesamts flir Um-

welt dienen. Die Moorbodenkarte kann im ,UmweltAtlas Bayern® unter www.umwelltatlas.

bayern.de in dem Fachthema ,Boden“ abgerufen werden.

Ebenso haben auch die Erhaltung und Entwicklung von Extensivgriinland und naturnahem

Wald in Auen eine wichtige Bedeutung in ihrer Funktion als CO>-Speicher fiir den Klima-

schutz. Auch Waldgebiete auBerhalb der Auen haben eine grof3e Bedeutung fiir Klimarequla-

tion, Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel (vgl. 5.4.2), bedlirfen jedoch in man-

chen Regionen ihrerseits der Anpassung (Mal3nahmen entsprechend dem Klimaprogramm
2050 und der Waldumbauoffensive 2030 z.B. Waldumbau, Stabilisierung der Bergwélder).

Die Erhaltung und Entwicklung von Fldchen, die als Kohlenstoffspeicher oder -senken dienen,

hat eine wichtige Bedeutungq fiir den Klimaschutz. Entsprechende Fldchen kénnen daher als
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Forschungsprojekt AquaKlif
Hervorheben
VORSCHLAG ERGÄNZUNG:

Entwässerte und land- oder forstwirtschaftlich genutzte Moore...

BEGRÜNDUNG:

Auch im Wald wurden und werden Niedermoore vielfach - geplant oder unbeabsichtigt als Nebeneffekt der Bewirtschaftung - entwässert. Hier gegenzusteuern ist neben dem Erhalt bestehender Kohlenstoffsenken ein wertvoller Beitrag sowohl für Landschaftswasserhaushalt /Grundwasserneubildung als auch für den Wasserrückhalt bei Starkregen.


Forschungsprojekt AquaKlif
Hervorheben
KOMMENTAR:

Dieses neue Instrument ist sehr begrüßenswert. Gerne stehen wir zur Mitwirkung bei der Erstellung der abgestimmten Hinweise für die Festlegung solcher Flächen durch die Ressorts zur Verfügung.

Forschungsprojekt AquaKlif
Kommentar zu Text
VORSCHLAG ABWANDLUNG:

- Solarenergie, Wasserkraft, Biomasse, Windenergie und Geothermie

BEGRÜNDUNG:

Reihenfolge ist so stringent entsprechend dem Anteil an der Stromerzeugung (Zahlen 2020).


Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) Stand_14.12.2021

Vorrang- oder Vorbehaltsgebiete fiir den Klimaschutz in den Regionalpldnen gesichert

werden. Flr die Festlequng dieser Fldchen stellen die Ressorts abgestimmte Hinweise zur

Verfliqung. In Vorranggebieten zum Klimaschutz sind nur Vorhaben zulédssig, welche dem

Schutzzweck nicht entgegenstehen. In Vorbehaltsgebieten zum Klimaschutz sollen Mal3nah-

men, die den Schutzzweck beeintrdchtigen, méglichst unterbleiben.

Zu 1.3.2(B) Bayern ist aufgrund seiner geografischen Lage bereits heute vom Klimawandel und seinen

Folgen betroffen. Raumordnerisch besonders relevante Wirkfolgen sind die Zunahme der
Dureh-denKlimawandelwerden-sich-Haufigkeit und Intensitét von Extremwetterereignissen und
Naturgefahren, wie Hitzeperioden, Hochwasser- und Starkregenereignisse sowie Sturzfluten,

Flusshochwasser, Niedrigwasser, gravitative Massenbewequngen wie Lawinen, Muren,

Hangbewegungen, Steinschlag und Felssturz, Schwankungen des Grundwasserpegels,

Stiirme, Trockenperioden und Schdden an Personen, Gebduden und Infrastruktur.

Bayern-erhéhen- Diese potentiellen Wirkfolgen sind Dies-ist-bei allen raumbedeutsamen Pla-

nungen und MalBnahmen zu berticksichtigen.

Zum Schutz von Bevélkerung, Siedlungen und Infrastruktur sind vorsorglich die vorhandenen
Kenntnisse und Risikoabschétzungen liber Gefahrenpotenziale in die planerische Abwégung

einzubeziehen (vgl. Internetplattform ,Naturgefahren Bayern®)._Fiir die Beurteilung zur Beriick-

sichtigung von Naturgefahren liegen umfangreiche Grundlagen beim Landesamt fiir Unmwelt,

den Wasserwirtschaftsdmtern, dem Bayerischen Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und

Verkehr und dem Bayerischen Staatsministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

vor (z.B. Erosionsatlas Bayern, Bodenfunktionen und Geogefahren im UmweltAtlas Bayern,
Hinweiskarte Oberflachenabfluss und Sturzfluten) (vql. 7.2.5).

Durch angepasste Raum- und Siedlungsstrukturen kénnen Belastungen fiir die Bevélkerung

und Umwelt reduziert werden. Hier kommt insbesondere der Zuordnung von Frei- und Sied-

lungsrdumen hohe Bedeutung zu (vgl. 3.1).

Im Zuge des Klimawandels wird eine zunehmende Hé&ufigkeit von Hitzestress sowohl am Tag

als auch in der Nacht beobachtet. Die kiinftige Ausgestaltung der Raum- und Siedlungs-

struktur wird dabei eine immer wichtigere Rolle zur Abfederung dieses Phdnomens spielen.

Hierzu z&hlt neben der Freihaltung von Frischluft- und Kaltluftleitbahnen die Verbesserung der

bioklimatischen und lufthygienischen Situation etwa durch hitzeangepasste Gebdude- und

Griinflichenplanung, die Schaffung offener Wasserfldchen, die Entsiegelung von Fldchen, die
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Forschungsprojekt AquaKlif
Kommentar zu Text
VORSCHLAG ÄNDERUNG:

...wie a) Hochwasser- und Starkregenereignisse mit Sturzfluten und Flusshochwasser, oft verbunden mit gravitativen Massenbewegungen wie Lawinen, Muren, Hangbewegungen, Steinschlag, Felssturz und Bodenerosion, b) Hitze- und Trockenperioden mit sich verschärfenden Niedrigwasserlagen in Fließgewässern, Böden und Grundwasser c) stärkeren Stürmen. Diese potentiellen Wirkfolgen mit möglichen Schäden an Personen, Gebäuden, Infrastruktur und Ökosystemen sind bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu berücksichtigen.

BEGRÜNDUNG:

Stringentere Ordnung anhand Hoch- und Niedrigwasserlagen sowie Stürmen als separat wirkenden Faktoren. 
Schäden (nicht nur) an Personen, Gebäuden und Infrastruktur sind bei allen diesen Extremlagen möglich.

Forschungsprojekt AquaKlif
Kommentar zu Text
KOMMENTAR:

Nebeneffekt ist hier - zusätzlich zur verdunstungsbedingten Kühlung in Hitzeperioden - die langfristige Verbesserung des  Landschaftswasserhaushalts durch vermehrte Versickerung von Niederschlägen. 

Forschungsprojekt AquaKlif
Hervorheben
s.o.
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1.4

Schaffung urbaner griiner Infrastruktur sowie die Dach- und Fassadenbegriinung (vgl. 5.4.1

und 5.4.2). Insbesondere stadtische Strukturen sind aufqrund der hohen Dichte ihrer Bebau-

ung und Bevélkerung, des hohen Anteils an versiegelten Fldchen und der Intensitét der

wirtschaftlichen Tétigkeit besonders sensitiv gegenliber Klimadnderungen.

Um ein gesundes Klima im Siedlungsbereich zu erhalten, die Aufheizung der Luft zu vermin-

dern, einem gesundheitsqgefdhrdenden Hitzestress vorzubeugen und Luftverunreinigungen

abzubauen, muss ein méglichst ungehinderter Luftaustausch mit der freien Landschaft

gewdéhrleistet werden. Mit der Festlequng von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten fiir die Anpas-

sung an den Klimawandel (VRG und VBG Klimaanpassung), mit denen Frischluft- und Kaltluft-

entstehungsgebiete sowie Luftleitbahnen gesichert werden kénnen, wird der Zielsetzung der

Verringerung der bioklimatischen und lufthygienischen Belastung in Siedlungsrdumen ent-

sprochen. Als Grundlage fiir die Festlequng dienen Karten aus dem Projekt des Bayerischen

Landesamts fiir Umwelt ,Landesweite Schutzqutkarte Klima/Luft flir die Landschaftsrahmen-

planung®”. Bioklimatisch und lufthygienisch belastete Rdume von sehr hoher und hoher Rele-

vanz sind dabei insbesondere als Vorranggebiete und bioklimatisch und lufthygienisch belas-

tete Rdume von Relevanz als Vorbehaltsgebiete einzustufen.

Wettbewerbsfahigkeit

1.4.1 Hohe Standortqualitat
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(G) Die raumliche Wettbewerbsfahigkeit Bayerns soll durch Schaffung bestmodglicher
Standortqualitaten in wirtschaftlicher, 6ékologischer und sozialer Sicht in allen Teilrau-
men gestarkt werden. Dabei sollen im Wettbewerb um Unternehmen und Arbeitskrafte

lagebedingte und wirtschaftsstrukturelle Defizite ausgeglichen, infrastrukturelle

Nachteile abgebaut sowie vorhandene Starken ausgebaut werden.

1.4.2 Telekommunikation

(G) Die flachendeckende Versorgung mit Telekommunikationsdiensten soll erhalten und

deren Infrastruktur gemafl dem Stand der Technik ausgebaut werden._Die Anbindung

an eine leistungsfahige digitale Infrastruktur soll in Planungsprozessen flur andere

Nutzungen frihzeitig berlicksichtigt werden.

(Z) Die Errichtung von Mobilfunkantennen in ausreichender Anzahl an dafiir geeigneten

Standorten ist bei Bedarf zu ermoglichen.

(G) Der Ausbau eines flachendeckenden und leistungsfiahigen Mobilfunknetzes soll unter

bevorzugter Einbeziehung bestehender Mobilfunk-Standorte erfolgen.

(G) Entlang von Verkehrswegen mit Ubergeordneter Verkehrsbedeutung soll ein durchge-

hendes Mobilfunknetz gemall dem Stand der Technik aufgebaut werden.

(G) Das Digitalfunknetz fiir Behorden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben soll

flachendeckend bedarfsgerecht und gemall dem Stand der Technik ausgebaut werden.

4-4.21.4.3 Europaische Raumentwicklung

(G) Bayern soll sich als eigenstandiger Teilraum Deutschlands und Europas in die Zusam-

menarbeit der Lander und der Mitgliedstaaten, insbesondere bei der Abstimmung
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raumlicher Entwicklungsstrategien, einbringen. Raumliche Konzepte fur Bayern sollen

auch die grenzubergreifend abgestimmten Entwicklungsstrategien bertcksichtigen.

4-4.31.4.4 Europaische Metropolregionen

(G) Die Europaischen Metropolregionen Minchen und Nurnberg sowie der bayerische Tell
der grenziberschreitenden Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main sollen in ihrer natio-
nalen und internationalen Bedeutung wirtschaftlich, verkehrlich, wissenschaftlich, kul-
turell und touristisch weiterentwickelt werden. Positive Impulse, die von den Metropolre-
gionen Munchen, Ndrnberg und der grenziberschreitenden Metropolregion Frank-
furt/Rhein-Main ausgehen, sollen verstarkt auch im landlichen Raum der Metropolre-

gionen genutzt werden.

4:4.41.4.5 Kooperation und Vernetzung

(G) Durch Kooperation und Vernetzung sowie durch interkommunale Zusammenarbeit sol-

len innerhalb von Teilraumen sowie zwischen Teilraumen - auch grenzuberschreitend -

- vorhandene Standortnachteile ausgeglichen,
- Synergien im Hinblick auf die teilrdumliche Entwicklung geschaffen und genutzt,

-__regionale Potenziale und spezifische Profile identifiziert, genutzt und deren

Vermarktung optimiert-sewie,

- regionale Versorgungs- und Wertschopfungsketten aufgebaut sowie

- __die Innovationsfahigkeit erhéht werden.

Zu 1.4 Die Stérkung der rédumlichen Wettbewerbsfdhigkeit Bayerns ist insbesondere im Hinblick auf
die Schaffung und den Erhalt von gleichwertigen Lebens- und Arbeitsbedingungen in allen
Teilrdumen von besonderer Bedeutung. Wirtschaftliche Leistungs- und Innovationsféhigkeit
aller Teilrdume sind entscheidende Faktoren fiir den Ausgleich von regionalen Disparitédten

und die Verbesserung der Chancengleichheit.

Zu 1.4.1 (B) Globalisierung und technologischer Fortschritt erh6hen den Wettbewerbsdruck zwischen Re-
gionen, insbesondere in Bezug auf die Anwerbung und Standortbindung von Unternehmen
sowie zunehmend auch von Arbeitskréften. Okonomische, ékologische und soziale

Standortqualitdten bedlirfen daher in allen Teilrdumen einer kontinuierlichen Verbesserung.
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Dazu sollen tragféhige Einrichtungen der Daseinsvorsorge (vgl. 1.1.1) und ein attraktives An-
gebot an Erholungs-, Kultur- und Freizeiteinrichtungen geschaffen und erhalten werden. Um
die in allen Landesteilen vorhandenen Innovations- und Technologiepotenziale zu erschlie8en
und zu stérken, sollen leistungsféhige Einrichtungen fiir Forschung und Technologie, aber
auch effiziente Netzwerkstrukturen und Instrumente der Innovationsférderung sowie des Wis-

senstransfers geschaffen bzw. ausgebaut werden.

Zu 1.4.2 (B)

Moderne Wirtschaftsablédufe und Kommunikationsstrukturen erfordern leistungsféhige und

preisglinstige Telekommunikationsangebote. Das Leitziel gleichwertiger Lebens- und Arbeits-
bedingungen in ganz Bayern verlangt, dass die Telekommunikationsdienste flichendeckend
vorgehalten werden. Dazu ist es erforderlich, die Telekommunikationsinfrastruktur einschliel3-
lich des Fernmeldeverkehrs geméal dem Stand der Technik auszubauen, zu erhalten und im
Betrieb nicht zu beeintrédchtigen; die Zusténdigkeit hierfiir liegt insbesondere bei Bund und
Telekommunikationsunternehmen. Insbesondere dem Ausbau hochleistungsféhiger Breit-
bandnetze kommt dabei gro3e Bedeutung zu. Besonderer Nachholbedarf beim Ausbau der

Telekommunikationsinfrastruktur besteht im ldndlichen Raum (vgl. 2.2.5)._ Gerade in Ortlichen

und Uberértlichen Planungsprozessen besteht die Moglichkeit, den flachendeckenden Ausbau

leistungsféhiger digitaler Infrastrukturen mit einzubeziehen, um baulichen und zeitlichen

Mehraufwand zu vermeiden und Kosten zu sparen.

Zur Sicherstellung einer flaichendeckenden Abdeckung mit Mobilfunk gemafl dem Stand der

Technik ist es notwendiq, dass die daflir erforderlichen Mobilfunkantennen errichtet werden

kénnen. Dafiir muss zumindest ein geeigneter Standort fiir die Errichtung einer Mobilfunkan-

tenne von der Gemeinde planerisch ermdglicht werden, zur Vermeidung von Versorgungs-

lticken gqgf. auch mehr, wenn dies fiir eine gute Versorqungsqualitit erforderlich ist.
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Zur Steigerung der Leistungsféhigkeit des Mobilfunknetzes geméal3 dem Stand der Technik soll

wo erforderlich der Ausbau unter bevorzugter Einbeziehung bestehender Mobilfunk-Standorte

erfolgen, um rdumliche Eingriffe zu minimieren.

Flir eine schnelle und verldssliche Hilfe in Not- und Katastrophenféllen fiir alle Biirgerinnen

und Bilirger ist ein leistungsstarkes und flachendeckendes Mobilfunknetz zur Nutzung von

Breitbanddiensten der Behérden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) von

grundlegender Bedeutung. Um dies zu gewéhrleisten ist es notwendig, noch bestehende

Liicken in der Funkinfrastruktur entsprechend des Versorgungsbedarfs insbesondere an

Einsatz— und Unfallschwerpunkten durch die Errichtung von Mobilfunkanlagen an geeigneten

Standorten zu schlief3en.

Sowohl zur Herstellung einer flachendeckenden Mobilfunkversorgung geméal3 dem Stand der

Technik als auch hinsichtlich der Anspriiche an zeitgeméaf3e Mobilitét ist es wichtig, dass ent-

lang der Verkehrswege mit iibergeordneter Bedeutung, bei StralBen sind das Bundesautobah-

nen, Bundes- und Staatsstral3en, eine liickenlose Abdeckung mit Mobilfunk besteht. Daher

soll ein entsprechender Ausbau bei der Neuanlage von Verkehrswegen von vornherein

vorgesehen werden. Die beriihrten Offentlichen Planungstrdger kbnnen hier unterstiitzend

tatig werden und geeignete Rahmenbedingungen schaffen. Zusténdiq fiir die bauliche Um-

setzung sind die Telekommunikationsunternehmen.

Flir eine schnelle und verléssliche Hilfe in Not- und Katastrophenféllen fiir alle Biirgerinnen

Zu 1.4.32 (B)

und Biirger ist ein leistungsstarkes und flaichendeckendes Funknetz fiir Behérden und Organi-

sationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) wie Feuerwehr, Polizei, Katastroohenschutz und

Hilfsorganisationen von grundlegender Bedeutung. Um dies zu gewéhrleisten ist es notwen-

dig, die bayernweite Netzabdeckung des BOS-Digitalfunks gemél dem Stand der Technik zu

optimieren. Noch bestehende Liicken in der Funkinfrastruktur qilt es entsprechend des Ver-

sorgungsbedarfs insbesondere an Einsatz— und Unfallschwerpunkten durch die Errichtung

und Anbindung von BOS-Funkanlagen an geeigneten Standorten zu schlief3en.

Die réumliche Entwicklung Bayerns ist eingebettet in die rdumliche Entwicklung Deutschlands
und Europas. Daher ist eine aktive Mitwirkung bei der Erarbeitung, Uberarbeitung und Um-
setzung von grenzlibergreifenden und groBrdumigen rdumlichen Entwicklungsstrategien, die
auch Bayern betreffen, erforderlich. Hierzu gehéren insbesondere das ,Européische Rau-
mentwicklungskonzept®, die , Territoriale Agenda*” der Européischen Union, makroregionale
Strategien, wie die Européische Strategie fiir den Donauraum, Operationelle Programme der
Europédischen Zusammenarbeit mit bayerischer Beteiligung und die nationalen ,Leitbilder und
Handlungsstrategien fiir die Raumentwicklung in Deutschland”, Umgekehrt sollen diese
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Zu 1.4.43 (B)

Zu 1.4.45 (B)

Entwicklungsstrategien auch bei réumlichen Entwicklungsstrategien in Bayern beriicksichtigt

werden.

Die Européischen Metropolregionen Miinchen und Niirnberg sowie die grenziiberschreitende
Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main, zu der auch die Region Bayerischer Untermain (1) zahlt,
sind wichtige Innovations- und Wachstumsmotoren flir Bayern. Wegen ihrer herausragenden
nationalen und internationalen Funktionen, ihrer hohen Konzentration von Bevélkerung und
Wirtschaftskraft und ihrer besonderen Bedeutung fiir die wirtschaftliche, verkehrliche, wissen-
schaftliche, kulturelle und touristische Entwicklung des Landes sollen die Europdischen
Metropolregionen Miinchen und Niirnberg sowie der bayerische Teil der
grenziiberschreitenden Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main in ihrer Leistungs- und

Konkurrenzféahigkeit weiterentwickelt werden.

Die Metropolregionen umfassen auch in weiten Teilen ldndliche Rdume. Der ldndliche Raum
der Metropolregionen ist dabei nicht nur NutznielBer der Impulse aus den Kernrdumen,
sondern gleichberechtigter Partner, der durch die Einbringung eigener Stérken und Aktivitéten

die metropolitane Entwicklung mit beférdert.

Metropolregionen stellen weder eine (landesplanerische) Gebietskategorie noch eine
Férderkulisse dar. Der Ansatz der Metropolregionen ist integriert in das Leitprinzip der

gleichwertigen Lebens- und Arbeitsbedingungen.

Kooperation und Vernetzung sind wichtige tastrumente\Vorgehensweisen, um die Entwicklung-

schancen der Teilrdume zu verbessern, regionale Versorgungs- und Wertschépfungsketten

auszubauen und eine sichere Versorqung der Bevélkerung mit Lebensmittein und Rohstoffen

aus der Region sicherzustellen. Auf Grundlage von regionalen Besonderheiten qilt es dabei

auch die Eigendarstellung der Regionen mit spezifischen Profilen zu schérfen, nach aullen

wie nach innen. Dazu-Zu den einschldqgigen Instrumenten gehéren Teilraumgutachten, rau-

mordnerische Entwicklungskonzepte, Regionalmanagement und Regionalmarketing, MalBnah-
men der ldndlichen Entwicklung (z.B. LEADER, ILE) und der Heimatpolitik (z.B. Heimatpro-

jekte, Forderung reqgionaler Identitédt) sowie die interkommunale Zusammenarbeit und be-

teiligungs-orientierte integrierte Entwicklungsstrategien generell, z.B. interkommunale Entwick-

lungskonzepte. Wissensbasierte Einrichtungen (z.B. Hochschulen, Technologietransferzen-
tren), Netzwerke und attraktive Standortqualitéten fiir qualifizierte Arbeitskréfte tragen eben-
falls zur Steigerung der Wettbewerbsféhigkeit der Teilrdume bei. Aktivitdten der Regionalen
Planungsverbédnde im Sinne der Regionalentwicklung (vgl. Art. 8i.V.m. Art. 29 Bayl plG) — wie
die Erarbeitung und Umsetzung regionaler Entwicklungskonzepte oder der Aufbau regionaler

und kommunaler Netzwerke und Kooperationsstrukturen — sollen einen Beitrag hierzu leisten.
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Angesichts européischer Integration und dem Ziel der territorialen Kohdsion kommt Lénder-
und Staatengrenzen (ibergreifenden Kooperationen und Netzwerken wie etwa den Euregiones
und der Europaregion Donau-Moldau eine zunehmende Bedeutung zu. Auch vor diesem Hin-
tergrund sollen die Méglichkeiten des Férderziels ,,Européische Territoriale Zusammenarbeit*
(INTERREG) der Européischen Union mit seinen drei Ausrichtungen — grenziiberschreitende,
transnationale und interregionale Zusammenarbeit — in Bayern konsequent genutzt werden.
Eine verstérkte Kooperation und Vernetzung auch der Grof3- und Mittelstddte und der sie
umgebenden Rdume aullerhalb der Metropolregionen trégt zur Erhaltung der Wettbew-

erbsfahigkeit aller Teilrdume bei.
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2 Raumstruktur

21 Zentrale Orte

2.1.1 FunktionderZentralen Orte

(G) Zentrale Orte sollen Uberoértliche Versorgungsfunktionen fir sich und andere Gemein-
den wahrnehmen. In ihnen sollen Uberdrtliche Einrichtungen der Daseinsvorsorge

gebundelt werden. Sie sollen zur polyzentrischen Entwicklung Bayerns beitragen.

2.1.2 Festlegung der Zentralen Orte sowie der Nahbereiche
(Z) Das zentraldrtliche System in Bayern umfasst folgende Stufen:

a) Grundzentren,
b) Mittelzentren,
c) Oberzentren,
d) Regionalzentren und

e) Metropolen.

(Z) Die Mittel-, Ober- und Regionalzentren sowie die Metropolen werden gemafl Anhang 1

festgelegt.

(Z) Die Grundzentren werden in den Regionalplanen festgelegt.

(Z) Die Nahbereiche aller Zentralen Orte werden in den Regionalplénen als Teil der Be-

grundung abgegrenzt.

2.1.3 Versorgungsauftrag der ZentralenOrte

(Z) Die Versorgung der Bevolkerung mit zentralortlichen Einrichtungen ist durch die Zen-
tralen Orte zu gewahrleisten. Hoherrangige Zentrale Orte haben auch die Versorgungs-

funktion der darunterliegenden zentralortlichen Stufen wahrzunehmen.
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(G) Grundzentren sollen ein umfassendes Angebot an zentral6rtlichen Einrichtungen der

Grundversorgung fur die Einwohner ihres Nahbereichs vorhalten.

(G) Mittelzentren sollen zentral6rtliche Einrichtungen des gehobenen Bedarfs vorhalten.

(G) Oberzentren sollen zentralortliche Einrichtungen des spezialisierten hoheren Bedarfs

vorhalten.

2.1.4 VorzugderZentralenOrte

(Z) Bei der Sicherung, der Bereitstellung und dem Ausbau zentralértlicher Einrichtungen ist
Zentralen Orten der jeweiligen Stufe in der Regel der Vorzug einzurdumen. Hiervon
kann abgewichen werden, wenn es andernfalls zu nicht hinnehmbaren Ein-
schrankungen der Versorgungsqualitat oder zu unverhaltnismafigen finanziellen Mehr-

belastungen kommen wurde.

2.1.5 KonzentrationvonEinrichtungen

(Z) Die zentralortlichen Einrichtungen sind in der Regel in den Siedlungs- und Versorgung-
skernen der Zentralen Orte zu realisieren. Ausnahmen sind nur zuldssig, wenn im Sied-
lungs- und Versorgungskern geeignete Flachen oder notwendige Verkehrsinfra-
strukturen nicht zur Verfigung stehen oder wenn es zu Attraktivitatseinbuf3en im Sied-

lungs- und Versorgungskern kommen wirde.

2.1.6 Grundzentren

(Z) Eine Gemeinde ist in der Regel dann als Grundzentrum festzulegen, wenn sie zen-
tralortliche Versorgungsfunktionen flr mindestens eine andere Gemeinde wahrnimmt

und einen tragfahigen Nahbereich aufweist.

(G) Die als Grundzentrum eingestuften Gemeinden sollen darauf hinwirken, dass die
Bevdlkerung ihres Nahbereichs mit Gutern und Dienstleistungen des Grundbedarfs in

zumutbarer Erreichbarkeit versorgt wird.
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(G) Bestehende Zentrale Orte der Grundversorgung konnen als Grundzentren beibehalten

werden.

(G) Zusatzliche Mehrfachgrundzentren kdnnen in Ausnahmefallen festgelegt werden.

2.1.7 Mittelzentren

(G) Die als Mittelzentrum eingestuften Gemeinden, die Fachplanungstrager und die Region-
alen Planungsverbande sollen darauf hinwirken, dass die Bevolkerung in allen Teilrdu-
men mit Glatern und Dienstleistungen des gehobenen Bedarfs in zumutbarer Erreich-

barkeit versorgt wird.

2.1.8 Oberzentren

(G) Die als Oberzentrum eingestuften Gemeinden sollen auf Grund ihrer raumlichen Lage,
ihrer funktionalen Ausstattung und ihrer Potenziale die grof3raumige, nachhaltige

Entwicklung aller Teilraume langfristig befordern.

(G) Die als Oberzentren eingestuften Gemeinden, die Fachplanungstrager und die Region-
alen Planungsverbande sollen darauf hinwirken, dass die Bevdlkerung in allen Teilrau-
men mit Gutern und Dienstleistungen des spezialisierten hdheren Bedarfs in zumutbarer

Erreichbarkeit versorgt wird.

2.1.9 Regionalzentren

(G) Die Regionalzentren sollen als Uberregional bedeutsame Bildungs-, Handels-, Kultur-,
Messe-, Sport-, Verwaltungs-, Wirtschafts- und Wissenschaftsschwerpunkte
weiterentwickelt werden. Sie sollen zur raumlichen und wirtschaftlichen Starkung eines
weiten Umlandes positive Impulse setzen. Hierzu kdnnen die Regionalzentren mit ihrem

Umland Kooperationsraume bilden.

2.1.10 Metropolen

(G) Die Metropolen sollen als landes- und bundesweite Bildungs-, Handels-, Kultur-, Messe-

, Sport-, Verwaltungs-, Wirtschafts- und Wissenschaftsschwerpunkte weiterentwickelt
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werden. Sie sollen zur raumlichen und wirtschaftlichen Starkung der Metropolregionen

und ganz Bayerns in Deutschland und Europa beitragen.

2.1.11 Doppel- und Mehrfachorte

(G) Im Ausnahmefall sollen zwei oder mehr Gemeinden als Zentrale Doppel- oder Mehr-

fachorte festgelegt werden, wenn dies raumlich oder funktional erforderlich ist. Dabei soll
eine bestehende oder kunftige interkommunale Zusammenarbeit besonders
bericksichtigt werden. Die Zentralen Doppel- oder Mehrfachorte sollen den zentralort-

lichen Versorgungsauftrag gemeinsam wahrnehmen.

(G) Zwischen den Teilorten eines Doppel- oder Mehrfachortes soll auf eine leistungsfahige

Verbindung mit dem o6ffentlichen Personennahverkehr hingewirkt werden.

(G) Die grenziiberschreitend festgelegten Zentralen Orte mit Osterreich und Tschechien

sollen die grenziberschreitende Entwicklung und Zusammenarbeit besonders

vorantreiben.

2.1.12 Zentrale Orte im Raum mit besonderem Handlungsbedarf

(G) In Teilrdumen mit besonderem Handlungsbedarf werden Zentrale Orte auch dann fest-

gelegt, wenn diese die erforderlichen Versorgungsfunktionen nur zum Teil erflllen, aber
flr ein ausreichend dichtes Netz an zentralortlicher Versorgung auf der jeweiligen Stufe
erforderlich sind. Die so eingestuften Gemeinden, die Fachplanungstrager und die Re-
gionalen Planungsverbande sollen darauf hinwirken, dass diese Zentralen Orte ihre Ver-

sorgungsfunktion umfassend wahrnehmen koénnen.

Zu 2.1 (B) Das Zentrale-Orte-System dient im Lichte der nachhaltigen Raumentwicklung der Umsetzung

des Leitziels der gleichwertigen Lebens- und Arbeitsbedingungen in allen Teilrdgumen. Uber
dieses System kann eine flachendeckende Daseinsvorsorge erreicht werden. Die Einrich-
tungen der Daseinsvorsorge werden sowohl von 6éffentlichen (staatlichen und kommunalen)
als auch von privaten Tragern bereitgestellt und betrieben. Eine unmittelbare Steuerungswir-

kung des Zentrale-Orte-Systems ergibt sich zunéchst nur in Bezug auf die von der 6ffentlichen
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Zu 2.1.1 (B)

Zu 2.1.2 (B)

Hand getragenen zentralértlichen Einrichtungen. Die Festlegung als Zentraler Ort stellt aber
auch einen Ansporn fiir die Gemeinden dar, im Zusammenwirken mit den privaten Tragern,
Einrichtungen zur Sicherung der Daseinsvorsorge dauerhaft zu halten oder neu fiir die zen-

tralértliche Versorgung zu gewinnen.

Die Zentralen Orte sollen — insbesondere im Hinblick auf den demographischen Wandel
und seine Folgen — eine flichendeckende Versorgung der Bevélkerung mit (iberértlich
raumbedeutsamen Einrichtungen der Daseinsvorsorge (zentralértliche Einrichtungen) in zu-
mutbarer Erreichbarkeit gewéhrleisten. Zentralbrtliche Einrichtungen umfassen damit jene Ein-
richtungen der Daseinsvorsorge, die aus Grinden der Wirtschaftlichkeit und/oder Trag-
fahigkeit nicht in jeder Gemeinde vorgehalten werden kénnen, jedoch zur Schaffung und zum
Erhalt gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen unverzichtbar sind. Die Versorgungs-
funktion der Zentralen Orte geht damit iiber die in Art. 83 Abs. 1 der Bayerischen Verfassung
und Art. 57 der Bayerischen Gemeindeordnung umschriebenen Pflichtaufgaben der Gemein-
den (z.B. Strallen- und Wegebau, Versorgung der Bevélkerung mit Wasser, Feuerschutz)
hinaus.

Durch die Biindelung der zentralértlichen Einrichtungen in den Zentralen Orten (rdumliche
Biindelungsfunktion) und deren Konzentration in den Siedlungs- und Versorgungskernen der
Zentralen Orte (vgl. 2.1.5), verbunden mit einer guten Erreichbarkeit, bietet das Zentrale-Orte-

System unter wirtschaftlichen, sozialen und ékologischen Gesichtspunkten Vorteile fiir

- die Blrger (kurze Wege bei Nutzung mehrerer Einrichtungen),

- die Anbieter der Einrichtungen (erhéhte Attraktivitét der zentralértlichen Einrichtung),
- die OPNV-Betreiber (Biindelung des Nachfragepotenzials),

- die Umwelt (weniger Verkehr, geringere Freiflacheninanspruchnahme) sowie

- Wirtschaft und Unternehmen (Fiihlungsvorteile).

Die Funktion der Zentralen Orte (vgl. 2.1.1) wird durch ein auf die unterschiedlichen Ver-
sorgungsqualitdten und Entwicklungserfordernisse abgestimmtes und aufeinander aufbau-
endes hierarchisches fiinfstufiges Zentrale-Orte-System am besten erflillt. Nach Art. 6 Abs. 2

Nr. 2 Satz 6 BayLplG werden nur ganze Gemeinden als Zentrale Orte festgelegt.

Die Mittel-, Ober- und Regionalzentren sowie Metropolen libernehmen Versorgungsaufgaben,
die Uber die zentralértliche Grundversorgung und teilweise (ber die Regionsgrenzen hinaus-

gehen. Sie werden deshalb im Landesentwicklungsprogramm abschlie3end festgelegt.
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Ziel des Systems der Zentralen Orte ist die langfristig ausgerichtete, flaichendeckende Sicher-
ung der Versorgung der Bevélkerung mit 6ffentlichen und privaten Einrichtungen und
Dienstleistungen sowie Arbeitsplétzen in zumutbarer Entfernung. Dazu ist es erforderlich,
dass die Zentralen Orte die ihnen entsprechend ihrer Einstufung zukommenden Funktionen
dauerhaft und in méglichst groBem Umfang wahrnehmen kénnen. Hierzu ist eine langfristige
Perspektive aufzuzeigen. Die bereits im LEP 2013 festgelegten Mittel- und Oberzentren
werden beibehalten, um eine langfristige Aufgabenwahrnehmung und einen langfristig aus-

gerichteten Versorgungs- und Entwicklungsauftrag zugewéhrleisten.

Soweit die Ausstattung von bestehenden oder kiinftigen Mittel- und Oberzentren mit Ver-
sorgungseinrichtungen gegenwértig noch liickenhatft ist, soll ihre weitere Entwicklung be-
darfsgerecht gefordert werden. Gegebenenfalls kann die Versorgungssicherheit auch durch
interkommunale Kooperation sichergestellt werden. So kbnnen mehrere Gemeinden in Dop-
pel- oder Mehrfachzentren zusammenarbeiten und sich mit vorhandenen oder geplanten Ein-
richtungen in ihrem Versorgungsauftrag ergdnzen (vgl. 2.1.11). Diejenigen Gemeinden, fiir die
durch eine Behérdenverlagerung zusétzliche Einrichtungen vorgesehen sind oder die von mili-
tarischer Konversion betroffen sind, kénnen bei der Festlegung Zentraler Orte in besonderer
Weise berticksichtigt werden. Durch zusétzliche behérdliche Einrichtungen wird auch die Ar-
beitsplatzzentralitdt von Gemeinden gestérkt werden, was dem Versorgungs- und Entwick-
lungsauftrag Zentraler Orte dient. Den Gemeinden, die von militarischer Konversion betroffen
sind, werden kiinftig — teilweise unterstiitzt mit staatlicher Férderung — neue Entwicklungsper-

spektiven aufgezeigt.

Mit der Festlegung der Grundzentren sowie aller Nahbereiche wird die Zustédndigkeit der
gesamten zentralértlichen Grundversorgung den Regionalen Planungsverbénden (bertragen.

Diese verfiigen auf Grund ihrer Ortskenntnis hierfiir (iber die besten Grundlagen.

Nahbereiche bilden die Verflechtungsbereiche fiir die Deckung des Grundbedarfs. Sie werden
aus denjenigen Gemeinden gebildet, fiir die der jeweilige Zentrale Ort die zentralértliche
Grundversorgung wahrnimmt. MalBgebend fiir die Zuordnung ist die rdumliche Nédhe der Ge-
meinden zum Siedlungs- und Versorgungskern des Zentralen Orts. Dabei wird angenommen,
dass sich die Einwohner einer Gemeinde zum jeweils ndchstgelegenen Zentralen Ort orien-
tieren. Weicht das Versorgungsverhalten der Einwohner hiervon ab, ist dem tatsédchlichen
mehrheitlichen Versorgungsverhalten Rechnung zu tragen. Zentrale Doppel- und Mehr-

fachorte der Grundversorgung (vgl. 2.1.6) bilden einen gemeinsamen Nahbereich.
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Zu2.1.3(B)

Aus statistischen Griinden werden die Nahbereiche jeweils aus ganzen Gemeinden und unter
Beachtung der Regionsgrenzen gebildet. Bei der Abgrenzung ist die Verwaltungsgliederung

zu beachten, um Reibungsverluste in der Zusammenarbeit und Abstimmung zu vermeiden.

Insofern kann die Verwaltungsgliederung in Einzelféllen héher gewichtet werden als die

tatséchliche Orientierung der Einwohner auf einen Zentralen Ort.

Auf eine Festlegung von Mittel- und Oberbereichen wird verzichtet, da die Orientierung der
Btirger bei den einzelnen mittel- oder oberzentralen Einrichtungen h&ufig unterschiedlich ist
und daher diese Versorgungsbereiche heute nicht mehr (iberfachlich und verlasslich

abgegrenzt werden kénnen.

Die Festlegung als Zentraler Ort qualifiziert die jeweiligen Gemeinden grundsétzlich als
geeignete Versorgungsschwerpunkte der entsprechenden Stufe. Aus der Festlegung ergibt
sich aber fiir die Gemeinden kein unmittelbarer Anspruch auf die Bereitstellung der jeweiligen
zentralbrtlichen Einrichtungen. Die zentral6rtlichen Einrichtungen umfassen neben staatlichen
Einrichtungen auch privat und kommunal getragene Einrichtungen. Daher ist es gemeinsame
Aufgabe von Staat und den als Zentrale Orte festgelegten Gemeinden daflir Sorge zu tragen,

dass entsprechende Versorgungsangebote vorgehalten werden.

Die zentralértlichen Einrichtungen des Grundbedarfs werden im taglichen Leben haufig und oft
nacheinander aufgesucht. Jeder Biirger soll diese deshalb in zumutbarer Erreichbarkeit
vorfinden (vgl. 1.2.5; Vorhalteprinzip). Zu den zentralértlichen Einrichtungen der Grundver-

sorgung zédhlen z.B. Einrichtungen fiir

- Bildung: Grundschulen, Mittelschulen, Angebote der Erwachsenenbildung,

- Soziales und Kultur: Einrichtungen und Angebote fiir Kinder, Jugendliche, Familien und
Senioren, Einrichtungen fiir den Breitensport sowie Bibliotheken, ambulante Pflege und
ambulante medizinische Versorgung,

- Wirtschaft: Ausreichendes Einzelhandelsangebot zur Deckung des (ber die oértliche
Nahversorgung hinausgehenden Bedarfs, Bankfiliale, Postpoint bzw. -filiale,

- Verkehr: qualifizierter OPNV-Knotenpunkt.

Die Einzugsbereiche der Zentralen Orte fiir die Grundversorgung werden als sog.

Nahbereiche in den Regionalpldnen abgegrenzt (vgl. 2.1.2).

Der (ber die Grundversorgung hinausgehende gehobene und spezialisierte héhere Bedarf an

zentraldrtlichen Einrichtungen soll von geeigneten Zentralen Orten héherer Hierarchiestufe

38



Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) Stand_14.12.2021

(vgl. 2.1.2) fiir die umliegenden Gemeinden tibernommen werden. Diese Einrichtungen wei-
sen unterschiedliche Einzugsbereiche auf und werden meist nur von bestimmten Nutzergrup-

pen, z.T. in unregelméBigen Zeitabstédnden und hdufig unabhéngig voneinander aufgesucht.

Der gehobene Bedarf an zentralértlichen Einrichtungen wird von den Mittel- und Oberzentren
sowie Regionalzentren und Metropolen gedeckt. Zentralértliche Einrichtungen des gehobenen

Bedarfs sind z.B. Einrichtungen

- der Aus- und Weiterbildung: weiterfiihrende Schulen (wie etwa Gymnasien, Realschulen,
Sonderpddagogische Férderzentren als Kompetenzzentren fiir Inklusion, Berufsschulen),

- des Gesundheits- und Betreuungswesens: Einrichtungen der stationdren medizinischen
Versorgung (wie etwa Krankenhduser der Grundversorgung) und der stationédren Pflege,
Sozialstationen, Fachstellen flir pflegende Angehérige, Teilhabeeinrichtungen fiir
Menschen mit Behinderung,

- Kinder- und Jugendhilfe und Soziales (wie etwa Jugenddmter, Einrichtungen der Jugendar-
beit und Jugendsozialarbeit, KoKiNetzwerke Friihe Kindheit, Erziehungsberatung, Ange-
bote und

- Einrichtungen der Familienbildung, Ehe- und Familienberatungsstellen),

- der Kultur und des Sports (wie etwa Theater, Konzertséle, Sportanlagen von gehobener

GroBe und Ausstattung),

der Rechtspflege und der Verwaltung (wie etwa Amtsgerichte, Polizeidienststellen,

Kreisbehérden, Arbeitsagenturen, Finanzdmter, Notariate).

- Der spezialisierte héhere Bedarf an zentralértlichen Einrichtungen umfasst jene, die
zumeist nur in gréBeren Stddten nachgefragt werden. Er soll von den Oberzentren, Re-
gionalzentren und Metropolen gedeckt werden. Zentralbrtliche Einrichtungen des spezi-
alisierten héheren Bedarfs sind z.B. Einrichtungen

- der Aus- und Weiterbildung (wie etwa Hochschulen, Fachhochschulen),

- des Gesundheits- und Betreuungswesens (wie etwa Krankenhduser der héheren Ver-
sorgungsstufen, sozialp&diatrische Zentren, Frauenh&user und Einrichtungen zur Ver-
braucher- und Erndhrungsberatung),

- der Kultur und des Sports (wie etwa Landestheater, kommunale Theater mit Ensemble,
Museen, Opernhaus, spezialisierte Sport- und Freizeiteinrichtungen fiir GroBveranstal-
tungen),

- der Wirtschaft (wie etwa Kammern),

- der Rechtspflege und der Verwaltung (wie etwa Landgerichte, Fachgerichte,

Polizeiprésidien, oberzentrale Behdrden).

Die Metropolen haben liber die oberzentrale Ausstattung hinausgehende, eindeutig (berre-

gional bedeutsame Einrichtungen vorzuweisen, wie z.B. bedeutende Staatstheater, staatliche
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Zu2.1.4(B)

Zu2.1.5(B)

Museen, Sitze von Parlament oder Ministerien der bayerischen Staatsregierung, internationale
Konzernzentralen, international bedeutsame Messeplédtze oder Bundes- und Europaeinrich-
tungen. Sie heben sich durch ihre Einwohnerzahl deutlich von den (ibrigen Ober- und Region-
alzentren ab. Auch hinsichtlich der wirtschaftlichen Bedeutung treten die Metropolen unter al-
len Zentralen Orten hervor. Metropolen sollen einen groBrdumigen Entwicklungsauftrag
wahrnehmen. Die Weiterentwicklung der landes- und bundesweiten Verwaltungs- und
Wirtschaftseinrichtungen in den Metropolen strahlt auf die Metropolregionen aus und tragt zu

Stédrkung Bayerns insgesamt bei.

Der Vorzug der Zentralen Orte vor Gemeinden ohne zentralértlichen Status oder Zentralen
Orten niedrigerer Hierarchiestufe bei der Sicherung (z.B. bei der Standorterhaltung), der
Bereitstellung (z.B. Errichtung neuer Einrichtungen) und dem Ausbau zentralértlicher Einrich-
tungen istim Hinblick auf die rdumliche Biindelungsfunktion (vgl. 2.1.1) erforderlich. Dies bein-
haltet auch, dass bei SchlieBungen von zentralértlichen Einrichtungen diese zunéchst

aulBerhalb der Zentralen Orte zu erfolgen haben.

In Ausnahmeféllen kann bei der Sicherung, der Bereitstellung und beim Ausbau zentralértlicher
Einrichtungen auch eine Gemeinde ohne zentralérilichen Status oder ein Zentraler Ort nie-

drigerer Hierarchiestufe bevorzugt werden. Dies ist dann der Fall, wenn

- unter Gesichtspunkten der flachendeckenden Versorgung der Bevélkerung in zumutbarer
Erreichbarkeit eine Abweichung erforderlich ist,

- die Beibehaltung zentralértlicher Einrichtungen aul3erhalb der jeweiligen Zentralen Orte flir
die Trager wirtschaftlich erheblich glinstiger ist und/oder

- fachliche Erwédgungen (z.B. spezifische Standortanforderungen oder die besondere Quali-

fikation der Einrichtung) dies zwingend erfordern.

Im Sinne einer nachhaltigen Raumentwicklung ist es erforderlich, dass die zentralértlichen Ein-
richtungen, vor allem der Grundversorgung, gebiindelt im Siedlungs- und Versorgungskern
der Zentralen Orte angeboten werden. Dies betrifft vor allem gro3e Flachengemeinden mit

mehreren Ortsteilen.

Der Siedlungs- und Versorgungskern einer Gemeinde ist die Siedlungseinheit, in der beste-
hende zentralértliche Einrichtungen sowie Wohn- und Arbeitsstétten konzentriert sind. Er um-
fasst nicht nur den 6rtlichen Versorgungsbereich (z.B. Markitplatz) dieser Siedlungseinheit,
sondern auch die hiermit im baulichen Zusammenhang stehenden Fldchen (z.B. Wohn- und
Gewerbegebiete). Dies gilt insbesondere fiir den Standort von Arbeitsstétten oder bestimmten
Infrastruktureinrichtungen. Im Einzelfall kbnnen, vor allem bei Zentralen Orten héherer Stufe,

innerhalb einer Siedlungseinheit mehrere Siedlungs- und Versorgungskerne bestehen.
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Ausnahmsweise kénnen zentralértliche Einrichtungen auch auBerhalb der Siedlungs- und Ver-
sorgungskerne Zentraler Orte realisiert werden. Dies ist dann der Fall, wenn die zentralértliche

Einrichtung

- einen bestimmten Fldchenbedarf aufweist, der absehbar im Siedlungs- und Versorgung-
skern nicht gedeckt werden kann,

- auf eine spezifische Verkehrsinfrastruktur angewiesen ist, die im Siedlungs- und Ver-
sorgungskern nicht zur Verfligung steht und sinnvollerweise nicht hergestellt werden
kann/soll oder

- bei Realisierung im Siedlungs- und Versorgungskern dessen Funktionalitét und Attraktivitét

beeintrdchtigen wiirde.

Zu 2.1.6 (B) Bei der Auswahl der Zentralen Orte der Grundversorgung ist nicht nur die Existenz zentralért-
licher Einrichtungen der Grundversorgung (vgl. Begriindung zu 2.1.3), sondern auch die
Bedeutung als Mitversorger umliegender Gemeinden sowie eine méglichst flichendeckende
Versorgung aller Teilrdume relevant. Eine flichendeckende Versorgung kann als gegeben
angesehen werden, wenn eine Erreichbarkeit von 20 Minuten im motorisierten Individual-
verkehr oder 30 Minuten mit dem 6&ffentlichen Personenverkehr gegeben ist. Diese Orien-

tierungswerte entsprechen der Richtlinie fiir integrierte Netzgestaltung (RIN 2008).

Auf das Erfordernis der Mitversorgung einer weiteren Gemeinde kann im Einzelfall verzichtet
werden, wenn der Zentrale Ort auf Grund seiner Gré3e selbst die Tragféahigkeit der zentralbrt-

lichen Einrichtungen gewéhrleistet.

Ein tragfdhiger Nahbereich liegt vor, wenn das Nutzerpotenzial fiir eine Auslastung der zen-

tralértlichen Einrichtungen der Grundversorgung ausreicht. Dies ist dann anzunehmen, wenn

- ausreichend Einwohner anderer Gemeinden die Einrichtungen mitnutzen oder

- die Gemeinde selbst ausreichend Einwohner aufweist.

Als Richtwert eines tragfédhigen Nahbereichs eines Grundzentrums gelten mindestens 7.500
Einwohner im Nahbereich, wenn nicht das Erfordernis einer zumutbaren Erreichbarkeit eine

Unterschreitung gebietet.

Neueinstufungen sind insbesondere wegen des eng gekniipften Netzes Zentraler Orte der
Grundversorgung in der Regel nicht erforderlich. Im Einzelfall kann zur SchlieBung von Ver-
sorgungsliicken die Festlegung eines zusétzlichen Grundzentrums oder der Ersatz eines
bestehenden Zentralen Orts durch ein Grundzentrum an anderer Stelle notwendig werden. In

diesen Féllen sind die oben genannten Richtwerte zwingend einzuhalten.
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Der Anteil der privaten und kommunalen Trédger ist bei den zentralértlichen Einrichtungen der
Grundversorgung besonders hoch. Den Grundzentren kommt deshalb eine besondere Verant-
wortung zu, dass die entsprechenden Einrichtungen fiir die Bevdlkerung ihres Nahbereichs

vorgehalten werden.

Um das hohe Versorgungsniveau einer flachendeckenden Versorgung der Bevélkerung mit
den zentraldrtlichen Einrichtungen der Grundversorgung in zumutbarer Erreichbarkeit aufrecht
zu erhalten, kbnnen die bestehenden Zentralen Orte der Grundversorgung beibehalten

werden.

Einrichtungen der Grundversorgung werden von der Bevélkerung oftmals nacheinander
aufgesucht. Flir die Deckung des Grundbedarfs ist die Biindelungsfunktion Zentraler Orte (vgl.
2.1.1) und damit die Konzentration der zentralbrtlichen Einrichtungen in einer Gemeinde somit
von besonderer Bedeutung. Von der Festlegung weiterer Mehrfachgrundzentren und damit
einer Aufsplittung der Versorgungseinrichtungen soll daher i.d.R. abgesehen werden. Von
einem Mehrfachzentrum wird bei mehr als zwei beteiligten Gemeinden ausgegangen. Dop-

pelgrundzentren sind weiterhin méglich.

Um Gemeinden als neue Doppelgrundzentren (oder im Ausnahmefall als Mehrfachgrundzen-
tren) festlegen zu kénnen, miissen sie durch ihren baulichen Zusammenhang und in ihrer ge-
genseitigen funktionalen Ergdnzung ein gemeinsames Zentrum ihres Einzugsbereiches
bilden. Eine funktionale Ergénzung liegt vor, wenn ein Teilort (iber (eine) zentralértliche Einrich-
tung(en) verfligt, die sonst noch kein Teilort aufweist und damit unterschiedliche Versorgung-
sprofile abgedeckt werden kénnen. Ferner ist Voraussetzung, dass die potenziellen Partner im

Hinblick auf ihre zentralbrtlichen Einrichtungen eine vergleichbare Bedeutung besitzen.

Mittelzentren stellen mégliche Standorte fiir zentralértliche Einrichtungen der gehobenen Ver-
sorgung (vgl. 2.1.3) dar. Das sehr dichte Netz der Mittelzentren soll sicherstellen, dass fiir die
Bevdlkerung in allen Teilrdumen Einrichtungen, die in Qualitdt und Quantitét tiber die zentralért-

liche Grundversorgung hinausgehen, in zumutbarer Erreichbarkeit zur Verfiigung stehen.

Die Entscheidung dariiber, welche Mittelzentren als Standorte der jeweiligen Einrichtungen
zur Deckung des gehobenen Bedarfs geeignet sind, wird von den Ressorts, den Einrichtung-
strégern bzw. den Kommunen selbst im Einzelfall getroffen. Richtschnur sind dabei die
spezifischen Standortvoraussetzungen und die Abdeckung des gesamten Staatsgebietes mit

den relevanten zentralbrtlichen Einrichtungen in zumutbarer Erreichbarkeit. Die zumutbare
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Zu2.1.9(B)

Erreichbarkeit von Mittelzentren liegt bei einer Fahrzeit im motorisierten Individualverkehr von
30 Minuten oder einer Fahrzeit von 45 Minuten mit dem &ffentlichen Personenverkehr. Diese

Orientierungswerte entsprechen der Richtlinie fiir integrierte Netzgestaltung (RIN 2008).

Die Festlegung als Mittelzentrum schlief3t nicht aus, dass im Einzelfall auch oberzentrale
Funktionen, beispielsweise im Bildungsbereich, wahrgenommen werden kénnen. Dis gilt
insbesondere fiir Mittelzentren, die bereits eine umfassende Ausstattung mit mittelzentralen

Einrichtungen und ein hohes wirtschaftliches Potenzial aufweisen.

Stérker als bei Zentralen Orten der untergeordneten Stufen steht bei Oberzentren der langfris-
tige Entwicklungsauftrag im Vordergrund. Oberzentren sind i.d.R. die regional bedeutsamen
Bildungs-, Kultur-, Verwaltungs-, Wirtschafts- und Wissenschaftszentren. Sie erfiillen Entwick-
lungsaufgaben mit dem Ziel, die (liber)regionale Wettbewerbsfahigkeit zu erhéhen und dabei
auf das jeweilige Umland auszustrahlen. Dazu gilt es, die Entwicklungsdynamik in den Ober-
zentren dauerhaft zu stdrken und die Erreichbarkeit (Richtwerte siehe unten) zu gewéhrleis-

ten.

Oberzentren stellen mégliche Standorte fiir zentralértliche Einrichtungen der spezialisierten
héheren Versorgung (vgl. 2.1.3) dar. Die Entscheidung dartiber, welche Oberzentren als
Standorte der jeweiligen Einrichtungen der spezialisierten hbheren Versorgung geeignet sind,
wird von den Ressorts, den Einrichtungstrdgern bzw. den Kommunen selbst im Einzelfall get-
roffen. Dabei sind die spezifischen Standortvoraussetzungen und die Abdeckung des
gesamten Staatsgebietes mit den relevanten zentralértlichen Einrichtungen in zumutbarer Er-
reichbarkeit zu beriicksichtigen. Die zumutbare Erreichbarkeit bei Oberzentren liegt bei einer
Fahrzeitim motorisierten Individualverkehr von 60 Minuten oder einer Fahrzeit von 90 Minuten
mit dem 6ffentlichen Personenverkehr. Diese Orientierungswerte entsprechen der Richtlinie
fur integrierte Netzgestaltung (RIN 2008).

Regionalzentren ragen auf Grund ihrer Gré3e (mehr als 100.000 Einwohner) und lberregion-
alen Bedeutung deutlich aus den Oberzentren heraus. Sie (ibernehmen wie die Mittel- und
Oberzentren die Versorgungsfunktion fiir den gehobenen und spezialisierten Bedarf. Zudem
verfiigen sie (ber eine hochrangige Infrastrukturausstattung. Sie sind bedeutende
Wirtschaftsstandorte und Standorte von Universitdten oder groBen Fachhochschulen. Region-
alzentren erreichen jedoch nicht den Status einer Metropole. Regionalzentren spielen aber
eine herausgehobene, zum Teil (iberregionale Rolle. Ihnen kommt auch aufgrund ihrer
wirtschaftlichen Starke und infrastrukturellen Ausstattung eine besondere Entwicklungsfunk-
tion fiir ihr Umland zu. Sie sind geeignete dynamische Kerne fiir Kooperationsrdume mit ihrem

Umland, das auch lber Regionsgrenzen hinweg reichen kann.
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Zu 2.1.11 (B)

Metropolen im zentralbrtlichen System sind Kerne der Metropolregionen. Ihre Festlegung hat
keinen Einfluss auf die Abgrenzung und Organisation der Metropolregionen in Bayern, deren
Ausweisung auBerhalb des LEP durch die Bundesraumordnung erfolgt. Wéhrend es sich bei
den Metropolregionen um einen rdumlich weiter gefassten Verbund von Kommunen handelt,
der auch landliche Teilrdume umfasst (vgl. Begriindung zu 1.4.34), ist die Metropole ein

konkreter, gemeindescharf begrenzter Zentraler Ort.

Metropolen (ibernehmen wie die Ober- und Regionalzentren die Versorgungsfunktion fiir den
gehobenen und spezialisierten Bedarf. Dariiber hinaus kommt ihnen eine (hochrangige)
Entwicklungsfunktion zu, denn sie haben (liber die oberzentrale Ausstattung hinausgehende,
eindeutig tberregional bedeutsame Einrichtungen vorzuweisen, wie z.B. bedeutende
Staatstheater, staatliche Museen, Sitze von Parlament oder Ministerien der bayerischen
Staatsregierung, internationale Konzernzentralen, international bedeutsame Messeplatze oder
Bundes- und Europaeinrichtungen. Sie heben sich durch ihre Einwohnerzahl deutlich von den
Ober- und Regionalzentren ab. Auch hinsichtlich der wirtschaftlichen Bedeutung treten die

Metropolen unter den Ober- und Regionalzentren hervor.

Mit der Weiterentwicklung der landes- und bundesweiten Verwaltungs-, Wirtschafts- und Kul-
tureinrichtungen in den Metropolen sollen positive Ausstrahlungseffekte flir die Metropolre-
gionen und die umliegenden landlichen Rdume ausgeldst werden, die zur Starkung des
gesamten Landes beitragen. Die Metropolen nehmen somit einen grof3rédumigen Entwicklung-
sauftrag wahr und fungieren als Impulsgeber flir ein weites Umland, wovon alle Teilrdume

Bayerns profitieren (vgl. Begriindung zu 2.1.3).

Angesichts der rdumlichen Blindelungsfunktion (vgl. 2.1.1) kommen Zentrale Doppel- oder
Mehrfachorte in der Regel nur dann in Betracht, wenn sich kein geeigneter Einzelort anbietet
und ansonsten die flachendeckende Versorgung mit den zentralértlichen Einrichtungen nicht
sichergestellt wére. Um als neue Doppel- und Mehrfachzentren erfolgreich zu wirken, sollen
die Gemeinden durch ihren baulichen Zusammenhang oder in ihrer gegenseitigen funk-
tionalen Ergdnzung ein gemeinsames Zentrum ihres Versorgungsbereiches bilden. Eine funk-
tionale Ergdnzung liegt vor, wenn ein Teilort des Doppel- und Mehrfachzentrums (liber (eine)
zentralbrtliche Einrichtung(en) verfiigt, die sonst noch kein Teilort aufweist und damit unter-
schiedliche Versorgungsprofile abgedeckt werden. Ferner sollen die potenziellen Partner im
Hinblick auf ihre zentralértlichen Einrichtungen eine vergleichbare Bedeutung besitzen. Dane-
ben ist eine funktionierende interkommunale Zusammenarbeit wesentliche Voraussetzung fiir

die Festlegung als zentraler Doppel- oder Mehrfachort.

Die Aufgabenwahrnehmung von Doppel- und Mehrfachorten orientiert sich dabei an der Trag-
fahigkeit des gemeinsamen Versorgungsbereichs. Dabei kbnnen Teilfunktionen auch ungleich

zwischen den Partnern verteilt sein, wobei eine Funktionsteilung nur dann Sinn macht, wenn
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jeder Partner zur gemeinsamen Funktionswahrnehmung substantielle Teilfunktionen lber-
nimmt. Keine der Gemeinden hat den Anspruch, fiir sich sémtliche Versorgungeinrichtungen

einzufordern.

Damit Doppel- und Mehrfachzentren ihren gemeinsamen Versorgungsauftrag méglichst gut
wahrnehmen kénnen, spielt die enge Verflechtung der Teilorte untereinander eine grol3e
Rolle. Vor allem auf der Ebene der Grundzentren (Nahversorgung) werden Versorgungsak-
tivitdten héufig miteinander gekoppelt. Durch die rdumliche Néhe zueinander oder (iber leis-
tungsféhige offentliche Nahverkehrsverbindungen zwischen den Teilorten kénnen motor-
isierter Individualverkehr vermieden und die Erreichbarkeit auch flir inmobilere Bevélker-

ungsgruppen gewébhrleistet werden.

Um die Kooperation zwischen den Zentralen Doppel- und Mehrfachorten zu bekréftigen und
umzusetzen, bietet es sich an, einen landesplanerischen Vertrag nach Art. 29 BayLplG zu
schlieen. So kann die Aufteilung der Funktionswahrnehmung klargestellt werden. Der Ver-
trag sollte baldmdéglichst, ggf. noch vor dem Inkrafttreten des Doppel- oder Mehrfachorts, ges-
chlossen werden. Mindestinhalt sollten klare Aufgabenzuweisungen an die vertragsschlie-
Benden Gemeinden im Hinblick auf ihren Versorgungsauftrag (vgl. 2.1.2) sein.

Um die geteilte Funktionswahrnehmung fir alle Beteiligten zu gewéahrleisten, bietet sich an,
z.B. im Rahmen von spéteren Fortschreibungen der zentralbrtlichen Konzepte, die neu fest-
gelegte Doppel- und Mehrfachorte auf die Erfiillung ihres gemeinsamen zentralbrtlichen Ver-

sorgungsauftrags hin zu bewerten und den Vertrag ggf. anzupassen.

Grenziiberschreitende Zentrale Orte mit Tschechien und Osterreich werden zur Férderung der
Zusammenarbeit und des Zusammenwachsens besonders berlicksichtigt. Obwohl! eine ge-
meinsame Aufgabenwahrnehmung oftmals durch unterschiedliche Verwaltungsstrukturen
erschwert wird, sind grenziiberschreitende Zentrale Orte wesentlich fiir eine gemeinsame
Entwicklung und das Zusammengehdrigkeitsgefihl iber Ladndergrenzen hinweg. Diese
Aspekte liberwiegen eine evtl. noch nicht hinreichende Ausstattung bzw. die derzeit einge-
schréankten, wechselseitigen Nutzungsmoglichkeiten der Versorgungseinrichtungen. Durch die
Festlegung als gemeinsamer, grenziiberschreitender Zentraler Ort im LEP wird nicht in die
Planungen und Projekte der Nachbarlénder eingegriffen. Die Festlegung erfolgt aufgrund des
gemeinsamen Versorgungs- und Entwicklungspotenzials und soll die grenziiberschreitende

Zusammenarbeit fordern.

In Ziel 2.2.3 werden ,Teilrdume mit besonderem Handlungsbedarf* (RmbH) festgelegt, welche

geméal Ziel 2.2.4 vorrangig zu entwickeln sind. Dies gilt u.a. bei Planungen und MaBnahmen
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zur Versorgung mit Einrichtungen der Daseinsvorsorge. Insofern sind Zentrale Orte in dieser
Gebietskulisse anders zu bewerten, als in den anderen Teilrdumen des Landes. Im RmbH

kénnen auch Gemeinden als Zentrale Orte allein oder als Teil eines Mehrfachorts festgelegt
werden, die (noch) keine vollstédndige Versorgungsfunktion oder ausreichende Tragféhigkeit

flir bestimmte zentralértliche Einrichtungen aufweisen.

Die Entwicklungsféhigkeit von Zentralen Orten im RmbH ist vorrangig zu férdern. Defizite in
der erforderlichen zentralértlichen Ausstattung sollen langfristig im Zusammenwirken der im
RmbH festgelegten Zentralen Orte, der (staatlichen und privaten) Fachplanungstrdger und
der Regionalen Planungsverbédnde ausgeglichen werden. Die Weiterentwicklung der Einrich-
tungen der Zentralen Orte im RmbH ist fiir eine zentralértliche Versorgung der Bevélkerung in

zumutbarer Erreichbarkeit erforderlich.

Aufgrund des Vorrangprinzips (2.2.4) und des Vorhalteprinzips (1.2.5) wird im RmbH die Trag-
fahigkeit zugunsten der Erreichbarkeit flexibilisiert. Zentralbrtliche Einrichtungen sollen auch
dann vorgehalten werden, wenn ihre Tragféhigkeit gefdhrdet ist. Die zumutbare Erreichbarkeit
ist fiir Grundzentren in 2.1.6, fiir Mittelzentren in 2.1.7 und fiir Oberzentren in 2.1.8 definiert.

2.2 Gebietskategorien
2.2.1 Abgrenzung der Teilrdume

(G) Den sich aus der Raum- und Siedlungsstruktur ergebenden unterschiedlichen raumord-

nerischen Erfordernissen der Teilrdume soll Rechnung getragen werden.

(Z) Hierzu werden folgende Gebietskategorien festgelegt:
- Landlicher Raum, untergliedertin

a) allgemeiner landlicher Raum und

b) landlicher Raum mit Verdichtungsansatzen,
- Verdichtungsraum.

Lage und Abgrenzung ergeben sich aus Anhang 2.
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2.2.2 Gegenseitige Erganzung der Teilraume

(G) Die Verdichtungsraume und der landliche Raum sollen sich unter Wahrung ihrer
spezifischen raumlichen Gegebenheiten erganzen und gemeinsam im Rahmen ihrer
jeweiligen Entwicklungsmoglichkeiten zur ausgewogenen Entwicklung des ganzen

Landes beitragen.

(G) Die Erreichbarkeit der verdichteten Raume aus dem I&ndlichen Umland und umgekehrt

soll durch ein erweitertes umweltfreundliches Verkehrsangebot verbessert werden.

2.2.3 Teilraume mit besonderem Handlungsbedarf

(Z) Teilraume mit wirtschaftsstrukturellen oder soziobkonomischen Nachteilen sowie Teil-
raume, in denen eine nachteilige Entwicklung zu befurchten ist, werden unabhangig von
der Festlegung als Verdichtungsraum oder landlicher Raum als Teilraume mit be-
sonderem Handlungsbedarf festgelegt. Lage und Abgrenzung ergeben sich aus An-

hang 2.

2.2.4 Vorrangprinzip

(Z) Die Teilrdaume mit besonderem Handlungsbedarf sind vorrangig zu entwickeln. Dies gilt
bei
Planungen und MaRnahmen zur Versorgung mit Einrichtungen der Daseinsvor-
sorge,
der Ausweisung raumlicher Forderschwerpunkte sowie diesbezuglicher Forder-
malnahmen und

der Verteilung der Finanzmittel,

soweit die vorgenannten Aktivitaten zur Gewahrung gleichwertiger Lebens- und Arbeits-

bedingungen einschlagig sind.

2.2.5 Entwicklung und Ordnung des landlichen Raums
(G) Der landliche Raum soll so entwickelt und geordnet werden, dass

er seine Funktion als eigenstandiger Lebens- und Arbeitsraum nachhaltig sichern

und weiter entwickelnkann,
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die Daseinsvorsorge in angemessenem Umfang und angemessener Qualitat

gesichert und die erforderliche Infrastruktur schwerpunktmafRig in den Zentralen

Orten des landlichen Raums weiterentwickelt wird,

seine Bewohner mit allen zentralortlichen Einrichtungen in zumutbarer Erreichbar-
keit versorgt sind,

er seine eigenstandige, gewachsene Siedlungs-, Freiraum- und Wirtschaftsstruktur

bewahren und weiterentwickeln kann und

- __er seine landschaftliche Vielfalt sichern kann.

(G) Im landlichen Raum soll eine zeitgemalle infermations-—und-KTelekommunikationsinfra-

struktur geschaffen und erhalten werden._

(G) Bei erforderlichen MaRnahmen zur Unterstiutzung des medizinischen Angebots soll die

ausreichende Versorgung im landlichen Raum, auch unter Einbeziehung der Tele-

medizin, besonders sichergestellt werden.

(G) Die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit des landlichen Raums soll gestarkt und

weiterentwickelt werden. Hierzu sollen

- gunstige Standortbedingungen fur die Entwicklung, Ansiedlung und Neugriindung

von Unternehmen sowie Voraussetzungen fur hochqualifizierte Arbeitsplatze

geschaffen,

- weitere Erwerbsmaqglichkeiten, wie okologisch orientierte dezentrale Ener-

giebereitstellung und Verarbeitung regionaler Rohstoffe in Bau und Produktion,

erschlossen,

- die land- und forstwirtschaftliche Produktion erhalten,

- Initiativen zur Vermarktung regionaler Produkte aus Land- und Forstwirtschaft sowie

Handwerk ausgebaut und

- insbesondere regionaltypisch oder kulturhistorisch ausgepragte Formen von Touris-

mus und Erholung gestarkt und ausgebaut werden.

(G) Den spezifischen Herausforderungen des diinn besiedelten landlichen Raums soll in be-

sonderem MalRe Rechnung getragen werden. Hierzu sollen
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- ein leistungsfahiger Mobilfunkausbau besonders unterstiitzt,

- die Mobilitatsbedurfnisse der Bevolkerung durch zeitlich flexible, bedarfsgerechte

Bedienformen des offentlichen Verkehrs erganzend gesichert,

- die Ortskerne gestarkt und entwickelt und

- Einrichtungen und Angebote der wohnortnahen Daseinsvorsorge moglichst

zentrumsnah erhalten und bestehende Defizite auch unter Einbeziehung digitaler

Dienste oder interkommunaler Losungen abgebaut werden.

2.2.6 Entwicklung und Ordnung der landlichen Raume mit Verdichtungsansatzen

(G) Die landlichen Raume mit Verdichtungsansatzen sollen so entwickelt und geordnet
werden, dass
- __sie ihre Funktionen als regionale Wirtschafts- und Versorgungsschwerpunkte na-
chhaltig sichern und weiter entwickeln kdnnen-urd,

auf die Bereitstellung von Wohnraumangebot in angemessenem Umfang fir alle

Bevolkerungsgruppen hingewirkt wird,

auf ein umweltfreundliches Verkehrsangebot und den weiteren Ausbau der dazu er-

forderlichen Infrastruktur hingewirkt wird und

sie als Impulsgeber die Entwicklung im l&andlichen Raum férdern.

(G) Die Siedlungs- und Wirtschaftsentwicklung sowie der Ausbau und der Erhalt eines zeit-
gemalien offentlichen Personennahverkehrs sollen in enger interkommunaler Abstim-

mung erfolgen.

2.2.7 Entwicklung und Ordnungder Verdichtungsraume

(G) Die Verdichtungsraume sollen so entwickelt und geordnet werden, dass
sie ihre Aufgaben flr die Entwicklung des gesamten Landes erflllen,
sie bei der Wahrnehmung ihrer Wohn-, Gewerbe- und Erholungsfunktionen eine
raumlich ausgewogene sowie sozial und 6kologisch vertragliche Siedlungs- und In-
frastruktur gewahrleisten,
-__Missverhaltnissen bei der Entwicklung von Bevolkerungs- und Arbeitsplatzstruktu-
ren entgegengewirkt wird,

auf eine umwelt- und gesundheitsvertragliche Bewaltigung des hohen Verkehrs-

aufkommens hingewirkt wird,
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sie Wohnraumangebot in angemessenem Umfang fir alle Bevolkerungsqgruppen

bereitstellen

sie Uber eine dauerhaft funktionsfahige Freiraumstruktur verfligen und
- ausreichend Gebiete fur die land- und forstwirtschaftliche Nutzung erhalten
bleiben.

(G)Die von der Besiedlung freizuhaltenden AuflRenbereiche sowie innerstadtische Grin-

flachen sollen unter Beriicksichtigung ihrer vielfaltigen Funktionen fir den Verdichtungs-

raum, insbesondere relevanter Klimafunktionen, zu einem moglichst vernetzten attrak-

tiven Landschaftsraum mit hohem Erholungswert aufgewertet werden.

(Z) Das Gesamtverkehrsnetz ist im Rahmen von verkehrstragerubergreifenden, inter-

kommunalen Verkehrskonzepten funktions- und umweltgerecht auszubauen.

(G) Durch ein erweitertes Verkehrsangebot und den weiteren Ausbau der Infrastruktur soll

der Anteil des Offentlichen Personennahverkehrs am Gesamtverkehrsaufkommen

gesteigert werden.

(G)Der nicht motorisierte Verkehr soll durch Ausweitung und Aufwertung des Rad- und

FuRwegenetzes gestarkt werden. Das uberortliche Radwegenetz soll unter Berlck-

sichtigung der Verbindungsfunktion fur den Alltags- und Freizeitverkehr ausgebaut

werden.
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Zu 2.2.1 (B) Bayern weist hinsichtlich der Raum- und Siedlungsstruktur unterschiedliche Teilrdume auf.
Es ist gepragt von einer gro3en rdumlichen Vielfalt und verfiigt iiber mehrere Gro3stédte
sowie eine Vielzahl von Mittelstédten und Kleinstadten und dérfliche Gemeinden. Seine Teil-
rdume sind unterschiedlich stark verdichtet. Zur bestméglichen Entwicklung und Ordnung der
Teilrdume sind unterschiedliche Festlegungen der Landes- und Regionalplanung sowie in ein-
schlégigen fachlichen Planungen erforderlich. Die réumlichen Herausforderungen in den
einzelnen Teilrdumen variieren insbesondere in Abhdngigkeit von der Bevélkerungs- und Bes-

chétftigtendichte sowie der vorherrschenden Siedlungsstruktur.

Jede Gemeinde wird anhand folgender Kriterien einer Gebietskategorie zugeordnet:

- Einwohner-/Beschéftigtendichte 204020 (Kriterium 1)

- Siedlungs- und Verkehrsfldchenanteil an der Gemeindefldche 202019 in v.H. (Kriterium 2)
und

- Siedlungs- und Verkehrsfldchenentwicklung im Zeitraum von 201400-202010 in v.H.
(Kriterium 3).

Fiir die Bestimmung der landlichen Rdume mit Verdichtungsansétzen und der Ver-

dichtungsréume ist zusétzlich das Uberschreiten eines Einwohnerschwellenwerts erforderlich.

Als allgemeiner landlicher Raum werden die Gebiete bestimmt, die eine unterdurchschnittli-

che Verdichtung aufweisen. Zum allgemeinen landlichen Raum zéhlen jene Gemeinden, die

- bei Kriterium 1 unter dem Landesdurchschnitt und/oder

- bei den Kriterien 2 und 3 unter dem Landesdurchschnitt liegen.

Im allgemeinen ldndlichen Raum sind in der Regel keine spezifischen landesplanerischen
Festlegungen erforderlich, die (ber die Festlegungen zum ldndlichen Raum in 2.2.5 hinaus-
gehen. Bei Bedarf kénnen die Regionalen Planungsverbénde weitere Festlegungen treffen
(Art. 21 BayLplG).

Als ldndlicher Raum mit Verdichtungsansétzen werden zusammenhédngende Gebiete des

l&ndlichen Raums bestimmt, die vom allgemeinen ldndlichen Raum umschlossen sind, jedoch
selbst eine liberdurchschnittliche Verdichtung aufweisen. Zu einem landlichen Teilraum mit

Verdichtungsansétzen zéhlen jene Gemeinden, die

- bei Kriterium 1 tiber dem Landesdurchschnitt und

- bei mindestens einem der Kriterien 2 oder 3 iiber dem Landesdurchschnitt liegen sowie

" Aufgrund einer Anderung der Systematik der amtlichen Flichenerhebung im Jahr 2014 ist ein Zehnjahresver-

gleich nicht mdglich.
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Zu2.2.2 (B)

- gemeinsam mit angrenzenden, die oben angefiihrten Kriterien ebenfalls erfiillenden Ge-
meinden, eine Einwohnerzahl von mindestens 50 000 und maximal 110 000 Einwohnern

aufweisen.

Gemeinden, die diese Voraussetzungen nicht erfiillen, aber komplett von diese Vorausset-
zungen erfiillenden Gemeinden umschlossen werden, werden ebenfalls dem ldndlichen Raum
mit Verdichtungsansétzen zugeordnet (Vermeidung von Insellagen). Dartiber hinaus werden
dem landlichen Raum mit Verdichtungsansétzen im Einzelfall Gemeinden dann zuge-ordnet,
wenn sie Kriterium 1 anndhernd erfiillen und entweder wesentliche Anteile ihrer Sied-lungs-
und Verkehrsfladchen direkt an Siedlungs- und Verkehrsfldchen des ldndlichen Raums mit Ver-
dichtungsansétzen angrenzen oder wenn die Gemeinden an eine Kernstadt des landli-chen

Raums mit Verdichtungsansétzen angrenzen.

Als Verdichtungsraum werden zusammenhédngende Gebiete mit (iberdurchschnittlicher Ver-

dichtung und hoher Einwohnerzahl bestimmt. Zu einem Verdichtungsraum zéahlen jene Ge-

meinden, die

- bei Kriterium 1 (iber dem Landesdurchschnitt und
- bei mindestens einem der Kriterien 2 oder 3 iiber dem Landesdurchschnitt liegen sowie
- gemeinsam mit angrenzenden, die oben angefiihrten Kriterien ebenfalls erfiillenden, Ge-

meinden einen Einwohnerschwellenwert von 110 000 Einwohnern (iberschreiten.

Gemeinden, die diese Voraussetzungen nicht erfiillen, aber komplett von diese Vorausset-
zungen erfiillenden Gemeinden umschlossen werden, werden ebenfalls dem Verdichtungs-
raum zugeordnet (Vermeidung von Insellagen). Dartiber hinaus werden dem Verdichtungs-
raum im Einzelfall Gemeinden dann zugeordnet, wenn sie Kriterium 1 anndhernd erfiillen und
entweder wesentliche Anteile ihrer Siedlungs- und Verkehrsfldchen direkt an Siedlungs- und
Verkehrsfldchen des Verdichtungsraum angrenzen oder wenn die Gemeinden an eine Kern-

stadt des Verdichtungsraums angrenzen.

Als Teile grenziiberschreitender Verdichtungsrdume werden wegen der engen sied-
lungsstrukturellen und funktionalen Zusammenhédnge mit den Gemeinden des angrenzenden

Staates/Landes festgelegt:

- inder Region 15 (Donau-lller) der bayerische Teil des Verdichtungsraums Neu-Ulm/Ulm,

- inder Region 18 (Siidostoberbayern) der bayerische Teil des Verdichtungsraums Salzburg.

Die Verdichtungsrdume und der ldndliche Raum verfligen Uber spezifische Eigenheiten. Un-
beschadet ihrer Eigensténdigkeit sollen sich diese Rdume im Interesse einer ausgewogenen
rdumlichen Entwicklung ganz Bayerns ergénzen. Der léndliche Raum soll keinesfalls zum

reinen ,Ausgleichsraum*fir die Verdichtungsrdume werden. Er hat vielmehr einen Anspruch
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auf eigensténdige Entwicklung. Dabei kommt auch der Nutzung von endogenen Potenzialen

der Teilrdume Bedeutung zu (vgl. auch 1.4.54)._

Um die gegenseitige Ergdnzung und Arbeitsteilung zwischen den Verdichtungsrdumen und

dem landlichen Raum sowie den verdichteten Rdumen im ldndlichen Raum mit dem ldnd-

lichen Umland zu verbessern, soll die gegenseitige Erreichbarkeit im Umweltverbund aus-

gebaut werden (z.B. Express-/ Tangentialverbindungen im éffentlichen Personennahverkehr,

Regionalbahn, Radschnellwege und Radvorrangrouten / Radhauptverbindungen). Durch den

Ausbau attraktiver, umweltfreundlicher Verkehrsangebote sollen stark genutzte Pendler-

strecken in die verdichteten Rdume entlastet werden. Im ldndlichen Raum soll insbesondere

die Erreichbarkeit der Erholungsrdume sowie bedeutsamer (liber)regionaler Freizeiteinrich-

tungen verbessert werden.

Zu 2.2.3 (B) Damit alle Teilrdume an einer positiven Entwicklung teilhaben und zur Leistungs- und
Wettbewerbsféhigkeit des Landes beitragen kénnen, miissen lagebedingte und
wirtschaftsstrukturelle Probleme sowie noch vorhandene infrastrukturelle Engpédsse abgebaut
werden. Teilrdume, die hinsichtlich der 6konomischen Ausgangslage den allgemeinen
Entwicklungsstand noch nicht voll erreichen oder bei denen die Gefahr einer unter-
durchschnittlichen Entwicklung besteht (Teilrdume mit besonderem Handlungsbedarf), haben
einen besonderen Anspruch auf Teilhabe an der wirtschaftlichen Entwicklung und werden
daher eigens abgegrenzt. Diese Teilrdume stehen dariiber hinaus vor tiefgreifenden

Herausforderungen, die sich durch den demographischen Wandel ergeben.

Teilrdume mit besonderem Handlungsbedarf werden auf Ebene der Landkreise und kreis-
freien Stadte (kreisfreie Stéadte unter 100 000 Einwohnern sind mit dem sie umgebenden
Landkreis zusammengefasst) festgelegt. Um den statistischen Einfluss singulédrer Ereignisse
zu begrenzen, wurde bei den anzulegenden Kriterien auf einen fiinfidhrigen Betrachtung-

szeitraum abgestellt. Im Einzelnen kommen folgende Kriterien? zur Anwendung:

- Bevélkerungsprognose des Landesamts flir Statistik 2014 bis 2034 (Anteil am Gesamtin-
dikator 30%),

- Arbeitslosenquote 2011 bis 2015 im fiinfidhrigen Jahresdurchschnitt (Anteil am Gesamtin-
dikator 30%),

- Beschiftigtendichte am 30.06. im flinfjdhrigen Jahresdurchschnitt 2011 bis 2015 (Anteil am
Gesamtindikator 10 %),

2 Es wurden die zum Zeitpunkt der Beschlussfassung des Ministerrats tiber den Entwurf der LEP-Teilfortschreibung (12. Juli 2016) jeweils

aktuell verfiigbaren Daten herangezogen.
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- Verfiigbares Einkommen der privaten Haushalte je Einwohner 2009 bis 2013 im fiinfjéhri-
gen Jahresdurchschnitt (Anteil am Gesamtindikator 20 %) sowie

- Wanderungssaldo der 18- bis unter 30jahrigen je 1.000 Einwohner dieser Altersgruppe
2010 bis 2014 im fiinfjdhrigen Jahresdurchschnitt (Anteil am Gesamtindikator 10 %.).

Dartiber hinaus werden auch einzelne Gemeinden mit weniger als 100.000 Einwohnern dem
Raum mit besonderem Handlungsbedarf zugeordnet. Dabei kommen folgende Kriterien3 zur

Anwendung:

- Bevélkerungsprognose des Landesamts flir Statistik 2014 bis 2028 (Anteil am Gesamtin-
dikator 30%),

- Arbeitslose 2011 bis 2015 (Arbeitslose je 100 sozialversicherungspflichtig Beschéftigte am
Wohnort und Arbeitslose; Stichtag jeweils 30.6., Flinfiahresdurchschnitt) (Anteil am
Gesamtindikator 30 %),

- Beschéftigtendichte am 30.6. im fiinfijdhrigen Jahresdurchschnitt 2011 bis 2015 (Anteil am
Gesamtindikator 10 %),

- Einkiinfte je Steuerpflichtigen 2010 in Euro (Anteil am Gesamtindikator 20 %) sowie

- Wanderungssaldo der 18- bis unter 30jéhrigen je 1.000 Einwohner dieser Altersgruppe
2010 bis 2014 im fiinfjdhrigen Jahresdurchschnitt (Anteil am Gesamtindikator 10 %).

Demographische Faktoren flieBen somit zu 40 % in die Festlegung der Teilrdume mit be-
sonderem Handlungsbedarf ein. Liegt der aus diesen Einzelkriterien gebildete Gesamtindi-
kator eines Landkreises/einer kreisfreien Stadt iiber 100.000 Einwohner oder einer einzelnen
Gemeinde unter 90,0 % des bayerischen Durchschnitts, so wird dieser/diese dem Raum mit
be-sonderem Handlungsbedarf zugeordnet. Ferner werden die Landkreise und Gemeinden
dem Raum mit besonderem Handlungsbedarf zugeordnet, die zwar bei Zugrundelegung der
vorgenannten Datenbasis einen Wert von 90,0 % oder mehr des Landesdurchschnitts aufwei-
sen, aber bei Zugrundelegung der Datenbasis des LEP 2013 unter 90,0 % lagen. Damit
erhalten alle Landkreise und Gemeinden des LEP 2013 sowie der erweiterten Férderge-
bietskulisse gemal Ministerratsbeschluss vom 5. August 2014 Bestandsschutz. Im Raum mit

besonderem Handlungsbedarf gilt das Vorrangprinzip (vgl. 2.2.4).

Eine Auflistung der Landkreise und Gemeinden, die dem RmbH angehéren, findet sich im In-
ternetauftritt des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen, fiir Landesentwicklung und

Heimat.

3 Es wurden die zum Zeitpunkt der Beschlussfassung des Ministerrats (iber den Entwurf der LEP-Teilfortschreibung (12. Juli 2016) jeweils

aktuell verfiigbaren Daten herangezogen.
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Zu2.2.4 (B)

Zu2.2.5(B)

Den Teilrdumen mit besonderem Handlungsbedarf wird unbeschadet der spezifischen Im-
pulsgeberfunktion der Verdichtungsrdume und der Entwicklung des sonstigen léndlichen
Raums bei einschldgigen staatlichen Aktivitdten zur Gewédhrung gleichwertiger Lebens- und
Arbeitsbedingungen der Vorrang eingerdumt. Hierzu erhalten sie bei raumbedeutsamen Pla-
nungen und MalBnahmen bei gleichgelagerter fachlicher Notwendigkeit Entwicklungsprioritat.
Der réumliche Umgriff des Raums mit besonderem Handlungsbedarf bildet damit die Kern-
kulisse fiir einschlégige staatliche Planungen und MalBnahmen sowie flir Férderungen. Dies
schliel3t Planungen und Mal3nahmen sowie Forderungen aulerhalb des Raums mit be-

sonderem Handlungsbedarf nicht aus.

Das Vorrangprinzip trégt dazu bei, die bestehenden strukturellen Defizite abzubauen und
moglichst keine neuen Defizite entstehen zu lassen. Dabei sollen arbeitsmarkt-, ausbildungs-

und sozialpolitische Belange besonders berticksichtigt werden.

Zur dauerhaften Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen ist es unabdingbar, die
Teilrdume mit besonderem Handlungsbedarf u.a. an der Wissensgesellschaft umfassend teil-
haben zu lassen. Hierzu sind vor allem mehr qualifizierte und innovationsorientierte Ar-
beitsplétze, die wohnortnahe und zeitgemél3e Vorhaltung der Einrichtungen der
Daseinsvorsorge (1.1.1) — insbesondere der Zugang zu Hochschul- und Forschungseinrich-

tungen sowie gut ausgebaute Kommunikationsverbindungen — notwendig.

Es ist Aufgabe der 6ffentlichen Hand, den landlichen Raum insgesamt — mit seinen beiden
Subkategorien — unter besonderer Wahrung seiner Eigenarten und gewachsenen Strukturen
als gleichwertigen und eigensténdigen Lebensraum zu entwickeln, zu ordnen und zu sichern.

Hierzu sind notwendig:

- die Stdrkung der eigenstdndigen Wirtschaftsstruktur des ldndlichen Raums mit einem ent-

sprechenden quantitativen und qualitativen Arbeitsplatzangebot,

- die Sicherstellung der Daseinsvorsorge im ldndlichen Raum mit Sicherung und Schaffung

einer attraktiven Mindestversorqung auch in schrumpfenden Teilrdumen (vgl. 1.2.5),

- die SchlieBung noch bestehender Liicken bei der Verkehrsinfrastruktur, auch fiir den nicht

motorisierten Verkehr, und der bedarfsgerechte Erhalt undbzw. Ausbau des &ffentlichen

Personennahverkehrs, mdéglichst flaichenschonend unter Beachtung der Sicherheit und

Leichtigkeit des Verkehrs sowie der Schonung von Naturhaushalt und Landschaftsbild,

- derbedarfsgerechte Erhalt und Ausbau von Kindertageseinrichtungen sowie Einrichtungen
der schulischen und beruflichen Bildung,
- der bedarfsgerechte Erhalt und Ausbau von Einrichtungen der medizinischen und phar-
mazeutischen Versorgung,
- dem bedarfsgerechten Erhalt und Ausbau von Einrichtungen und Angeboten fiir &ltere und

pflegebediirftige Menschen,
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- die Schaffung branchen- und regionalbezogener wirtschaftsnaher Forschungs- und

Entwicklungseinrichtungen_im Rahmen der Standortgriindung entsprechender Einrich-

tungen sowie der Behordenverlagerung,

- der Erhalt der natiirlichen Lebensgrundlagen, der naturrdumlichen und kulturhistorischen

Vielfalt im Orts- und Landschaftsbild sowie der eigenstdndigen, gewachsenen Sied-

lungsstruktu-ren undbzw~ des jeweiligen Siedlungscharakters und deren Betonung auch

als 6konomischer Standortvorteil, auch durch Reaktivierung prdgender Brachen,

- die Sicherung und Entwicklung einer wettbewerbsfdhigen und umweltvertréglichen Land-
und Forstwirtschaft,
- die Nutzung der regionalen Wertschépfungspotenziale, die sich insbesondere aus der

verstérkten ErschlieBung und Nutzung eErneuerbarer Energien sowie der Tourismus-

potenziale ergeben und

- die Lenkung von Nutzungen an rdumlich geeignete Standorte.

Die umfassende Starkung des landlichen Raums trégt zur Schaffung und zum Erhalt gleich-
wertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen in allen Landesteilen bei. Damit kbnnen auch der
Entwicklungsdruck auf die Verdichtungsrdume abgemildert und die Abwanderungstendenz

junger, gut ausgebildeter Menschen abgeschwécht werden.

Intention der Bayerischen Staatsregierung ist eine méglichst flichendeckende ErschlieRung
mit zeitgemalen Informations—und-KTelekommunikationstechnologien,—z-B—mit Breitbandin-
fra-struktur; dies schlie8t den bedarfsgerechten Ausbau einer Hochgeschwindigkeits-Breit-

bandinfrastruktur_ sowie den bedarfsqgerechten Ausbau des Hochleistungs-Mobilfunks insbe-

sondere auch entlang von Bundesautobahnen und Hauptverkehrsstrallen sowie liberregio-
nalen Bahnstrecke mit ein_(vgl. 1.4.2). Im landlichen Raum besteht im Vergleich zu den Ver-

dichtungsrdumen Nachholbedarf fiir einen leistungsféhigen Ausbau der digitalen Infrastruktur.

Dabei stellen flachendeckend ausreichende Datenlibertragungsraten eine infrastrukturelle

Grundvoraussetzung fiir die Teilhabe an -Okonomie (z.B. Telearbeit, Innovationsfihigkeit, For-

schung und Entwicklung) und Daseinsvorsorge (z.B. Telemedizin, digitales Klassenzimmer,

vernetzte Mobilitdt) sowie digitale Verwaltung dar. Die Nutzung digitaler Potenziale in diesen

Bereichen kann zur Herstellung gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen beitragen.

Hierzu leistet zum Beispiel auch die Verbesserung der schulischen digitalen Bildungsinfra-

struktur, insbesondere die Einrichtung integrierter Fachunterrichtsrdume an berufsqualifi-

zierenden Schulen und die damit hergestellte Verbindung zu den ausbildenden Unternehmen,

einen Anteil.

Im Hinblick auf mégliche Auslastungsprobleme im ldndlichen Raum hat die Sicherstellung

einer ausreichenden medizinischen Versorgung in zumutbarer Erreichbarkeit eine besondere
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Bedeutung. In Ergdnzung zu medizinischen Einrichtungen kénnen digitale Dienste der Tele-

medizin einen zunehmend wichtigen Beitrag leisten (vgl. 8.2). Das bedeutet nicht, dass die

ambulante Versorqung durch niedergelassene Arzte oder die stationdre Grundversorgung

zurtickgefahren, sondern, wo erforderlich, digital unterstiitzt werden soll, um z.B. (temporére)

rdumliche Versorgungsliicken zu schlieBen, bestehende Einrichtungen zu entlasten und zu

sichern.

Der ldndliche Raum trédgt erheblich zur wirtschaftlichen Wertschépfung in Bayern bei. Die At-

traktivitadt des ldndlichen Raums als Wirtschaftsstandort gilt es zu sichern und weiter auszu-

bauen. Dazu sind Voraussetzungen fiir hochqualifizierte Arbeitspldtze, insbesondere durch die

Ansiedlung branchen- und regionalbezogener wirtschaftsnaher Forschungs- und Entwick-

lungseinrichtungen, zu erhalten und im Rahmen der Standortgriindung entsprechender Ein-

richtungen sowie der Behérdenverlagerung auszubauen. Daneben sind spezifische endogene

Wertschépfungspotenziale zu nutzen (vql. 1.4.5), die sich insbesondere aus der verstérkten

ErschlieBung erneuerbarer Energien, Direktvermarktung aus Land- und Forstwirtschaft sowie

der Tourismuspotenziale ergeben.

Innerhalb des ldndlichen Raums hat der diinn besiedelte ldndliche Raum mit spezifischen

Herausforderungen insbesondere fiir die weitere Siedlungsentwicklung und die Daseinsvor-

sorge zu kdmpfen. Hier bedarf es flexibler Lésungen (digitale Dienste, interkommunale Ange-

bote, alternative Bedienformen des éffentlichen Personennahverkehrs). Der Ausbau der digi-

talen Infrastruktur stellt eine wichtige Voraussetzungq fiir die wirtschaftliche Entwicklung ein-

schlie3lich Telearbeit, den Ausgleich raumstruktureller Standortnachteile und die Schaffung

eines attraktiven Lebensumfeldes dar. Dazu qilt es noch vorhandene Mobilfunkliicken gerade

auch in den diinn besiedelten Teilrdumen an den erforderlichen Standorten zu schliel3en.

Dem Vorhalteprinzip (vql. 1.2.5) kommt hier eine besondere Bedeutung zu, um dem Ent-

stehen von Versorqungsliicken und damit der Gefahr weiterer Abwanderung und Ausdiinnung

entgegenzuwirken.

Die Abgrenzung des diinn besiedelten ldndlichen Raums kann der Begriindungskarte zu 2.2.5

entnommen werden. Hierbei werden die gleichen Kriterien 1 (Einwohner- und Beschéftigten-

dichte) und 2 (Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfldche an der Gesamtflache) zugrunde

gelegt wie bei den Gebietskateqgorien (vgl. 2.2.1). Auf das hier nicht aussagekréftige Kriterium

3 wird verzichtet. Die Gemeinden werden dann dem dlinn besiedelten ldndlichen Raum zuge-

ordnet, wenn die Werte bei Kriterium 1 und bei Kriterium 2 unterhalb von 60,0 v.H. des bayer-

ischen Durchschnitts liegen.

Zu 2.2.6 (B) Die landlichen Rdume mit Verdichtungsansétzen nehmen eine liberwiegend regionale Im-

pulsgeberfunktion auch fiir den sie umgebenden allgemeinen ldndlichen Raum wahr. Sie sind
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Zu2.2.7 (B)

durchwegs gut mit Versorgungsinfrastruktur ausgestattet und gtinstig in das jeweilige region-
ale sowie in das Uberregionale Verkehrsnetz eingebunden. Diese gute Ausgangslage ist im
Interesse einer nachhaltigen Entwicklung des gesamten Landes so zu nutzen, dass die fiir
Bayern charakteristische polyzentrale Struktur erhalten werden kann und die
Voraussetzungen fiir gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen in allen Landesteilen
geschaffen werden. Dazu gehért auch, Nutzungen an rdumlich geeignete Standorte zu

lenken.

Ahnlich wie in den Verdichtungsréumen sind auch die Gemeinden der léndlichen Réume mit
Verdichtungsanséatzen wegen der Entwicklungsdynamik und der Verdichtung in besonderem
Male auf eine ausgewogene und abgestimmte gemeinsame Entwicklung angewiesen. Die

betroffenen Gemeinden kénnen sich wechselseitig in ihren Funktionen ergdnzen und entlas-

ten. Dabei kommt der interkommunalen Abstimmung (liber

- eine sinnvolle verkehrsgerechte und -minimierende Zuordnung von Wohn- und Arbeitsstét-
ten,
- die Schaffung noch fehlender und den bedarfsgerechten Ausbau der bereits vorhandenen

Infrastruktur, insbesondere auch der Bereitstellung eines der weiteren demographischen

Entwicklung angepassten Wohnraumangebots, sowie

- den Erhalt und den Ausbau eines abgestimmten OPN\ éffentlichen Personennahverkehrs

sowie Fahrradverkehrs sowohl zur Entlastung der Verkehrssituation in den Kernstédten,

als auch zur Umstellung auf ein umwelt- und gesundheitsfreundliches Verkehrsangebot

hohe Bedeutung zu.

Verdichtungsrdume sind bevorzugte Standorte fiir die Wirtschaft, das Bildungswesen, den

Dienstleistungsbereich und das kulturelle Leben mit iberregionaler Ausstrahlung und hoher
Bedeutung fiir die Entwicklung ganz Bayerns. Diese Funktionen gilt es zu sichern und weiter
zu entwickeln. Da die Raumnutzungsanspriiche in Verdichtungsrdumen besonders vielfiltig

sind, kommt es dabei darauf an, die Nutzungen an rdumlich geeignete Standorte zu lenken.

Die Verdichtungsrdume miissen langfristig als attraktiver und gesunder Lebens- und Ar-
beitsraum fiir die Bevélkerung entwickelt und geordnet werden. Eine wichtige Voraussetzung
hierfiir sind

- ein ausreichendes Wohnraumangebot unter Berticksichtigung der weiteren demogra-

phischen Entwicklung,

- ein qualitativ hochwertiges, méglichst preiswertes Wohnraumangebot mit glinstiger Erreich-
barkeit von Arbeitsstétten,

- eine leistungsféhige Versorgungsinfrastruktur sowie

- Bildungs-, Freizeit- und Erholungseinrichtungen.
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Angesichts zunehmender Heterogenisierung und Internationalisierung der Gesellschaft, die in
Verdichtungsrdumen ausgeprégter stattfinden wird als im ldndlichen Raum, soll auf sozial

durchmischte Siedlungsstrukturen und sozial ausgewogene Infrastrukturen hingewirkt werden.

Dem Erhalt einer dauerhaft funktionsfahigen Freiraumstruktur (vgl. auch 7.1.4) sowie der

Sicherung von Flachen fiir die land- und forstwirtschaftliche Nutzung sowie zu Erholungs-

zwecken kommt angesichts der hohen baulichen Verdichtung eine besondere Bedeutung zu._

Angesichts der Feinstaub- und Wéarmebelastung im Verdichtungsraum kommt urbanem Griin,

z.B. stralBenbegleitend, Fassadenbegriinung, fir die Entwicklung und Sicherung eines ge-

sunden und attraktiven Lebens- und Arbeitsraums eine besondere Bedeutung zu. Darauf

sollte bei der Siedlungs- und Verkehrsfldchenplanung hingewirkt werden. Durch die Ver-

netzung der innerstadtischen Griin- und Wasserflachen und der freizuhaltenden Aul3en-

bereiche, wie regionale Griinziige, sollen vielféltige Funktionen fiir den Verdichtungsraum

gesichert und aufgewertet werden, z.B. Kaltluftentstehungsgebiete, Frischluftschneisen, Nah-

erholung, ldrm- und lichtmindernde Bereiche. Auch der Auf- und Ausbau von Fernkéltenetzen

als energiesparende Alternative zu dezentralen Klimaanlagen kann zur Verbesserung der

Klimafunktionen beitragen.

Als Grundlage fiir den umwelt- und funktionsgerechten Ausbau des Gesamtverkehrsnetzes

sind verkehrstradgeriibergreifende Verkehrskonzepte in interkommunaler Abstimmung zu

erarbeiten. Multimodale Vernetzung spielt eine wichtige Rolle, um Umstiegsmoglichkeiten zum

Offentlichen Verkehr zu verbessern und Angebote besser aufeinander abzustimmen, z.B.

durch multimodale Mobilitdtsknotenpunkte am Rand der verdichteten Rdume. Dabei soll das

Verkehrsangebot auch mit der weiteren Siedlungsentwicklung abgestimmt werden (vqgl. 3.1.2).

Flr eine umwelt- und gesundheitsfreundliche Bewéltigung des hohen Verkehrsautkommens

im Verdichtungsraum kommt dem Ausbau des Umweltverbunds (6ffentlicher Personennahver-

kehr und Fahrrad) eine besondere Bedeutung zu (vgl. 4.1.3). Durch ein erweitertes Verkehrs-

angebot und den weiteren Ausbau der Infrastruktur soll die Leistungsféhigkeit des éffentlichen

Personennahverkehrs gesteigert werden, so dass dieser einen moglichst groBen Anteil des

motorisierten Individualverkehrs tibernehmen kann. Auch das Fahrrad kann einen Teil des

motorisierten Verkehrs ersetzen. Durch das Angebot einer sicheren und bedarfsgerechten

Radverkehrsinfrastruktur soll ein zunehmender Umstieq auf das Fahrrad erreicht werden.

In den Verdichtungsrdumen sollen méglichst attraktive Voraussetzungen fiir fahrradfreund-

liche Infrastrukturen (z.B. Radschnellwege) und alternative Modelle (z.B. verstérkter Einsatz
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von Lastenrddern) geschaffen werden. Das Fahrrad soll im Alltagsverkehr als Alternative zum

motorisierten Individualverkehr gestarkt und als attraktives Ganzjahresverkehrsmittel aufge-

wertet werden. Dies kann durch zusammenhdngende und gemeindelibergreifende Rad-

verkehrsnetze sichergestellt werden. Liicken im Netz sind sukzessive zu schlieen. Hierbei

spielen die Verbindungsfunktion der einzelnen Radrouten fiir die Zentralen Orte, ihr erwartetes

Nutzungspotential und ihr Beitrag zur Radverkehrssicherheit eine entscheidende Rolle.

2.3 Alpenraum

2.3.1 Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Alpenraums
(G) Der Alpenraum soll so nachhaltig entwickelt, geordnet und gesichert werden, dass

- die Vielfalt, Eigenart und Schonheit seiner Landschaften sowie die naturliche Vielfalt
seiner wildlebenden Tier- und Pflanzenarten durch Sicherung und Entwicklung ihrer
Lebensraume und deren Vernetzung erhalten bleiben,

- seine Funktionen als landerubergreifender Lebens-, Erholungs-, Wirtschafts- und
Verkehrsraum unter Wahrung seiner Bedeutung als Natur- und Kulturraum von eu-
ropaischer Bedeutung wahrgenommen werden konnen und

- alpine Gefahrenpotenziale minimiert werden.

2.3.2 Kulturlandschaft Alpenraum

(G) Im Alpenraum sollen die Walder und ihre Schutzfunktionen sowie die Pflege der Kultur-
landschaft insbesondere durch die Land- und Forstwirtschaft gesichert werden.
Erhaltenswurdige Almen und Alpen sollen saniert und — soweit 6kologisch vertretbar —

erschlossen werden.

2.3.3 Alpenplan
(G) Die ErschlieRung der bayerischen Alpen mit Verkehrsvorhaben, wie
- Seilbahnen und Liften, soweit sie dem offentlichen Verkehr dienen,
- Ski-, Grasski- sowie Skibobabfahrten, Rodelbahnen und Sommerrutschbahnen,
- Offentlichen Stralen sowie Privatstralen und Privatwegen, mit Ausnahme von

Wanderwegen, und
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Flugplatzen (Flughafen, Landeplatze und Segelfluggelande) soll so geordnet
werden, dass

ausgewogene Lebens- und Arbeitsbedingungen ihrer Bewohner gewahrleistet
bleiben,

die Naturschonheiten und die Eigenart als Erholungsgebiet sowie die Leis-
tungsfahigkeit des Naturhaushalts erhalten werden und

der Erholung suchenden Bevdlkerung der Zugang zu diesem Gebiet gesichert bleibt.

(Z) Zur Ordnung der VerkehrserschlieRung im Alpenraum werden Zonen bestimmt, die sich

aus Anhang 3 ergeben.

2.3.4 Zone Ades Alpenplans

(Z) In der Zone A sind Verkehrsvorhaben im Sinn von 2.3.3 mit Ausnahme von Flugplatzen
landesplanerisch grundsatzlich unbedenklich, soweit sie nicht durch Eingriffe in den
Wasserhaushalt zu Bodenerosionen fihren kénnen oder die weitere land- und forst-
wirtschaftliche Bewirtschaftung gefahrden. Wie bei der Planung und Ausfuhrung solcher
Verkehrsvorhaben die Erfordernisse der Raumordnung zu berucksichtigen sind, istim

Einzelfall raumordnerisch zu Uberprifen.

2.3.5 Zone B desAlpenplans

(Z) In der Zone B sind Verkehrsvorhaben im Sinn von 2.3.3 landesplanerisch nur zulassig,
wenn eine Uberprifung im Einzelfall ergibt, dass sie den Erfordernissen der Raumord-

nung nicht widersprechen.

2.3.6 Zone C desAlpenplans

(Z) In der Zone C sind Verkehrsvorhaben im Sinn von 2.3.3 landesplanerisch unzulassig.

Dies gilt nicht fir notwendige landeskulturelle Ma3nahmen.
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Zu2.3.1(B)

Zu2.3.2 (B)

Zu2.3.3(B)

Der Alpenraum, der durch die Kulisse des Alpenplans (vgl. 2.3.3) umfasst wird, ist eine einzig-
artige Natur-, Kultur- und Erholungslandschaft. Tourismus und Freizeitaktivitdten sind hier be-
sonders ausgeprégt. Daneben sind die bayerischen Alpen bedeutender Wirtschafts-, Ver-
kehrs- und Lebensraum. Die natiirliche Vielfalt der Tier- und Pflanzenarten kann nur erhalten
werden, wenn deren Lebensrdume auch ausreichend vernetzt sind. Die sich oft iiberlagern-
den Raumnutzungsanspriiche bedtirfen einer steuernden Regelung, um eine Uber-
beanspruchung des Alpenraums zu vermeiden. Der Alpenraum ist deshalb auch im Sinne der

Alpenkonvention nachhaltig zu entwickeln, zu ordnen und zu schiitzen.

Nachhaltige Entwicklung und Ordnung des Alpenraums bedeutet, dass seine Landschaften
und die Vielfalt seiner Funktionen erhalten bleiben. Die alpinen Gefahrenpotenziale, wie Lawi-
nen, Hochwasser und Massenbewegungen sind im Sinne ihrer Minimierung bei allen
raumbedeutsamen Planungen und MalBnahmen zu beriicksichtigen. Der Klimawandel wird im
Alpenraum zu besonders deutlichen Verdnderungen fiihren. Raumbedeutsame Planungen
und MalBnahmen sollen deshalb an den Klimawandel angepasst und Naturgefahren

abgewehrt werden (vgl. 1.3.2).

Bergwélder und nachhaltig genutzte Alm- und Alpfldchen leisten einen wertvollen Schutz vor
Naturgefahren wie Lawinen, Steinschlag und Muren. lhre Schutzfunktionen sind daher dauer-
haft zu erhalten. Der Land- und Forstwirtschaft kommt dabei eine entscheidende Bedeutung
zu. Um erhaltenswiirdige Almen und Alpen zu sanieren und zu sichern, kann deren Erschlie-
Bung erforderlich sein. Ebenso setzen der Erhalt und die Pflege der Wélder eine ausreichende
ErschlieBung voraus. Diese erfordert eine angemessene Berticksichtigung ékologischer

Gesichtspunkte.

Der Alpenraum soll vor einer ungeordneten Zulassung von Verkehrsvorhaben geschiitzt
werden. Mit dem Alpenplan besteht ein bewéhrtes Instrument, das die 6kologischen Schutz-
zwecke, die biologische Vielfalt, berechtigte touristische Anspriiche und die notwendige
Abwehr von Naturgefahren zu einem angemessenen Ausgleich bringt. Der Alpenplan dient
auch der Umsetzung der Internationalen Alpenkonvention, die mit der Ratifizierung in Deutsch-
land am 18.12.2001 in Kraft getretenist.

Fiir die Abgrenzung des rdumlichen Geltungsbereichs des Alpenplans waren die naturrdumli-
chen Gegebenheiten ausschlaggebend. Die Einteilung in drei unterschiedlich schutzbed(rftige

Zonen (A, B, C) gewébhrleistet eine sachgerechte Handhabung.
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Zu 2.3.4 (B) Die Zone A ist grundsétzlich fir die in 2.3.3 genannten Verkehrsvorhaben geeignet. Inwieweit
die Erfordernisse der Raumordnung zu beriicksichtigen sind, haben die Landesplanungs-

behérden im Einzelfall zu priifen.

Zu 2.3.5 (B) In der Zone B kénnen Vorhaben im Einzelfall nur zugelassen werden, wenn sie den Erfor-
dernissen der Raumordnung entsprechen. Dabei haben die Belange des Naturschutzes und

der Landschaftspflege ein besonderes Gewicht.

Zu 2.3.6 (B) Die Gebiete der Zone C miissen auf Grund ihrer hohen Schutzbediirftigkeit ungeschmélert
erhalten werden. Verkehrsvorhaben sind in der Zone C unzuldssig. Eine Ausnahme gilt fiir
landeskulturelle MaBnahmen, die nachweislich der Verbesserung der Erreichbarkeit von Al-

men und Alpen und zur nachhaltigen Bewirtschaftung des Bergwaldes dienen.

2.4 Regionen

(Z) Die Regionen werden aus den im Anhang 4 genannten kreisfreien Stadten, Landkreisen

und Gemeinden nach dem jeweiligen Gebietsstand gebildet.

Zu 2.4 (B) Nach Art. 6 Abs. 2 Nr. 2 Satz 5i.V.m. Art. 19 Abs. 2 BayLplG ist das Staatsgebiet in Regionen
zu gliedern, innerhalb derer intensive Lebens- und Wirtschaftsbeziehungen bestehen oder
entwickelt werden sollen. Eine Region wird in der Regel aus mehreren Landkreisen und ggf.
kreisfreien Stédten gebildet. Die Abgrenzung der Regionen erfolgt nach soziobkonomischen
Kriterien unter Berticksichtigung der Verwaltungsgrenzen. In zwei Ausnahmen (Landkreis Tir-
schenreuth und Landkreis Kelheim) werden Landkreise auf Grund ihrer von der Verwal-
tunsgliederung abweichenden soziokulturellen Hauptorientierung der Biirger nicht zur Génze

einer Region zugeordnet.

Die Region Donau-lller setzt sich aus dem baden-wiirttembergischen und dem bayerischen
Landesteil zusammen. Néheres ist im Staatsvertrag zwischen dem Land Baden-Wi/irttemberg
und dem Freistaat Bayern (ber die Zusammenarbeit bei der Landesentwicklung und (iber die

Regionalplanung in der Region Donau-lller geregelt.
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3

Siedlungsstruktur

3.1 Flachensparen_Nachhaltige und ressourcenschonende Siedlungs-

entwicklung, Flachensparen

3.1.1 Integrierte Siedlungsentwicklung

(G) Die Ausweisung von Bauflachen soll an einer nachhaltigen und bedarfsorientierten

Siedlungsentwicklung unter besonderer Berlicksichtigung des demographischen Wan-

dels und seiner Folgen, den Mobilitatsanforderungen, der Schonung der natirlichen

Ressourcen und der Starkung der zusammenhdngenden Landschaftsrdume aus-

gerichtet werden.

(G) Flachen-_und energiesparende Siedlungs- und ErschlieBungsformen sollen unter

Berucksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden.

(G) Die Entwicklung von Flachen fir Wohnzwecke, gewerbliche Zwecke sowie fur Ver-

sorgungs- und Freizeiteinrichtungen soll abgestimmt erfolgen. Auf der Grundlage in-

terkommunaler Entwicklungskonzepte kann ein Ausgleich zwischen Gemeinden

stattfinden.

(G) Die Ausweisung grofRerer Siedlungsflachen soll Uberwiegend an Standorten erfolgen,

an denen ein raumlich geblndeltes Angebot an oOffentlichen und privaten

Dienstleistungs-, Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen in fulaufiger Erreich-

barkeit vorhanden ist oder geschaffen wird.

3.1.2 Abgestimmte Siedlungs- und Mobilitatsentwicklung

(G) Zur nachhaltigen Abstimmung der Siedlungsentwicklung mit den Mobilitdtsansprichen

der Bevolkerung sowie neuen Mobilitatsformen sollen regionale oder interkommunale

abgestimmte Mobilitdtskonzepte erstellt werden.
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(G) Die Ausweisung neuer Siedlungsflachen soll vorrangig an Standorten mit leis-

tungsfahigem Anschluss an das offentliche Verkehrsnetz erfolgen.

3.1.3 Abgestimmte Siedlungs- und Freiflaichenentwicklung

(G) Auf die Freihaltung geeigneter, gliedernder Freiflachen und Landschaftsr@ume zum

Erhalt der Biodiversitat, zur Anpassung an den Klimawandel und zur Erhéhung der

Lebensqualitat, insbesondere in den starker verdichteten Bereichen von Stadten und

Gemeinden, soll in der kommunalen Siedlungsentwicklung hingewirkt werden.

(Z) In der Regionalplanung sind geeignete siedlungsnahe Freiflachen als Trenngrin

festzulegen, um das Zusammenwachsen benachbarter Siedlungsbereiche und das Ent-

stehen ungeqgliederter Siedlungsstrukturen zu verhindern.

Zu 3.1.1(B) Eine integrierte Siedlungsentwicklung ist nachhaltig und ressourcenschonend, indem sie alle

planerischen Aspekte und Themen im Sinne eines ganzheitlichen Ansatzes zusammenfthrt.

Der demographische Wandel, hohe Infrastrukturkosten, Anforderungen an die Energieeffizienz_

und Mobilitét, die Inanspruchnahme von Freifldachen zu Siedlungs- und Verkehrszwecken, die

Notwendigkeit des Erhalts zusammenhdngender Landschaftsrdume und der Klima- und Ar-

tenschutz machen eine solche nachhaltige und integrierte Siedlungsentwicklung erforderlich.
Diese ist dann gewaéhrleistet, wenn sich der Umfang der Siedlungstétigkeit vorwiegend an der
Erhaltung und angemessenen Weiterentwicklung der gewachsenen Siedlungsstrukturen und

dem nachweislich erwarteten Bedarf orientiert. Dabei sind neben ékologischen, 6konomischen

und sozialen auch baukulturelle und landschaftliche Aspekte sowie die Mobilitdt zu

berticksichtigen. Bei Planungsentscheidungen sollen friihzeitig die prognostizierte Bevélker-
ungsentwicklung sowie die Altersstruktur der Bevélkerung berticksichtigt werden (vgl. 1.2.6).

Dies qilt insbesondere auch fiir die Bedarfe der erheblich wachsenden Anzahl an élteren und

pflegebediirftigen Menschen sowie der Menschen mit Behinderung, wie z.B. Quartiersrdume

fliir gemeinschaftliche Aktivitéten.

Grund und Boden sind ein nicht vermehrbares Gut und haben auch eine wichtige Funktion fir
den Naturhaushalt. Einer Neuversiegelung von Flachen kann neben dem Vorrang der In-
nenentwicklung vor der AuBenentwicklung (vgl. 3.2) durch flichensparende Siedlungs- und

ErschlieBungsformen insbesondere auch im Rahmen interkommunaler Kooperationsformen
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(z.B. regionale Gewerbefldchenpools) sowie durch stédtebauliche Erneuerungsmalinahmen
entgegengewirkt werden. Fldchensparende Siedlungs- und ErschlieBungsformen bedlirfen
einer unterschiedlichen Umsetzung in Abhdngigkeit von den ortsspezifischen Gegebenheiten,
wie u.a. den vorhandenen Siedlungsstrukturen, dem Ortsbild oder der Topographie. Daneben

kann durch kompakte Siedlungsformen der Energieverbrauch reduziert sowie die Nutzung

enerqieeffizienter Versorgungssysteme (u.a. Nah- und Fernwédrme oder -kélte) beglinstigt

werden.

Auf eine verstérkte rdumliche Zusammenfiihrung von Wohnstétten, Arbeitspldtzen, Ver-

sorgungs- und Freizeiteinrichtungen soll sowohl bei Planungen der Gemeinden als auch auf

interkommunaler und regionaler Ebene hingewirkt werden. Insbesondere die Ausweisung

neuer gewerblicher Siedlungsfldchen soll in Abstimmung mit dem Bedarf an Wohnsiedlungs-

flichen erfolgen. Insbesondere in Verdichtungsrdumen ist eine interkommunale Abstimmung

sinnvoll und zweckméRiq. Der Ausgleich auf der Grundlage interkommunaler Entwicklungs-

konzepte erweitert den Handlungsspielraum der Kommunen insbesondere dann, wenn die

Verfligbarkeit von Fldchen nicht gegeben ist und ldsst so eine Fokussierung auf qut ange-

bundene und stddtebaulich geeignete Standorte zu.

Kurze Wege zwischen verschiedenen Aufenthaltsorten des Alltags vermeiden einerseits

Zu 3.1.2 (B)

Verkehre und damit auch den Bau neuer Infrastrukturen und stdrken andererseits das soziale

Leben vor Ort sowie die lokale WertschOpfung. Insofern kann hiermit ein besonderer Beitrag

zZu einer nachhaltigen wie auch ressourcenschonenden Entwicklung geleistet werden und

Belastungen der Bevélkerung durch Ldrm oder Stress minimiert werden. Dies qilt insbeson-

dere flir die Verdichtungsrdume, in denen ein entsprechendes geblindeltes Angebot in der

Regel vorhanden ist. Eine interkommunale Abstimmung kann hier zusétzlich Lésungen beitra-

gen.

Aufgrund einer sich stetiqg weiter differenzierenden Mobilitdt einhergehend mit neuen Ver-

kehrstrdgern, verstérkter Kombination von Verkehrstrdgern und Sharing-Angeboten wird eine

langfristig abgestimmte und nachhaltige Planung von Siedlungsentwicklung und Mobilitét

angestrebt. Mobilitét findet deutlich liber Gemeindegrenzen hinwegq statt. Unter Berlicksich-

tigung der kommunalen Planungshoheit und der unterschiedlichen regionalen Gegebenheiten

sowie der vorhandenen Verkehrstrédger ist der Umagriff flir gemeindelibergreifende Planungen

festzulegen.
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Mit einer auf leistungsfdhige Anschliisse des 6ffentlichen Verkehrsnetzes konzentrierten Sied-

lungsentwicklung kann das Verkehrsaufkommen reduziert und Einzelverkehre vermieden

werden. Mal3geblich fiir die rdumliche Zuordnung neuer Siedlungsfldchen zu den Anschliissen

an das 6ffentliche Verkehrsnetz sind in erster Linie die reqgelméf3ig von FuBgdngern zu bewél-

tigenden Entfernungen.

Zu 3.1.3 (B) _Insbesondere in den stirker verdichteten Bereichen von Stadten und Gemeinden ist das aus-

gewogene Verhéltnis von qualitativ hochwertigen Freirdumen und Siedlungsfldchen beson-

ders wichtig. Die Ausgewogenheit bezliglich allgemeiner Aspekte (Verbesserung des Sied-

lungsklimas, Naherholung und Biodiversitit) sowie der Bezuqg zu regionalen Merkmalen (Kul-

turlandschaft, Siedlungstypologie, Baukultur) ist maf3geblich fiir eine nachhaltige Siedlungs-

struktur.

Die Sicherung siedlungsnaher Freirdume als Trenngriin dient als Sicherungsinstrument, um ein

ungewolltes Zusammenwachsen verschiedener Siedlungen, ein tiberméfiges Ausufern von Sied-

lungen in erhaltenswerte Freirdume sowie die Entstehung bandartiger Siedlungsstrukturen zu

verhindern.

3.2 Innenentwicklung vor AuBenentwicklung

(Z) In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung
moéghehst-vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulassig, wenn Potenziale der In-

nenentwicklung nachweislich nicht zur Verfligung stehen.

Zu 3.2 (B) Die vorrangige Innenentwicklung ist fiir eine kompakte Siedlungsentwicklung (Siedlung der
kurzen Wege) sowie fiir die Funktionsféhigkeit der bestehenden technischen Versorgungsin-
frastrukturen wesentlich, da vorhandene Infrastruktur- und Leitungsnetze nicht proportional zu
einem sinkenden Bedarf zuriickgebaut werden kénnen. Eine auf die AuBenentwicklung orien-
tierte Siedlungsentwicklung fiihrt zu erhbhten Kosten und Unterauslastung bestehender Infra-

strukturen.
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Um die Innenentwicklung zu stérken, miissen vorhandene und fiir eine bauliche Nutzung
geeignete Fldchenpotenziale in den Siedlungsgebieten, z.B. Baulandreserven, Brachfldchen
und leerstehende Bausubstanz, sowie Méglichkeiten zur Nachverdichtung vorrangig genutzt
werden. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund des demographischen Wandels von zen-
traler Bedeutung fiir funktionsféhige und attraktive Innenstédte und Ortskerne, die als
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Mittelpunkte erhalten, weiterentwickelt und gestérkt
werden miissen. Die stddtebauliche und dérfliche Erneuerung trdgt wesentlich zur Erreichung
dieser Ziele bei. Fldchen, die der Naherholung und rdumlichen Gliederung der Siedlungs-
flachen dienen (z.B. Parkanlagen und Griinflichen) oder Ausdruck einer charakteristischen
Siedlungsstruktur sind, sind in der Regel keine geeigneten Potenzialfléchen und sind

erhaltungswiirdig.

Ein geeignetes Instrument zur systematischen Erfassung,-u4nd zum Nachweis vorhandener
und verfiigbarer Fldchenpotenziale und zum Abgleich mit den ermittelten Bedarfen ist z.B. ein
kommunales Flachenmanagement. In diesem werden die Entwicklungspotenziale vollstandig
erfasst, kontinuierlich aktualisiert und laufend in notwendige Planungsverfahren eing-

espeist._ Wesentliche Aspekte eines kommunalen Fldchenmanagements sind zudem mittel-

bis langfristige Strategien und MalBnahmen flir die Aktivierung der ermittelten Fldchenpoten-

ziale sowie regelméllige Kontaktaufnahme und Einbeziehung von Eigentiimern.

Potenziale der Innenentwicklung stehen dann nachweislich nicht zur Verfiigung, wenn die Ge-

meinde Strategien fiir deren Aktivierung entwickelt und umgesetzt hat, diese Bemtihungen

jedoch erfolglos blieben.

3.3 Vermeidung von Zersiedelung — Anbindegebot

(G) Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandartige

Siedlungsstruktur sollen vermieden werden.

(Z) Neue Siedlungsflachen sind moglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten
auszuweisen. Ausnahmen sind zulassig, wenn

- auf Grund der Topographie oder schitzenswerter Landschaftsteile oder tangieren-

der Hauptverkehrstrassen ein angebundener Standort im Gemeindegebiet nicht

vorhanden ist,
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ein Logistikunternehmen oder ein Verteilzentrum eines Unternehmens auf einen un-

mittelbaren Anschluss an eine Autobahnanschlussstelle oder deren Zubringer oder
an eine vierstreifig autobahnahnlich ausgebaute Stralle oder auf einen Glei-

sanschluss angewiesen ist_und ohne wesentliche Beeintrachtigung des Orts- und

Landschaftsbilds geplant ist,

ein grol¥flachiger produzierender Betrieb mit einer Mindestgréf3e von 3 ha aus Grin-
den der Ortsbildgestaltung nicht angebunden werden kann,

von Anlagen, die im Rahmen von produzierenden Gewerbebetrieben errichtet und
betrieben werden sollen, schadliche Umwelteinwirkungen, insbesondere durch
Luftverunreinigungen oder Larm einschlieBlich Verkehrslarm, auf dem Wohnen
dienende Gebiete ausgehen wirden,

militarische Konversionsflachen oder Teilflachen hiervon mit einer Bebauung von
einigem Gewicht eine den zivilen Nutzungsarten vergleichbare Pragung aufweisen;
oder

in einer Fremdenverkehrsgemeinde an einem gegenwartig oder in der jungeren Ver-
gangenheit durch eine Beherbergungsnutzung gepragten Standort ein Be-

herbergungsbetrieb ohne Beeintrachtigung des Orts- und Landschaftsbilds er-

weitert oder errichtet werden kann-oder
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(G) Zur Sicherung der Wettbewerbsfahigkeit der grenznahen Gebiete kann in diesen Ge-
bieten die Moglichkeit der Zielabweichung nach Art. 4 Abs. 1 Satz 1 BayLplG bei der
Ausweisung neuer Gewerbe- und Industriegebiete unter Berlcksichtigung der Praxis in
den Nachbarlandern besonders berucksichtigt werden. Gleiches gilt unter
Berucksichtigung der jeweiligen Strukturdaten in den in Anhang 5 festgelegten be-

sonders strukturschwachen Gemeinden.

Zu 3.3 (B) Eine Zersiedelung der Landschaft ist insbesondere gekennzeichnet durch Streubebauung._
Diese unerwiinschte Entwicklung schrénkt die Funktionsféhigkeit der Freirdume ein und bildet

Ansatzpunkte flir eine weitere Besiedelung im AulRenbereich.

Eine ungegliederte bandartige Siedlungsentwicklung soll wegen der nachteiligen Einfliisse auf
Naturhaushalt und Landschaftsbild, der iiberwiegend ékonomischen Nachteile (z. B. Lei-
tungsldngen der technischen Infrastruktur) und im Hinblick auf den Erhalt eines intakten Woh-

num-feldes vermieden werden.

Um das Zusammenwachsen benachbarter Siedlungsbereiche zu verhindern, kbnnen in den
Regionalplénen geeignete Gebiete als regionale Griinziige (vgl. 7.1.4) oder geeignete

Freiflachen als Trenngriin festgelegt werden.

Die Anbindung neuer Siedlungsfldchen (d.h. Fldchen, die zum dauernden oder mindestens
regelméalig vorlibergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt werden sollen) an
geeignete Siedlungseinheiten ist ein wichtiger Beitrag zur Vermeidung von Zersiedelung.
Insbesondere vor dem Hintergrund des demographischen Wandels wird mit der Anbindung
neuer Siedlungsflachen ein wirtschaftlicher Ausbau und Unterhalt sowie eine ausreichende
Auslastung technischer Versorgungs- und Entsorgungseinrichtungen erreicht. Vor allem Ein-
richtungen der Grundversorgung kénnen besser ausgelastet und gesichert werden (vgl. 1.1.1,
1.2.4 und 1.2.6).

Ausnahmen von dem Ziel der Anbindung sind nur dann zulédssig, wenn auf Grund einer der im
Ziel genannten Fallgestaltungen die Anbindung an eine bestehende geeignete Siedlungsein-
heit nicht méglich ist.
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Zu den schiitzenswerten Landschaftsteilen im Sinn der ersten Ausnahme zéhlen alle Schutz-

gebiete nach Naturschutz- und Wasserrecht.

Zubringer zu Bundesautobahnen im Sinn der vierten-zweiten Ausnahme sind Bundes- und
Staatsstrallen, die im StralBennetz den Verkehr von einem Verkehrsschwerpunkt (Stadt oder
gréBere Gemeinde) unmittelbar zu einer Autobahnanschlussstelle fiihren. Dazwischen dlirfen
sich keine Ortsdurchfahrten oder gré8ere Ortslagen befinden, weshalb die Ldnge des Zubring-
ers begrenzt ist. Innerhalb des StralRennetzes heben sich Zubringer durch Ausbauzustand und

Verkehrsbelastung regelmél3ig hervor._Eine wesentliche Beeintrdchtigung des Orts- und Land-

schaftsbildes gemél3 der zweiten Ausnahme kann durch eine entsprechende stéddtebauliche

und architektonische Gesamtplanung, z.B. durch die Einbettung des Baukdrpers und der

zugehorigen Anlagen in die Landschaft, den Verzicht auf gro3flachige Aufschiittungen und

Abgrabungen oder sonstiger weithin sichtbarer Eingriffe in das nattirliche Geldnde, durch eine

an das Geldnde, den Ort und die Topographie angepasste Ausformung des Baukdrpers und

durch kontextuelle, positive Fassadengestaltung (z.B. Begriinung, Gliederung, Materialitét),
erfolgen.

Die Voraussetzungen der sechsten-vierten Ausnahme liegen insbesondere vor, wenn eine
nach § 4 BImSchG genehmigungsbediirftige Anlage in angebundener Lage nach den immis-
sionsschutzrechtlichen Vorschriften nicht genehmigungsféhig wére. Damit sind die ca. 160
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Arten von Anlagen der 4. BImSchV erfasst. Dariiber hinaus kann die Ausnahme auch auf die
nicht genehmigungsbediirftigen Anlagen Anwendung finden, wenn von diesen in ange-
bundener Lage trotz Einhaltung der Vorgaben nach §§ 22 ff. BImSchG schédliche Umweltein-
wirkungen auf dem Wohnen dienende Gebiete ausgehen wiirden. Schédliche Umwelteinwir-
kungen sind solche im Sinn des § 3 Abs. 1 BImSchG (einschlie3lich durch An- und Ab-
fahrtsverkehr verursachte Verkehrsgerdusche, wobei u.a. auf einen Abstand bis zu 500 m zum

Betriebsgrundstiick bzw. bis zu einer Vermischung mit dem (ibrigen Verkehr abgestellt wird).

Militarische Konversionsflachen im Sinn der siebten-fiinften Ausnahme kénnen insbesondere

bei einer Bebauung mit militdrischen Wohn-, Verwaltungs- oder Gewerbebauten vorliegen.

Fremdenverkehrsgemeinden im Sinn der achten-sechsten Ausnahme sind Gemeinden, die
berechtigt sind, Fremdenverkehrsbeitrdge gemal Art. 6 Abs. 1 oder Kurbeitrdge gemal3 Art. 7
Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes zu erheben. Durch eine Beherbergungsnutzung
geprégte Standorte umfassen auch den rdumlichfunktionalen Zusammenhang der bereits ge-
nutzten Bebauung. Eine Prdgung liegt auch bei einer nicht ldnger als 25 Jahre zuriick-
liegenden Aufgabe der Beherbergungsnutzung vor. Ein Beherbergungsbetrieb (im Sinn der
Baunutzungsverordnung) kann das Ortsbild (in seinem baulichen Erscheinungsbild) oder das
Landschaftsbild (in seinem &sthetischen oder kulturgeschichtlichen Wert) insbesondere durch
seinen konkreten Standort, seine Gréf3e oder seine Mal3stéablichkeit beeintrdchtigen. Dabei

sind insbesondere landschaftsbildende Geldndeformen sowie Blickbeziehungen und Sichtach-

sen zu beachten.

Freiflachen-Photovoltaikanlagen und Biomasseanlagen sind keine Siedlungsflachen im Sinne
dieses Ziels.
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Wéhrend die Anbindung neuer Siedlungsflachen an geeignete Siedlungseinheiten in Bayern

landesplanerisch verbindlich festgelegt ist, bestehen vergleichbare Vorgaben in den Na-
chbarstaaten Osterreich und Tschechien nicht. Die Einflussméglichkeiten von bayerischer
Seite darauf sind gering. Um daraus folgenden Wettbewerbsnachteilen in den Grenzrdumen
gegeniiber den Nachbarstaaten entgegenzuwirken, soll die Durchfiihrung eines Zielabwei-
chungsverfahrens fiir die Ausweisung von Gewerbe- und Industriegebieten in diesen Radumen
erleichtert werden. Dabei sind im Einzelfall die angestrebte Vermeidung von Zersiedelung
sowie die Vorgaben und die Genehmigungspraxis in den Nachbarstaaten bei der Ausweisung
von Gewerbe- und Industriegebieten einzubeziehen. Grenznahe Gebiete im Sinne dieser
Vorschrift sind die Gebiete der Landkreise, die unmittelbar an Osterreich oder Tschechien an-
schliel3en.

In besonders strukturschwachen Gemeinden hat die Ansiedlung von Gewerbe und Industrie
besondere Bedeutung flir die Entwicklung dieser Orte. Diese Gemeinden sollen erleichterte
Mobglichkeiten haben, Gewerbe- und Industriegebiete auszuweisen. Dabei sind im Einzelfall
die angestrebte Vermeidung von Zersiedelung sowie die positive Auswirkung der Ansiedlung
auf die besondere Strukturschwéche der Gemeinde (orientiert an den Kriterien zur Festlegung

der besonders strukturschwachen Gemeinden) einzubeziehen.

Besonders strukturschwache Gemeinden im Sinne dieser Vorschrift werden entsprechend der
Abgrenzung der einzelnen Gemeinden mit weniger als 100.000 Einwohnern im Raum mit be-
sonderem Handlungsbedarf festgelegt (vgl. Begriindung zu LEP 2.2.3). Liegt der gebildete
Gesamtindikator einer Gemeinde unter 70,0 % des bayerischen Durchschnitts, so ist diese
besonders strukturschwach. Die besonders strukturschwachen Gemeinden gehen aus An-

hang 5 hervor?.

4 Zur Ermittlung der Gemeinden wurden die zum Zeitpunkt der Beschlussfassung des Ministerrats iiber den Entwurf der LEP-Teilfortschreibung

(12. Juli 2016) aktuell verfugbaren Daten herangezogen.
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4

Mobilitat und Verkehr

4.1 Verkehrstragerubergreifende Festlegungen

4.1.1Leistungsfahige Verkehrsinfrastruktur

(Z) Die Verkehrsinfrastruktur ist in ihrem Bestand leistungsfahig zu erhalten und durch

Aus-, Um- und Neubaumalinahmen nachhaltig zu erganzen.

(G) Die Verkehrsinfrastruktur soll durch neue Mobilitdtsformen nachhaltig ergénzt werden.

(G) Die Vernetzung und Auslastung der Verkehrstrager soll durch bauliche MalRnahmen

und den Einsatz neuer Technologien gesteigert werden.

4.1.2Internationales, nationales und regionales Verkehrswegenetz

(G) Die Einbindung Bayerns in das internationale und nationale Verkehrswegenetz soll be-

darfsgerecht verbessert werden.

(G) Das regionale Verkehrswegenetz und die regionale Verkehrsbedienung sollen in allen
Teilraumen als Grundlage fur leistungsfahige, bedarfsgerechte und barrierefreie

Verbindungen und Angebote ausgestaltet werden.

4.1.3Verbesserung der Verkehrsverhaltnisse und der VerkehrserschlieBung

(G) Die Verkehrsverhaltnisse in den Verdichtungsraumen und in stark frequentierten Tour-
ismusgebieten sollen insbesondere durch die Starkung des offentlichen Personen-

verkehrs verbessert werden.

(G) Im landlichen Raum soll die VerkehrserschlieRung konsequent weiterentwickelt und die
Flachenbedienung durch den o6ffentlichen Personennahverkehr verbessert und durch

ein bedarfsorientiertes, leistungsfahiges Mobilitdtsangebot erganzt werden.
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(G) Der Guterverkehr soll optimiert werden. Dazu sollen auch ausreichend Schnittstellen fur

die Kombination verschiedener Verkehrstrager eingerichtet werden.

Zu4.1.1(B)

Eine leistungsféhige Verkehrsinfrastruktur ist gekennzeichnet durch ein gut ausgebautes und
den Anspriichen von Gesellschaft und Wirtschaft geniigendes, weitgehend barrierefreies
Verkehrswegenetz mit verkehrstrégeriibergreifenden Schnittstellen. Aus-, Um- und Neubau-
malnahmen zur Ergénzung des Verkehrswegenetzes haben so umweltvertrdglich und
ressourcenschonend wie méglich zu erfolgen. Das fiir die ndchsten Jahre prognostizierte,
zunehmende Verkehrsaufkommen erfordert eine stéarkere Inanspruchnahme aller Verkehrstra-

ger, sowohl im Personen- als auch im Giiterverkehr._

Wéhrend die Verkehrsinfrastruktur in einigen Teilrdumen an die Grenzen ihrer Leistungs-

féhigkeit stol3t, stellt in anderen Teilrdumen mangelnde Auslastung insbesondere der offent-

lichen Verkehrsinfrastruktur eine besondere Herausforderung dar. Neue Mobilitdtsformen und

Mobility on Demand Lésungen kénnen sowohl stark belastete Infrastrukturen entlasten als

auch aufgrund flexiblerer Nutzungsmoglichkeiten tragféhige Alternativen zu den bestehenden

Verkehrstrdgern darstellen. Dazu sollen die Erprobung und der Einsatz neuer Mobilitdtsformen

wie z.B. von Stadtseilbahnen oder elektrisch betriebenen, senkrecht startenden und

landenden Fluggeréten unterstiitzt werden. Sie sollen den 6ffentlichen Personennahverkehr

ergédnzen und stéarken.

Um Uberlastungen einzelner Verkehrstrdger zu vermeiden, Verkehrsstréme besser zu lenken

Zu4.1.2 (B)

und Nutzer auf freie Kapazitédten zu leiten, kbnnen neue Technologien oder bauliche Mal3nah-

men im Bestand einen effektiven und kostenglinstigen Beitrag leisten, mit dem insbesondere

auch ein weiterer Ausbau der Verkehrsinfrastruktur vermieden werden kann.

Zur Verbesserung der Einbindung Bayerns in das européische Verkehrswegenetz ist die Um-
setzung der ,Vorrangigen Vorhaben des transeuropéischen Verkehrsnetzes” (TEN-V) von
herausragender Bedeutung. Die Einrichtung zusétzlicher Verbindungen, insbesondere im Al-

pentransit, soll zur Ertiichtigung des grenziiberschreitenden Schienenverkehrs beitragen.

Wichtig fir die Einbindung Bayerns in das nationale Verkehrswegenetz ist insbesondere die

ziigige Realisierung der im Bundesverkehrswegeplan 200330 enthaltenen bayerischen Vorha-
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Zu4.1.3(B)

ben zum Aus- bzw. Neubau des Stral3en-, Schienen- und Wasserstrallennetzes. PDer-Bun-

Die regionalen Verkehrswegenetze und die regionale Verkehrsbedienung stellen die Erschlie-
Bung des Raums fiir alle Bevélkerungsgruppen sicher. Die Planung der Verbindungen erfolgt

nach den Richtlinien fiir integrierte Netzgestaltung.

Verdichtungsrdume und Tourismusgebiete sind stark frequentierte Verkehrsrdume, in denen
die Verkehrsverhéltnisse verbessert werden sollen. Als klima- und ressourcenschonende und
damit umweltfreundliche Alternative zum motorisierten Individualverkehr kann der Offentliche
Personenverkehr diese Rdume erschlielSen und entlasten. Vor allem in den Verdichtungsréu-

men sollen AusbaumalBnahmen im schienengebundenen Nahverkehr umgesetzt werden.

Neben einer leistungsféhigen Verkehrsinfrastruktur (vgl. 4.1.1) soll ein qualitativ und quantitativ
iiberzeugendes Angebot im Offentlichen Personenverkehr — insbesondere im Offentlichen
Personennahverkehr (OPNV) — geschaffen werden. Ein attraktives Angebot im OPNV zeich-
net sich u.a. durch verkehrstréageribergreifend gute Anschlusssituationen, weitgehende Barri-

erefreiheit sowie kurze Reisezeiten aus.

Im ladndlichen Raum (vgl. 2.2.1 und 2.2.5) ist eine leistungsféhige VerkehrserschlieBung
wichtig, um dessen Standortqualitdt zu erhalten bzw. zu verbessern. Die Verbesserung der
Flachenbedienung tragt auch zur Vernetzung mit den Fernverkehrshaltepunkten und somit
zum Anschluss des landlichen Raums an den 6ffentlichen Personenfernverkehr bei. Der
OPNV ist gerade im léndlichen Raum auf eine leistungsféhige StraBenverkehrsinfrastruktur
angewiesen. Auf Grund des demographischen Wandels ist ein Riickgang des Schiilerverkehrs
zu erwarten, der bisher das Riickgrat des OPNV im ladndlichen Raum bildet. Andererseits wird

die Zahl &lterer und pflegebediirftiger Menschen zunehmen, fiir die ein spezifisches Mobili-

tétsangebot wichtig ist. Das Angebot im OPNV soll an diese Rahmenbedingungen flexibel an-

gepasst werden.

Die Optimierung des Gliterverkehrs trégt z.B. durch MalBnahmen der Biindelung des stéd-

tischen Giiterverkehrs wesentlich zur Entlastung der Verdichtungsrdume bei. Zur nachhaltigen
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Entlastung von StraBen und Umwelt soll der Stral3engliterverkehr méglichst auf die Schiene
und — wo immer dies praktikabel ist — auf die Wasserstral3e verlagert werden. Oberleitungs-

Hybrid-Systeme fiir den StralBengliterverkehr sollen als emissionsarme Antriebsform in

Betracht gezogen werden. Der Ausbau von Einrichtungen des kombinierten Gliterverkehrs, z.

B. Giiterverkehrszentren, tragt zur Entlastung von Strallen sowie zur Kapazitdtsausweitung,
Beschleunigung und Steigerung der Dienstleistungsqualitat im Gliterverkehr bei. Die Ver-
netzung und Auslastung der Verkehrstradger kann durch den Einsatz neuer Technologien, vor

allem der Verkehrstelematik, gesteigert werden.

4.2 StraBeninfrastruktur

(G) Das Netz der Bundesfernstrallen sowie der Staats- und Kommunalstral3en soll leis-

tungsfahig erhalten und bedarfsgerecht erganzt werden.

(G) Bei der Weiterentwicklung der StraReninfrastruktur soll der Ausbau des vorhandenen

StralRennetzes bevorzugt vor dem Neubau erfolgen.

(G) Beim Erhalt und Ausbau der StraReninfrastruktur sollen die Anforderungen fir die Mo-

bilitat der Zukunft beriicksichtigt werden.

Zu 4.2 (B)

Die Strallen tragen die Hauptlast des Verkehrs im Personen- und Gliterverkehr. Eine
leistungsfahige und sichere Stral3eninfrastruktur — einschliel3lich der dazugehdérigen Anlagen
des ruhenden Verkehrs — ist deshalb ein entscheidender Standortfaktor und tragt damit zur

rdumlichen Wettbewerbsféhigkeit Bayerns und seiner Teilrédume (vgl. 1.4.1) bei.

Uber die Bundesfernstral3en ist Bayern in das internationale und nationale Stral3ennetz einge-
bunden. Deren Aus- und Neubau richtet sich nach dem jeweiligen Bedarfsplan fiir die Bundes-
fernstralen (Anlage zum FernstralBenausbaugesetz). Im Rahmen der Fortschreibung des Bun-

desverkehrswegeplans soll der Bedarf weiterer Liickenschliisse im Netz gepriift werden.

Uber die StaatsstraBen sind die nicht an Bundesfernstra3en liegenden Zentralen Orte an das
nationale sowie an das regionale Verkehrsnetz angebunden. Deren Aus- und Neubau richtet
sich nach dem Ausbauplan fiir die Staatsstrallen, der unter Einbindung der Regionalen Pla-

nungsverbénde aufgestellt wird.
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Kreis- und Gemeindestral3en bilden zusammen das Netz der Kommunalstral3en. Sie dienen

insbesondere der ErschlieBung des Raums und der Verbindung zwischen Gemeinden.

Der bevorzugte Ausbau bestehender Stral3eninfrastruktur vor dem Neubau dient dem Erhalt
der Funktionsfdhigkeit des Gesamtnetzes und der Reduzierung einer weiteren
Freifldcheninanspruchnahme. Er ist deshalb aus volkswirtschaftlichen Griinden und im Inter-

esse einer nachhaltigen Raumentwicklung sinnvoll.

Zur Erreichung der Klimaschutzziele leisten alternative Antriebe wie elektrische Mobilitit

einen wichtigen Beitraqg, erfordern aber auch spezielle Anforderungen an die Stral8eninfra-

struktur (z.B. Wasserstofftankstellen). Die Infrastruktur Stral3e ist nicht nur fiir den motor-

isierten Individualverkehr von grof3er Bedeutung, sondern ist zugleich auch die wichtigste In-

frastruktur fiir die meisten neuen Mobilitdtsformen und speziell im ldndlichen Raum auch der

wichtigste Verkehrstréqer fiir den 6ffentlichen Personennahverkehr. Flir eine nachhaltige Mo-

bilitdt der Zukunft ergeben sich kiinftig neben den bestehenden Anforderungen wie Leis-

tungsféhigkeit und Verkehrssicherheit neue Erfordernisse an die Straeninfrastruktur. Diese

sind nicht nur technischer (z.B. Lade-, aber auch Dateninfrastruktur), sondern auch

datentechnischer Natur (z.B. intelligente, dreidimensionale Bestandsdaten).

4.3 Schieneninfrastruktur

4.3.1 Schienenwegenetz

(G) Das Schienenwegenetz soll erhalten und bedarfsgerecht erganzt werden. Dazu

gehoren_auch attraktive, barrierefreie Bahnstationenhéfe.

(G) In den Regionalplanen kdnnen Trassen fur den schienengebundenen o6ffentlichen Per-

sonennahverkehr gesichert werden.

4.3.2 Bahnknoten Miinchen und Niirnberg
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(G) Dieer Bahnknoten Munchen_und Nurnberg sollen ausgebaut und die Vernetzung mit

den umliegenden Raumen gestarkt werden.

(Z) Die Anbindung des Verkehrsflughafens Miinchen an den regionalen und Uberregionalen

Schienenverkehr ist nachhaltig weiterzuentwickeln.

4.3.3 Streckenstilllegungen vermeiden — Reaktivierungen ermoglichen

(G) Streckenstilllegungen und Ruckbau der bestehenden Schieneninfrastruktur sollen

vermieden werden.

(G) Moglichkeiten von Reaktivierungen sollen genutzt werden.

Zu4.3.1(B) Der Aus-, Um- und Neubau der Schieneninfrastruktur dient dem Erhalt und der Ergdnzung
eines leistungsfahigen Netzes fiir den Schienenpersonen- und Schienengliterverkehr. Da das
Verkehrsaufkommen weiter steigen wird, ist es aus verkehrlichen, ékologischen und volks-
wirtschaftlichen Griinden erforderlich, den Anteil des Schienenpersonen- und des
Schienengliterverkehrs am Gesamtverkehrsaufkommen durch Verlagerung von anderen
Verkehrstrégern zu steigern. Die Schienenwege der Eisenbahnen des Bundes miissen dazu

zlgig bedarfsgerecht ausgebaut werden.

Der Aus- und Neubau, der in allen Landesteilen erfolgen soll, richtet sich nach dem jeweiligen
Bedarfsplan fiir die Bundesschienenwege (Anlage zum Bundesschienenwegeausbaugesetz).
Im Rahmen der Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplans soll der Bedarf weiterer
Streckenausbauten gepriift werden. Bahnstationenhéfe haben eine wichtige Funktion als Ein-,
Aus- und Umsteigestationen im Schienenwegenetz. Insbesondere ist deren barrierefreie

Ausgestaltung ein wichtiges Element._

Flir die Erreichung einer héheren Bedienung der Flache, zur Steigerung der Kapazititen

sowie zur Erh6hung der Reiseqgeschwindigkeiten ist der weitere Ausbau der Schieneninfra-

struktur erforderlich. Schienentrassen queren als linienhafte Infrastrukturen verschiedene

Rédume und Gebietskbrperschaften und miissen insbesondere aufqrund vorgesehener Halte-

punkte Zwangspunkte in der Planung berticksichtigen. Die Planungsprozesse hierfiir sind
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Zu4.3.2 (B)

komplex und zeitaufwendig. Um die Zielsetzungen eines weiteren Ausbaus der Schieneninfra-

struktur nicht durch kleinrdumige Planungen zu gefdhrden oder um reqgional préferierte Tras-

senflihrungen zu sichern, ist eine regionalplanerische Sicherung entsprechender Trassen

sinnvoll.

Die Bahnknoten Miinchen und Nirnberg dienen der verkehrlichen Entwicklung der

Metropolregionen Miinchen und Niirnberqg. Die bedarfsgerechte Weiterentwicklung der

Schienenverkehrsinfrastruktur ist nicht nur verkehrspolitisch, sondern auch siedlungs- und

wirtschaftspolitisch fiir die beiden Metropolregionen wichtig und leistet dariiber hinaus einen

aktiven Beitraq fiir eine 6kologisch sinnvolle Mobilitdtsgestaltung. Landesplanerisch ist dabei

von zentraler Bedeutung, dass damit die Anbindung aller Teilrdume an die Landeshauptstadt

Miinchen und die Metropole Niirnberg sowie die Verbindung der einzelnen Teilrdume unter-

einander gestérkt wird.

Mit dem Programm ,Bahnausbau Region Miinchen” (PrBaReM!i) hat die Staatsregierung ein

Gesamtkonzept fiir den Ausbau des Bahnknotens Miinchen aufgestellt. Das Gesamtkonzept

umfasst im Wesentlichen folgende Vorhaben: Zweite Stammstrecke mit netzergdnzenden

MalBnahmen, Verbesserung der Schienenanbindung des Flughafens Miinchen, Aus- und

Neubau von Schienenstrecken, insbesondere fiir die S-Bahn (z.B. Ausbau S4 West, S7-Ver-

ldngerung Geretsried).

Flr den GroBraum Niirnberqg erarbeitet der Freistaat das Ausbauproramm S-Bahn Niirnberg

(AuSbauNLi). Das AuSbauNii ist strategische Grundlage fiir einen bedarfsgerechten, mittel-

bis langfristigen Ausbau des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) im GroBraum Niirnberg.

Insbesondere werden damit SPNV-MalBnahmen westlich und nordéstlich von Niirnberg voran-

getrieben und neue Potenziale des SPNV untersucht.

Das Anliegen der bayerischen Verkehrspolitik ist, die Erreichbarkeit des Flughafens Mtinchen,

als zweitgroten Flughafen Deutschlands und einer der bedeutendsten Drehscheiben des eu-

ropdischen Flugverkehrs, mit regionalem und liberregionalem Schienenpersonenverkehr aus

wirtschafts-, verkehrs- und umweltpolitischen Griinden weiter zu verbessern. Im Vergleich zu

anderen deutschen und europdischen Flughéfen sollen hierdurch Wettbewerbsnachteile re-

duziert werden. Zubringerverkehre kbnnen dann verstéarkt umweltvertrdglich auf der Schiene

erfolgen. Mit dem Projekt .Erdinger Ringschluss” einschlie3lich Walpertskirchener Spange soll

eine direkte Schienenanbindung des Flughafens aus Sidostbayern und dem Salzburger

Raum ermoéglicht werden. Mit der Inbetriebnahme des Teilprojekts .Neufahrner Kurve“ konnte

bereits eine stlindliche, umsteigefreie Anbindung aus Nordostbayern realisiert werden. Zusétz-

liche Verbesserungen lassen sich mit Inbetriebnahme der Zweiten Stammstrecke (Einrichtung

einer Express-Verbindung aus der Miinchener Innenstadt zum Flughafen) erreichen. Ferner
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ldsst der Freistaat im Rahmen des Programms ,Bahnausbau Region Miinchen"” weitere

Méaglichkeiten fiir tiberregionalen Verkehr untersuchen.

Zu 4.3.3 (B) Bayern kann als Fldachenland nicht auf eine flichendeckende Vorhaltung der Schieneninfra-

struktur verzichten, weil sie Voraussetzung fiir die Bestellung eines qualitativ hochwertigen
Nahverkehrs sowie die flaichendeckende ErschlieBung im Schienengliterverkehr ist. Um die
Leistungsfadhigkeit der Schieneninfrastruktur zu erhalten, kann Stilllegungen und

RiickbaumalRinahmen nur unter engen Voraussetzungen zugestimmt werden.

Sofern die Voraussetzungen fiir Streckenreaktivierungen gegeben sind, bieten diese
gegeniiber Streckenneubauten die Moéglichkeit, die Anbindung Bayerns an das Schienen-
wegenetz ohne Neuzerschneidungen der Landschaft kostengiinstig und flichensparend zu

verbessern.
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4.4 Radverkehr

(G) Das Radwegenetz soll erhalten_sowie unter Einbeziehung vorhandener Verkehrsinfra-

struktur-und bedarfsgerecht ausgebaut und erganzt werden.

(G) Der_Alltagsradverkehr im_uUberértlichen Netz soll mdglichst auf baulich getrennten

Radwegen gefihrt werden.

(G) Das uberregionale ,Bayernnetz fur Radler” soll weiterentwickelt werden.

(G) In_den Regionalplanen kénnen Trassen fur den uberdrtlichen Radverkehr gesichert

werden.

Zu 4.4 (B) Der Anteil des Radverkehrs am Gesamtverkehrsaufkommen soll gesteigert werden. Wichtig ist
es, ein durchgdngiges Radverkehrsinfrastrukturnetz (iber Verwaltungsgrenzen hinaus zu
schaffen, das zusétzliche wmwegefreiedirekte, attraktive und sichere Verbindungen fiir den

Radverkehr bereitstellt. Hiervon kénnen auch Freizeitradverkehr und Fahrradtourismus pro-

fitieren.

infrastruktur soll dabei wo mdglich genutzt werden. Insbesondere aul3erhalb von Ortschaften

und von landwirtschaftlich genutzten Gebieten, vor allem im Wald, sollen multifunktionale

Nutzungskonzepte verfolgt werden (z.B. forstwirtschaftlicher Verkehr in Kombination mit Rad-

verkehr).

Ein Baustein der nachhaltigen Mobilitdtsentwicklung zur Erreichung der Klimaziele und zur

Umsetzung der Energiewende ist die Starkung des ganzjdhrigen Alltagsradverkehrs, um des-

sen Anteil am Gesamtverkehr wesentlich zu erhéhen. Eine Voraussetzung zur Erhéhung des

Alltagsradverkehrs sind durchgédngige komfortable, schnelle und sichere Radwegeverbindun-

gen. Hierflir bietet sich in erster Linie die Anlage baulich getrennter Radwege an.
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Neben dem Alltags- und Freizeitradverkehr hat auch der Fahrradtourismus in Bayern in den
vergangenen Jahren an Bedeutung gewonnen. Dem damit entstandenen Bedarf fiir ein (iber-
regionales Netz an Fernradrouten wird durch das ,Bayernnetz fiir Radler* Rechnung getragen.
Das ,,Bayernnetz fiir Radler” enthélt die (iberregionalen Radrouten, die ein bayernweites

Grundnetz bilden. Es schliel8t an Fernradrouten der Nachbarlénder an.

Auch flir einen effektiven liberértlichen Alltags- und Freizeitradverkehr sind neue Trassen, z.B.

auch fiir Radschnellwege, erforderlich. Um deren Realisierung wédhrend des Konzeptions- und

Planungszeitraums zu sichern, kann eine Sicherung im Regionalplan sinnvoll sein.

4.5 Ziviler Luftverkehr

4.5.1 Verkehrsflughafen Miinchen

(G) Der Verkehrsflughafen Minchen soll als Luftfahrt-Drehkreuz von europaischem Rang
die interkontinentale Luftverkehrsanbindung Bayerns und die nationale und internatio-

nale Luftverkehrsanbindung Sudbayerns sicherstellen.

(Z) Fur den Verkehrsflughafen Minchen ist eine dritte Start- und Landebahn mit den er-

forderlichen Funktionsflachen zu errichten.

(Z) Die fur die weitere Entwicklung des Verkehrsflughafens Munchen erforderliche Flache
ist als Vorranggebiet Flughafenentwicklung festgelegt. Dieses ist im Anhang 6
dargestellt.

4.5.2 Verkehrsflughafen Niirnberg

(G) Der Verkehrsflughafen Nurnberg soll die nationale und internationale
Luftverkehrsanbindung Nordbayerns sicherstellen.

4.5.3 Verkehrsflughafen Memmingen
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(G) Der

Verkehrsflughafen Memmingen soll die nationale und internationale

Luftverkehrsanbindung des Allgaus sicherstellen.

4.5.4 Sonderflughafen Oberpfaffenhofen

(Z) Der Sonderflughafen Oberpfaffenhofen ist in seinem Status und Bestand als reiner

Werks- und Forschungsflughafen zu sichern. Die Offnung des Sonderflughafens fiir

zusatzliche Verkehre, insbesondere den Geschaftsreiseflugverkehr, ist nicht zuzulas-

sen.

4.5.5 Luftverkehrsanschliisse firdie Allgemeine Luftfahrt

(Z) In der Regel muss jede Region Uber mindestens einen Luftverkehrsanschluss fur die

Allgemeine Luftfahrt verfigen. In der Region 14 (Miunchen) ist zusatzlich zu der beste-

henden zivilen Luftverkehrsinfrastruktur kein neuer Verkehrslandeplatz zuzulassen.

(G) Die regionalen Luftverkehrsanschlisse fur die Allgemeine Luftfahrt sollen in ihrem

Bestand gesichert und bedarfsgerecht ausgebaut werden.

Zu4.5

Zu 4.5.1 (B)

Dem Luftverkehr und seiner Infrastruktur kommt vor dem Hintergrund der zunehmenden Inter-
nationalisierung der Handelsbeziehungen und der Globalisierung der Weltwirtschaft eine
aulBerordentlich hohe Bedeutung fiir die Standortqualitét der bayerischen Wirtschaft zu und

trégt dariiber hinaus zur Sicherung der Position Bayerns in der Weltwirtschaft bei.

Im Kapitel 4.5 werden die landesplanerischen Festlegungen fiir die zivile Luftverkehrsinfra-
struktur in Bayern getroffen. Das Kapitel stellt das ,Luftverkehrskonzept Bayern* der Bayer-
ischen Staatsregierung dar. Auf ein eigens zu beschlieBendes Luftverkehrskonzept mit

gleichen Zielaussagen kann verzichtet werden.

Der Verkehrsflughafen Miinchen ist internationaler Netzpunkt nach den Leitlinien fiir den
Aufbau eines transeuropéischen Verkehrsnetzes (TEN-V) und dient der Anbindung Bayerns
an das nationale, kontinentale und interkontinentale Luftverkehrsnetz im Kurz-, Mittel- und
Langstreckenverkehr. Als flihrendes européisches Luftfahrt-Drehkreuz hat der Verkehrsflu-
ghafen Miinchen fiir den internationalen Luftverkehr weitreichende Bedeutung, die gefestigt
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Zu 4.5.2 (B)

Zu 4.5.3 (B)

und weiterentwickelt werden soll. Fiir einen leistungsféhigen bedarfsgerechten Ausbau des
Verkehrsflughafens Miinchen soll durch die Weiterentwicklung der Flughafeninfrastruktur lang-

fristig Vorsorge getroffen werden.

Der bestehende Verkehrsflughafen Miinchen ist mit seiner Kapazitéat nicht in der Lage, die
zukiinftige Luftverkehrsnachfrage zu bewéltigen. Um das zu erwartende Verkehrsaufkommen
auch kiinftig abwickeln zu kénnen, ist eine Erweiterung der Bahnkapazitdt um eine dritte Start-
und Landebahn mit den entsprechenden Funktionsflachen erforderlich. Der Kapazitdtsausbau
sichert zudem die fiir den Standort Bayern wichtige europdische Drehkreuzfunktion des

Verkehrsflughafens Miinchen.

Zur dauerhaften Standortsicherung des Verkehrsflughafens Miinchen und zur Sicherung
seiner langfristigen rdumlichen Entwicklungsméglichkeiten wird das Vorranggebiet Flu-
ghafenentwicklung festgelegt (vgl. Anhang 5, i.d.F.v. 01.03.2018: Anhang 6). In diesem Gebiet
sind mit der weiteren Flughafenentwicklung konkurrierende raumbedeutsame Nutzungen
ausgeschlossen. Unberiihrt davon bleibt die Zulédssigkeit von Verkehrsprojekten zur Erschlie-

Bung des Flughafens.

Bis zum 01.04.2003 aufgestellte rechtsverbindliche qualifizierte Bebauungspldne bleiben von

den Rechtsfolgen des Vorranggebiets unbertihrt.

Der Verkehrsflughafen Niirnberg ist Gemeinschaftsnetzpunkt nach den Leitlinien fiir den
Aufbau eines transeuropdischen Verkehrsnetzes (TEN-V) und dient der Anbindung Nordbay-
erns an den nationalen und internationalen Luftverkehr. Der Verkehrsflughafen Niirnberg hat
eine glinstige Lage im Stadtedreieck Niirnberg/Fiirth/Erlangen mit kurzen Verbindungen zu
den Schwerpunkten der nordbayerischen Luftverkehrsnachfrage. Fiir einen leistungsféhigen
bedarfsgerechten Ausbau des Verkehrsflughafens Niirnberg soll durch die Weiterentwicklung

der Flughafeninfrastruktur langfristig Vorsorge getroffen werden.

Das Allgéu ist eine bedeutende Wirtschafts- und Touristikregion mit einer hohen Nachfrage
an Flugreisen. Der Verkehrsflughafen Memmingen dient der direkten Anbindung des Allgdus
an den nationalen und internationalen Luftverkehr, insbesondere den Linien- und Touris-
tikverkehr. Fr einen leistungsfdhigen und bedarfsgerechten Ausbau des Verkehrsflughafens
Memmingen soll deshalb durch die Weiterentwicklung der Flughafeninfrastruktur langfristig

Vorsorge getroffen werden.
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Zu4.5.4(B)

Zu4.5.5(B)

Der Sonderflughafen Oberpfaffenhofen ist ein wichtiger Standort der Luft- und Raumfahrtindus-
trie und der Luft- und Raumfahrtforschung in Deutschland. Er dient durch die Abwicklung von
Forschungsflugbetrieb insbesondere auch fiir das am Standort anséssige Deutsche Zentrum
fiir Luft- und Raumfahrt (DLR) unmittelbar dem allgemeinen Wohl. Er soll fiir die Luft- und
Raumfahrtindustrie und -forschung dauerhaft zur Verfiigung stehen. Der besondere Zweck
des Sonderflughafens Oberpfaffenhofen soll sich auf den Werks- und Forschungsflugverkehr
beschrédnken. Aus verkehrspolitischen Griinden ist eine Ausweitung dieses besonderen
Zwecks auf zusétzliche Nutzerarten nicht erforderlich. Mit ihrem ausdriicklichen Ausschluss
wird einer etwaigen schleichenden Entwicklung des Sonderflughafens zum Verkehrsflughafen
entgegengewirkt. Neben seiner forschungspolitischen Bedeutung hat der Sonderflughafen
Oberpfaffenhofen im mittelbaren &Sffentlichen Interesse auch erhebliche industriepolitische
Bedeutung mit entsprechenden Auswirkungen auf den Erhalt und die Schaffung von hoch-

qualifizierten Arbeitspléatzen.

Zur Durchfiihrung eines bedarfsgerechten Luftverkehrs sind neben den internationalen
Verkehrsflughéfen Miinchen, Niirnberg und Memmingen zur Deckung der regionalen und teil-
rdumlichen Luftverkehrsnachfrage weitere Flugplétze fiir die Allgemeine Luftfahrt, insbe-
sondere den Geschéftsreise- und Werkluftverkehr sowie den Privatluftverkehr, erforderlich.
Deshalb muss jede Planungsregion (iber mindestens einen Luftverkehrsanschluss fiir die
Allgemeine Luftfahrt verfligen. Ausgenommen davon sind die Regionen 15 (Donau-lller),

16 (Allgéu) sowie die Region 17 (Oberland), die bisher liber keinen solchen Luftverkehrsan-
schluss verfiigen. Fiir die Regionen 15 und 16 steht auf Grund seiner vorhandenen Kapa-
zitéten der Verkehrsflughafen Memmingen fiir die Allgemeine Luftfahrt zur Verfiigung. In der
Region 17 wird auf die Anlegung eines neuen Flugplatzes verzichtet. Dies entspricht dem
Grundanliegen der Alpenkonvention, die Umweltbelastungen durch den Luftverkehr so weit

wie méglich zu reduzieren.

Die Region 14 (Miinchen) ist luftverkehrsméBig intensiv und angemessen erschlossen. In der
Region liegt der internationale Verkehrsflughafen Miinchen. Fiir das Verkehrssegment von bis
zu 3 Tonnen Héchstabflugmasse stehen im Rahmen der jeweiligen Genehmigungen die
Sonderlandeplédtze Dachau-Grébenried, Jesenwang, Moosburg und Oberschleil3heim zur Ver-
fligung. Ergdnzend kénnen auch in jeweils etwa 70 km Entfernung von der Landeshauptstadt
Verkehrslandeplétze in angrenzenden Planungsregionen nach Osten in Landshut, nach
Westen in Augsburg und nach Norden in Manching zur luftverkehrsméi3igen Anbindung fiir die
Allgemeine Luftfahrt beitragen. Alle drei Verkehrslandeplétze sind (iber Autobahnen ange-
bunden. Mit dieser Flugplatzinfrastruktur wird sichergestellt, dass die aufkommensstérkste
Region Bayerns ausreichend fiir die unterschiedlichen Luftverkehrsarten erschlossen ist. Die
Region 14 hélt bereits im gesamtbayerischen Interesse den internationalen Verkehrsflughafen
Miinchen vor und trédgt auch den mit seiner vorgesehenen Erweiterung verbundenen Fléchen-
verbrauch und Siedlungsdruck. Das Ziel, dass in der Regel jede Region (iber zumindest einen

Luftverkehrsanschluss fiir die Allgemeine Luftfahrt verfiigen muss, hat daher angesichts der
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ausreichenden luftverkehrlichen ErschlieBung in der dicht besiedelten Region 14 hinter dem

Bedarf an Siedlungs-, Gewerbe- und Erholungsfléchen zurtickzustehen.

Zur Anbindung von regionalen Bevélkerungs- und Wirtschaftsschwerpunkten durch den gew-
erblichen Luftverkehr oder bei einem hohen Anteil an Geschéftsreise- und Werkluftverkehr
sind Verkehrslandepladtze mit Instrumentenflugbetrieb vorzusehen. Sie sollen eine befestigte
Start- und Landebahn von 1 200 bis 1 600 m haben. Dem Verkehrslandeplatze Augsburg
kommt dabei besondere Bedeutung zu. Er ist einer der aufkommensstérksten
Verkehrslandeplétze Bayerns. Auf Grund der grof3en wirtschaftlichen Bedeutung der
Luftverkehrsinfrastruktur fiir die Unternehmen der Region soll der Flugplatz als moderner City

Airport fiir den Geschéftsreise- und Werkluftverkehr weiterentwickelt werden.

Auch die regionalen Schwerpunktlandeplatze Aschaffenburg (Region 1), Bayreuth, Hof-
Plauen (Region 5), Coburg (Region 4), Eggenfelden (Region 13), Giebelstadt (Region 2),
HaRfurt (Region 3), Ingolstadt-Manching (Region 10) und Straubing-Wallmiihle (Region 12)
haben einen hohen Anteil an gewerblichem Geschéftsreise- und Werkluftverkehr. Diese sollen
daher, soweit die flugsicherungsméaf3igen und sonstigen Voraussetzungen geschaffen werden
kdnnen, fiir den Instrumentenanflug unter Einbindung in einen entsprechenden Luftraum
ausgestattet sein. Die Festlegung weiterer Flugplétze soll unter Berlicksichtigung des

Verkehrsbedarfs gepriift werden.

Fiir die Anbindung der Regionen 6 (Oberpfalz Nord), 7 (Industrieregion Mittelfranken),

8 (Westmittelfranken), 12 (Donau Wald), 13 (Landshut), 18 (Stidostoberbayern) an den Ges-
chéftsreise- und Privatluftverkehr sollen regionale Schwerpunktlandepléatze fiir den Sichtflug
mit einer befestigten Start- und Landebahn mit mindestens 1 200 m Ldnge vorgehalten
werden. Soweit notwendig, sollen die Landebahnléngen an die europdischen Anforderungen
ftir den gewerblichen Luftverkehr mit Flugzeugen bis zu 5,7 t Héchstgewicht angepasst
werden. Als entsprechende Schwerpunkte kommen die Flugplédtze Weiden i. d. OPf. (Re-
gion 6), Herzogenaurach (Region 7), Rothenburg ob der Tauber (Region 8), Vilshofen (Re-
gion 12), Landshut (Region 13) und Miihldorf am Inn (Region 18) in Betracht.

Der Betrieb des Sonderlandeplatzes Jesenwang (Region 14) fiir Flugzeuge mit einer Héchs-
tabflugmasse bis 3 Tonnen soll in seinem Bestand gesichert werden. Solange in der Re-
gion 11 (Regensburg) kein geeigneter Verkehrslandeplatz zur Verfligung steht, soll der nur
schwer ausbauféhige Verkehrslandeplatz Regensburg ebenfalls in seinem Bestand gesichert

werden.
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Im Rahmen der zur Verfiigung stehenden Mittel wird der Freistaat Bayern fiir die Anlequng
und fiir den Ausbau von Schwerpunktflugplédtzen finanzielle Férderungen gewéhren.
Voraussetzung dabei ist insbesondere die langfristige Absicherung der Flugplétze durch

Bauschutzbereiche und durch Grundstiickseigentums- bzw. -pachtverhéltnisse.

4.6 Main-Donau-Wasserstrafe

(Z) Im Rahmen der Gesamtkonzeption der Main-Donau-Wasserstralle ist die Donau
zwischen Straubing und Vilshofen verkehrsgerecht und naturschonend® weiter auszub-
auen. Die Hafen sind entsprechend dem Bedarf zu trimodalen Schnittstellen auszub-

auen.

Zu 4.6 (B) Fir die Bewdltigung des Giiterverkehrs kommt der Binnenschifffahrt eine gro3e Bedeutung
zu. Neben dem Transport von Massenglitern gewinnen moderne Transportformen, wie Con-
tainer- oder sog. Roll on Roll off-Transporte, an Bedeutung. Die Binnenschifffahrt erméglicht in
dem von ihr erschlossenen Gebiet einen kostenglinstigen und umweltschonenden Giiter-
transport. Mit der EU-Osterweiterung sind das Potenzial und die Notwendigkeit von Verlager-
ungen des Giitertransports auf die Wasserstral3en aus umwelt- und verkehrspolitischen Griin-

den erheblich gestiegen.

Damit die volle Leistungsféhigkeit der gesamten Rhein-Main-Donau-WasserstralRe genutzt
werden kann, ist der weitere Ausbau der Donau erforderlich. Die Main-Donau-Wasserstral3e
wird nach Fertigstellung des Mainausbaus fiir eine ganzjdhrige Abladetiefe von mindestens
2,60 m ausgelegt sein — ausgenommen der rund 70 km lange Abschnitt zwischen Straubing
und Vilshofen. Diese Llicke ist verkehrsgerecht und naturschonend zu schlieBen, wobei auch
eine Anhebung der niedrigsten Briicke auf dem deutschen Donauabschnitt in Bogen erforder-
lich ist. Durch den verkehrsgerechten Ausbau ist ein méglichst zuverldssiger Transport auch

bei Wassersténden unter Mittelwasser gewéhrleistet.

5 Das Ziel gilt mit der MaRRgabe, dass ein Ausbau nur unter Beachtung der Schutzbestimmungen fir Natura 2000-Gebiete erfolgen darf.
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Auch fiir die Europédische Union ist die Beseitigung des Engpasses Straubing-Vilshofen
wichtige Voraussetzung fiir die umweltvertragliche Bewdltigung des europédischen Gliter-
verkehrs. Das Europédische Parlament und der Europdische Rat haben den Ausbau des Do-
nauabschnitts zwischen Straubing und Vilshofen in die Liste der ,Vorrangigen Vorhaben des

transeuropéischen Verkehrsnetzes” (TEN-V) aufgenommen.

Grundlage flir den Ausbau der Main-Donau-Wasserstral3e sind die zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und dem Freistaat Bayern bestehenden vertraglichen Bindungen (Main-
Donau-Staatsvertrag vom 13.06.1921 und Folgevertrdge). In diesen sind — wie in den genan-
nten TEN-Entscheidungen der EU — qualitative Anforderungen an den Ausbau der Wasser-

stral3e festgelegt.

89



Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) Stand_14.12.2021

5 Wirtschaft

5.1 Wirtschaftsstruktur

(G) Die Standortvoraussetzungen fur die bayerische Wirtschaft, insbesondere fur die leis-
tungsfahigen kleinen und mittelstandischen Unternehmen sowie flir die Handwerks- und

Dienstleistungsbetriebe, sollen erhalten und verbessert werden.

(G) Die Standortvoraussetzungen fir eine wettbewerbsfahige Tourismuswirtschaft sollen im

Einklang mit Mensch und Natur erhalten und verbessert werden.

(G) Eine leistungsfahige Abfallwirtschaft soll flachendeckend erhalten und bedarfsgerecht

weiterentwickelt werden.

(G) Die raumliche Verteilung der Entsorgungsstandorte soll eine moglichst gesundheits-

und umweltvertragliche, entstehungsortnahe sowie bei Bedarf regional oder inter-

kommunal abgestimmte Beseitigung der unvermeidlichen, nicht verwertbaren Abfalle

ermoglichen.

Zu 5.1 (B) Die bayerische Wirtschaftsstruktur umfasst neben groRen internationalen Konzernen insbe-
sondere auch kleine und mittelsténdische Unternehmen sowie land- und forstwirtschaftliche
Betriebe, die in allen Teilrdumen als Arbeitgeber und Wirtschaftsfaktor unerlésslich sind.
Glinstige Standortvoraussetzungen, wie z.B. giinstige Verkehrsanbindungen oder leis-
tungsfahige Telekommunikationsinfrastrukturen, tragen zur Sicherung einer ausreichenden

Arbeitsplatzversorgung bei (vgl. auch Art. 6 Abs. 2 Nr. 5 Bayl plG).

Der Erhalt und die Starkung der Tourismuswirtschaft haben bayernweit eine besondere
Bedeutung. Der Schutz der typischen Orts- und Landschaftsbilder sowie der Ausbau von tour-
istischen Infrastrukturen dienen dazu, Bayern als Ganzjahres-Reiseland weiterzuentwickeln._

Die Tourismusbranche als wichtiger Wirtschaftsfaktor und Impulsgeber in allen Teilen Bayerns

setzt mit dem Leitbild ,Tourismus in Bayern — im Einklang mit Mensch und Natur” gezielt auf
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nachhaltigen, d.h. insbesondere wirtschaftlichen, naturvertrdglichen und barrierefreien Quali-

tatstourismus in Bayern. Dazu gehért auch, die Kurorte und Heilb&dder als Schwerpunkt der

bayerischen Tourismuswirtschaft wettbewerbsféhig zu erhalten._

Um eine leistungsfdhige Abfallwirtschaft in allen Teilrdumen zu gewdéhrleisten, ist es von be-

sonderer Bedeutung, neben den Anstrengungen zur Abfallvermeidung, ein flaichendeckendes

Netz von Entsorgungseinrichtungen als notwendige Infrastruktureinrichtungen vorzuhalten.

Dazu gehdéren auch Abfallbeseitiqungsanlagen, wie Deponien. Die nur noch begrenzt vorhan-

denen Deponiekapazitdten zeigen, dass fiir eine geordnete Entsorqunq von Abféllen - regional

unterschiedlich ausgeprégt - ein Ausbau erforderlich ist.

Bei der Wahl geeigneter Standorte fiir Deponien kommen vorzugsweise Fldchen in Betracht,

die nicht besonders schiitzenswert oder deren Béden naturbedingt vorbelastet sind.

Geeignete Erweiterungsfldchen bei bereits bestehenden Deponiestandorten bieten sich flir

eine Nutzung in besonderer Weise an. Aul3erdem ist es von besonderer Bedeutung sicher-

zustellen, dass die menschliche Gesundheit nicht beeintrdchtigt und die unvermeidbaren Bee-

intrdchtigungen der Umwelt nach dem Stand der Technik begrenzt werden. Durch eine rdumli-

che Verteilung der Deponien in den betreffenden Regionen kann eine entstehungsortnahe

Beseitiqung der Abfélle erreicht werden. So wird einer nachhaltigen Entsorqung Rechnung

getragen. Die regionale oder interkommunale Zusammenarbeit bei der Vorhaltung von Depo-

niestandorten hilft, die Fldcheninanspruchnahme zu minimieren und auch andere Umweltaus-

wirkungen zu reduzieren. Um bei Bedarf regionale und interkommunale Aspekte besser zu

berticksichtigen, ist eine Abstimmung auf Ebene der Regionalen Planungsverbdnde sinnvoll.

5.35.2 Bodenschatze

5.3-15.2.1 Vorrang-und Vorbehaltsgebiete fur Bodenschatze

(Z2) In den Regionalplanen sind Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fir die Gewinnung von

Steinen und Erden fur den regionalen und Uberregionalen Bedarf festzulegen.

(Z) In den Regionalplanen sind Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fur die Gewinnung von In-
dustriemineralen und metallischen Bodenschatzen bedarfsunabhangig festzulegen.
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5.3.25.2.2 AbbauundFolgefunktionen

(G) Die Eingriffe in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild durch die Gewinnung von

Bodenschatzen sollen so gering wie moglich gehalten werden.

(G) Abbaugebiete sollen entsprechend einer vorausschauenden Gesamtplanung, soweit

madglich Zug um Zug mit dem Abbaufortschritt, einer Folgefunktion zugefihrt werden.

(Z) Fur die Vorranggebiete nach 5.2.1 sind in den Regionalplanen Folgefunktionen

festzulegen.

Zu 5.2.1(B) Die heimischen Bodenschétze bilden wichtige Grundlagen fiir die wirtschaftliche Entwicklung
Bayerns. Die Sicherung der Versorgung mit oberflaéchennahen Rohstoffen sowie die Ordnung
und Koordinierung der Rohstoffgewinnung liegen daher im &ffentlichen Interesse. Diesem
Offentlichen Interesse wird mit der Festlegung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten fiir die
Rohstoffgewinnung in den Regionalplénen entsprochen. Bei der Festlegung dieser Gebiete
kommt neben allen anderen beriihrten fachlichen Belangen den Anforderungen an die
Verkehrsanbindung sowie dem Trinkwasser-, Boden- und Grundwasserschutz besondere

Bedeutung zu.

Steine und Erden — wie Tone, Sande, Kiese und Natursteine — kommen in Bayern verhélt-
nisméaRig héufig und in gréBerem Umfang vor. Sie sind (ber die Festlegung von Vorrang- und
Vorbehaltsgebieten Bodenschétze (VRG und VBG Bodenschétze) fiir den regionalen und
Uberregionalen Bedarf mindestens fiir den Zeithorizont der Regionalpldne bedarfsabhéngig zu

sichern.

Industrieminerale und metallische Rohstoffe (hochwertige Rohstoffvorkommen) — wie Baryt,
Fluorit, Feldspat, Graphit, Neuburger Kieselerde, Kaolin, Bentonit und Eisen, Stahlveredler,
Nichteisen-, Edel- und Halbleitermetalle sowie Seltene Erden — sind dagegen in Bayern auf
wenige Standorte begrenzt. Sie sind fiir den Technologiestandort Bayern in den Bereichen
Elektromobilitat, Luft- und Raumfahrt, Automobilindustrie, Telekommunikation und Energie-
technik von herausragender Bedeutung. Diese hochwertigen und meist seltenen Rohstoffvork-
ommen sind in dem fiir eine nachhaltige Raumentwicklung vertrdglichen Umfang langfristig

und bedarfsunabhéngig vor Uberplanung und konkurrierenden Nutzungen zu sichern. Sie
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werden deshalb — soweit im regionalplanerischen Mal3stab darstellbar — (iber die Festlegung
von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten fiir die Gewinnung von Industriemineralen und metal-
lischen Bodenschétzen (VRG und VBG hochwertige Bodenschétze) bedarfsunabhéngig
gesichert.

Zu 5.2.2 (B) Zur Minimierung der durch die Gewinnung von Bodenschétzen verursachten Eingriffe in den
Naturhaushalt und das Landschaftsbild tragen der Rohstoffabbau in zusammenhéngenden
Abbaugebieten (Konzentration), der flichensparende Abbau, der Abbau méglichst méachtiger

Lagerstétten und die méglichst vollsténdige Nutzung der Vorkommen bei.

Wéhrend des Rohstoffabbaus werden der Land- und Forstwirtschaft Fldchen entzogen, kén-
nen Schutzgliter wie das Landschaftsbild und Lebensrdume fiir Pflanzen und Tiere bee-
intrdchtigt werden, andererseits kbnnen aber auch Lebensrdume fiir gefdhrdete Arten ent-
stehen. Die mit dem Abbau einhergehenden unvermeidbaren Beeintrdchtigungen sollen nach
erfolgtem Rohstoffabbau soweit méglich beseitigt werden. Zu den hierfiir geeigneten Re-
kultivierungsmalBnahmen gehdren die Riickfiihrung der Fldchen in die land- und forst-
wirtschaftliche Nutzung, sofern das Grundwasser nicht aufgedeckt ist, die Bereicherung des
Landschaftsbildes und die Schaffung neuer Lebensrdume fiir Pflanzen und Tiere sowie die
Schaffung von Erholungsrdumen. Mit einer abschnittsweisen Rekultivierung kann erreicht
werden, dass die Inanspruchnahme von Fldchen sowohl auf den abbautechnisch notwendigen

Umfang als auch auf das zeitlich notwendige Mal3 begrenzt bleibt.

Um eine ungeordnete Nachfolgenutzung zu vermeiden, haben die Trager der Regionalpla-
nung bereits bei der Festlegung jedes Vorranggebiets flir die Rohstoffsicherung verbindlich
festzulegen, auf welche Weise die Rekultivierung, Wiederverfiillung oder sonstige Wieder-
nutzbarmachung — wozu auch die Schaffung 6kologischer Ausgleichsflachen gehért — durch-
gefiihrt werden soll. Als Folgefunktion kommen insbesondere Land- und Forstwirtschaft, Bioto-

pentwicklung sowie Erholung in Frage.

5.45.3 EinzelhandelsgroRprojekte

5.4.-15.3.1 Lage im Raum
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(Z) Flachen fur Betriebe im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 der Baunutzungsverordnung sowie
fur Agglomerationen (Einzelhandelsgro3projekte) dirfen nur in Zentralen Orten aus-

gewiesen werden.
Abweichend sind Ausweisungen zulassig

- far Betriebe bis 1 200 m? Verkaufsflache, die ganz Uberwiegend dem Verkauf von
Waren des Nahversorgungsbedarfs dienen, in allen Gemeinden; diese Aus-
weisungen sind unabhangig von den zentraldrtlichen Funktionen anderer Gemein-

den zulassig und unterliegen nur der Steuerung von Ziel 5.3.2,

- far Einzelhandelsgrol3projekte, die Uberwiegend dem Verkauf von Waren des son-
stigen Bedarfs dienen, nur in Mittel- und Oberzentren sowie in Grundzentren mit

bestehenden Versorgungsstrukturen in dieser Bedarfsgruppe.

5.4-25.3.2 Lage in der Gemeinde
(Z) Die Flachenausweisung fur Einzelhandelsgrol3projekte hat an stadtebaulich integrierten

Standorten zu erfolgen.
Abweichend sind Ausweisungen in stadtebaulichen Randlagen zulassig, wenn

- das EinzelhandelsgroRprojekt Uberwiegend dem Verkauf von Waren des sonstigen
Bedarfs dient oder

- die Gemeinde nachweist, dass geeignete stadtebaulich integrierte Standorte auf

Grund der topographischen Gegebenheiten nicht vorliegen.

5.4.35.3.3 Zulassige Verkaufsflachen

(Z) Durch Flachenausweisungen fur Einzelhandelsgrol3projekte durfen die Funk-
tionsfahigkeit der Zentralen Orte und die verbrauchernahe Versorgung der Bevolkerung
im Einzugsbereich dieser EinzelhandelsgroRprojekte nicht wesentlich beeintrachtigt
werden. Soweit sortimentsspezifische Verkaufsflachen die landesplanerische Rele-

vanzschwelle Uberschreiten, dirfen Einzelhandelsgrol3projekte,
- soweit in ihnen Nahversorgungsbedarf oder sonstiger Bedarf verkauft wird, 25 v.H.,

- soweit in ihnen Innenstadtbedarf verkauft wird, fiir die ersten 100 000 Einwohner 30

v.H., fur die 100 000 Einwohner Ubersteigende Bevdlkerungszahl 15 v.H.

der sortimentsspezifischen Kaufkraft im einschlagigen Bezugsraum abschopfen.
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5:4-45.3.4 Regelung fiir zusammengewachsene Gemeinden

(Z) Wenn Gemeinden mit mindestens einem Zentralen Ort einen baulich verdichteten Sied-

lungszusammenhang bilden, sind Ausweisungen fur Einzelhandelsgro3projekte, die in-

nerhalb dieses Siedlungszusammenhangs oder direkt angrenzend liegen, in allen Ge-

meinden des Siedlungszusammenhangs zulassig; 5.3.1 Satz 2 Spiegelstrich 2 bleibt

unberihrt. Dabei dirfen EinzelhandelsgroRprojekte bei Sortimenten des Innenstadtbe-

darfs zusatzlich auf 7,5 v.H. der nach 5.3.3 maligeblichen Kaufkraft einer zentralértlich

nicht niedriger eingestuften Gemeinde innerhalb des gemeinsamen Siedlungszusam-

menhangs zurlckgreifen.

5.4.55.3.5 Zielabweichungsverfahren in grenznahen Gebieten

(G) Zur Sicherung der Wettbewerbsfahigkeit der grenznahen Gebiete und deren Ver-

sorgung mit Einzelhandelseinrichtungen soll in diesen Gebieten das Zielabwei-

chungsverfahren bei der Zulassung von Einzelhandelsgrol3projekten unter

Berucksichtigung der Praxis in den Nachbarlandern flexibel gehandhabt werden.

Zu5.3(B)

Einzelhandelsgro3projekte haben aufgrund ihrer Gré8e und ihres umfassenden Warenange-
botes regelménig erhebliche Auswirkungen auf die bestehenden Versorgungsstrukturen in der
Standortgemeinde und in benachbarten Zentralen Orten. AuBerdem bilden Einzelhan-
delsgroBprojekte Anknlipfungspunkte fiir weitere Ansiedlungen von Einzelhandelsbetrieben
und ergédnzenden Nutzungen und kénnen somit zur Bildung neuer Versorgungsstandorte fiih-
ren, die bestehende Versorgungsstrukturen beeintréchtigen kénnen. Hieraus ergibt sich ein
Steuerungsbedarf durch die Raumordnung, um die Funktionsféhigkeit der Zentralen Orte und

die verbrauchernahe Versorgung zu gewéhrleisten.

Die landesplanerische Steuerung von Einzelhandelsgrol3projekten umfasst die Regelungs-
bereiche ,Lage im Raum® (Lenkung in Zentrale Orte), ,Lage in der Gemeinde* (stddtebaulich
integrierte Lage) und ,,Zuldssige Verkaufsflachen*, Dabei wird aufgrund der unterschiedlichen
rdumlichen Auswirkungen nach Bedarfsgruppen differenziert in Sortimente des Nahver-
sorgungsbedarfs, Sortimente des Innenstadtbedarfs und Sortimente des sonstigen Bedarfs

(vgl. Anlage 2 zurBegriindung).
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Zu5.3.1(B)

In Zentralen Orten sollen lberértlich bedeutsame Einrichtungen der Daseinsvorsorge konzen-
triert werden (vgl. 2.1). Neben Betrieben i.S.d. § 11 Abs. 3 BauNVO sind aufgrund analoger
rdumlicher Wirkungen auch Agglomerationen von mindestens drei Einzelhandelsbetrieben in
rdumlich funktionalem Zusammenhang, die erheblich (berértlich raumbedeutsam sind, als
Einzelhandelsgro3projekte erfasst. Ein Einzelhandelsbetrieb liegt vor, wenn eine
Verkaufsstétte allgemein zugénglich ist und Waren an Endverbraucher verkauft. Auch
Werksverkauf und Fabrikverkaufszentren (Factory-Outlet-Center) sind demnach Einzelhan-
delsbetriebe. Einzelhandelsgro3projekte sind fiir die Daseinsvorsorge der Bevélkerung von
besonderer Bedeutung. Fléchen fiir die Errichtung, Erweiterung und wesentliche Anderung
von Einzelhandelsgro8projekten diirfen grundsétzlich nur in Zentralen Orten ausgewiesen
werden. Die Raumvertrdglichkeit eines konkreten Vorhabens bemisst sich insbesondere auch
an den Vorgaben zu den zuldssigen Verkaufsflachen (vgl. 5.3.3). Diese Vorgaben kénnen zur
Unzulassigkeit von Einzelhandelsgro3projekten in Zentralen Orten mit kleinen Bezugsrdumen

fiihren.

Demgegendiiber sind Betriebe bis 1 200 m? Verkaufsfldche, die liberwiegend dem Verkauf von

Waren des Nahversorgungsbedarfs dienen, in allen Gemeinden landesplanerisch zuléssig.

Die GréBenordnung von 1 200 m? Verkaufsfldche ist gemél den aktuellen ,Struktur- und
Marktdaten im Einzelhandel” (BBE Miinchen, 2010) als Orientierungsrahmen fiir den
wirtschaftlichen Betrieb eines breiten einzelbetrieblichen Nahversorgungsangebots an-
zusehen. Zugleich wird durch die Beschréankung auf 1 200 m? Verkaufsflache ein libermaliges
Verkaufsflaichenwachstum ausgeschlossen und werden damit Auswirkungen auf verbraucher-
nahe Versorgungsstrukturen vermindert. Auf diese Weise ist in allen Gemeinden — insbe-
sondere auch des léndlichen Raums — eine angemessene Nahversorgung méglich. Der
flachendeckenden verbrauchernahen Nahversorgung kommt dabei ein ungleich hheres

Gewicht zu als méglichen Auswirkungen auf zentralértliche Strukturen.

Einzelhandelsgrol3projekte, die liberwiegend Waren des sonstigen Bedarfs vorhalten (d.h.
insbesondere Mbbel-, Bau- und Gartenmaérkte, in denen ein im Vergleich zum Kernsortiment
des sonstigen Bedarfs deutlich reduziertes Randsortiment des Innenstadtbedarfs angeboten
wird), sind nur in Mittel- und Oberzentren zuldssig, da sie besondere Standortanforderungen
(z.B. Erreichbarkeit, Qualitét verfiigbarer Fldchen, Koppelungen mit anderen Nutzungen)
aufweisen und aufgrund ihrer typischen Gré3enordnung besondere (iberértliche Auswir-
kungen entfalten. In aller Regel sind Grundzentren angesichts ihrer Versorgungsfunktionen fiir
solche EinzelhandelsgroRprojekte nicht geeignet. Eine Ausnahme gilt dann, wenn ein Grun-
dzentrum bereits tberértliche Versorgungsfunktionen fiir sonstigen Bedarf tatsédchlich
wahrnimmt. Davon ist auszugehen, wenn in einem Grundzentrum bereits mindestens ein
Einzelhandelsgro3projekt mit liberwiegend Sortimenten des sonstigen Bedarfs besteht. In sol-

chen Féllen ist im Interesse einer zeitgeméRen Fortentwicklung der Versorgungsfunktionen
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Zu5.3.2 (B)

Zu 5.3.3(B)

einer Gemeinde die Fldchenausweisung fiir Einzelhandelsgro3projekte mit iiberwiegend Sorti-

menten des sonstigen Bedarfs zuldssig.

Die stadtebauliche Integration von Einzelhandelsgrof3projekten dient einer verbrauchernahen
Versorgung der Bevélkerung. Sie trégt dariiber hinaus zum Schutz des Orts- und Landschafts-
bildes und zu einer Minimierung der Freiflacheninanspruchnahme bei und ist damit Ausdruck
einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung. Zugleich werden auch die Innenstédte, Ortskerne
und Stadftteilzentren in ihrer Funktionsvielfalt gestérkt und motorisierter Individualverkehr

vermieden.

Stadtebaulich integrierte Lagen sind Standorte innerhalb eines baulich verdichteten Sied-
lungszusammenhangs mit wesentlichen Wohnanteilen oder direkt angrenzend, die (ber einen
anteiligen fullaufigen Einzugsbereich und eine ortslibliche Anbindung an den 6ffentlichen Per-
sonennahverkehr (OPNV) verfiigen. Direkt an einen Siedlungszusammenhang angrenzende
Standorte sind nur dann stadtebaulich integriert, wenn sie an einen Gemeindeteil anschliel3en,
der nach Bevélkerungsanteil und Siedlungsstruktur einen Hauptort darstellt und in dem die
Einrichtungen zur Deckung des wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Grundbedarfs fiir die
Gemeindebeviélkerung im Wesentlichen vorgehalten werden. Dagegen sind stddtebauliche
Randlagen Standorte innerhalb eines baulich verdichteten Siedlungszusammenhangs ohne
wesentliche Wohnanteile oder direkt angrenzend. In stadtebaulichen Randlagen ist eine
fuBBlaufige Erreichbarkeit nicht erforderlich, wohl aber — zur Sicherstellung der Erreichbarkeit fiir

alle Bevélkerungsgruppen — eine ortsiibliche Anbindung an den OPNV.

Ausnahmsweise kénnen Flédchen fiir Einzelhandelsgroprojekte, die liberwiegend dem
Verkauf von Waren des sonstigen Bedarfs dienen, auch in stddtebaulichen Randlagen aus-
gewiesen werden. Diese Einzelhandelsgrol3projekte verfiigen liber ein deutlich reduziertes
Randsortiment des Innenstadtbedarfs und konnten auch nach bisheriger Rechtslage
ausnahmsweise in Randlagen angesiedelt werden, da ihre Standorte besonders gut erreich-

bar sein und umfangreiche geeignete Flachen aufweisen miissen.

In Ausnahmeféllen kénnen Flachen fiir Einzelhandelsgrol3projekte auch fiir Nahversorgungs-
und Innenstadtbedarf in stddtebaulichen Randlagen ausgewiesen werden, wenn die Ansied-
lung in integrierter Lage auf Grund der topographischen Gegebenheiten ausgeschlossen ist.
Auch in solchen Féllen miissen Gemeinden in der Lage sein, eine verbrauchernahe Ver-
sorgungsstruktur fortzuentwickeln. Voraussetzung ist der Nachweis der Gemeinde, dass im
Gemeindegebiet keine ausreichenden stddtebaulich integrierten Fldchen vorhanden sind, die

fiir die Ansiedlung eines Einzelhandelsgro3projektes nach objektiven Kriterien geeignet sind.

Durch die landesplanerische Steuerung des sortimentsspezifischen Umfangs von

Verkaufsflachen in Einzelhandelsgrof8projekten wird die Funktionsféhigkeit der Zentralen Orte
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und die verbrauchernahe Versorgung der Bevélkerung aufrechterhalten. Schépfen Einzelhan-
delsgroBprojekte ein zu hohes Mal3 der zur Verfligung stehenden Kaufkraft ab, kann dies zu
flachendeckenden Geschéftsaufgaben, insbesondere in Stadtzentren und Ortskernen, zu
einer erheblichen Beeintrdchtigung der zentral6rtlichen Versorgungsstrukturen und zur

Verschlechterung der verbrauchernahen Versorgung der Bevélkerung fiihren.

Der landesplanerische Priifmal3stab ist darauf ausgerichtet, dass neu anzusiedelnde oder zu
erweiternde Einzelhandelsgrof8projekte der Versorgungsstruktur keinen zu gro8en Teil der
sortimentsbezogenen Kaufkraft entziehen. Nahversorgungsbetriebe im Sinne von 5.3.1 sind
bis zum Erreichen des Schwellenwerts von 1 200 m? Verkaufsfldche von der landesplan-

erischen Verkaufsflachen-Steuerung freigestellt.

Bei der Ermittlung der zuldssigen Kaufkraftabschdpfung ist zwischen den Bedarfsgruppen und

deren jeweiligen Bezugsrdumen (rdumliche Beurteilungsgrundlage) zu unterschieden.

Die Unterscheidung verschiedener Bedarfsgruppen beruht auf deren unterschiedlichen Aus-
wirkungen auf die Funktionsféhigkeit der Zentralen Orte und die verbrauchernahe Versorgung.
Nicht die Betriebsform an sich, sondern deren Sortimentsgestaltung nimmt Einfluss auf die
Versorgungsstruktur. Die Sortimente des Nahversorgungsbedarfs wirken sich insbesondere

auf die Nahversorgungsstrukturen in Innenstédten, Ortskernen und Stadtteilzentren aus.

Demgegentiber wirken Sortimente des Innenstadtbedarfs insbesondere auf die innenstad-
tischen Versorgungsstrukturen. Sortimente des sonstigen Bedarfs sind dadurch gekennzeich-
net, dass ihre Auswirkungen keiner spezifischen rdumlichen Versorgungsstruktur zugeordnet

werden kénnen.

MaRstab fiir die Héhe der Abschbépfungsquoten ist es, die Funktionsféhigkeit des belegenen
und der benachbarten Zentralen Orte und die verbrauchernahe Versorgung im Einzugsbereich
von Einzelhandelsgro3projekten nicht wesentlich zu beeintréchtigen. Die Kaufkraftabschép-
fungsquoten sind das Ergebnis einer landesplanerischen Bewertung im Hinblick auf die
erwlinschten rdumlichen Versorgungsstrukturen sowie Resultat der bisherigen Erfahrungen
bei der Anwendung dieses Instrumentariums. Dementsprechend diirfen Einzelhan-
delsgroBprojekte, soweit in ihnen Nahversorgungsbedarf oder sonstiger Bedarf verkauft wird,
25 v.H., soweit in ihnen Innenstadtbedarf verkauft wird, fiir die ersten 100 000 Einwohner

30 v.H. der im jeweils einschlagigen Bezugsraum vorhandenen Kaufkraft abschépfen. Diese
Obergrenzen wurden in der Vergangenheit bereits zugrunde gelegt und haben sich bewéhrt.
Damit sind betriebswirtschaftlich sinnvolle und raumvertrdgliche GréBenordnungen von Einzel-

handelsgroRprojekten méglich.
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Zu5.3.4 (B)

In Bezugsréumen mit mehr als 100 000 Einwohnern darf die sortimentsspezifische Kaufkraft
der 100 000 Einwohner (ibersteigenden Bevélkerungszahl bei Innenstadtbedarf anteilig zu

15 v.H. abgeschdpft werden. Damit wird ein (iberméRiges Verkaufsflachenwachstum insbe-
sondere in grolBen Oberzentren zu Lasten der Entwicklungsmdéglichkeiten umliegender Zen-

traler Orte niedrigerer Stufenverhindert.

Den Gemeinden steht es im Rahmen der kommunalen Planungshoheit frei, bei der Bauleitpla-

nung die landesplanerisch zuldssige Obergrenze nicht auszuschépfen.

Auf Grund des liberértlichen Steuerungsanspruchs der Raumordnung ist eine landesplan-
erische Relevanzschwelle festgelegt, bis zu der einzelne Sortimente von der Verkaufsfldchen-

beschrénkung dieser Vorschrift ausgenommen werden. Dem (iberértlichen Mal3stab und der

Steuerungsintention der Raumordnung gemé&R ist diese Grenze bei 100 mZ2 Verkaufsfléche zu

Ziehen.

Der Bezugsraum fiir die maximale Kaufkraftabschdpfung von Nahversorgungsbedarf durch
ein Einzelhandelsgro3projekt ist unabhéngig von der Betriebsform einheitlich der landesplan-
erische Nahbereich (vgl. 2.1.5, i.d.F.v. 01.03.2018: 2.1.2), flir Gemeinden ohne Nahbereich

das Gemeindegebiet.

Der Bezugsraum fiir die maximale Kaufkraftabschdpfung bei Innenstadtbedarf ist der fiir jeden
Zentralen Ort bestimmte einzelhandelsspezifische Verflechtungsbereich der Standortge-
meinde (,Verflechtungsbereich*), der die Versorgungsstruktur und Attraktivitét eines Zentralen
Ortes und seine (iberértliche Erreichbarkeit widerspiegelt. Dabei wird die Attraktivitét des in
einem Zentralen Ort vorhandenen Einzelhandels anhand der sog. Zentralitatskennziffer bew-
ertet, die die Relation zwischen dem im Ort erzielten Einzelhandelsumsatz und der Kaufkraft
der ortlichen Bevélkerung darstellt. Die Erreichbarkeit wird anhand von nach Zentralitit ge-
staffelten Fahrzeit-Isochronen im motorisierten Individualverkehr bestimmt. Flr nicht zentrale

Orte ist die Einwohnerzahl der Gemeinde zugrunde zu legen.

Der Bezugsraum fiir die maximale Kaufkraftabschépfung bei sonstigem Bedarf ist der im

Einzelfall zu bestimmende Projekteinzugsbereich.

Eine besondere Konstellation ergibt sich in Ausnahmeféllen flir Gemeinden, zwischen denen
enge rdumliche Verflechtungen bestehen. Hier kann es im Hinblick auf die gesamtrdumliche
Entwicklung sachgerecht sein, die unterschiedlichen Entwicklungsmdéglichkeiten dieser Ge-
meinden anzuné&hern, weil von engen einzelhandelsspezifischen Austauschbeziehungen

zwischen den Gemeinden auszugehen ist. Dies ist gegeben, wenn eine oder mehrere Ge-
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meinden mit mindestens einem Zentralen Ort einen gemeinsamen baulich verdichteten Sied-
lungszusammenhang bilden, der von engen stadtebaulichen, rdumlich-funktionalen und
verkehrsmaélligen Verflechtungen gekennzeichnet ist. Bei Flachenausweisungen fiir Einzel-
handelsgroBprojekte, die innerhalb eines solchen gemeinsamen Siedlungszusammenhangs
oder direkt angrenzend liegen, kbnnen deshalb auch nicht zentrale Orte Standorte fiir Einzel-

handelsgro3projekte sein.

Bei solchen Ausweisungen diirfen Einzelhandelsgrof3projekte fiir Innenstadtbedarf auf 7,5 v.H.
der Kaufkraft zuriickgreifen, die nach 5.3.3 in einer zentralbrtlich nicht niedriger eingestuften
Gemeinde mal3geblich ist (Rlickgriff). Die Riickgriffsquote von 7,5 v.H. trdgt nach den lande-
splanerischen Erfahrungen der Sondersituation zusammengewachsener Gemeinden Rech-
nung, ohne zu einem (berméaBigen Verkaufsflachenwachstum zu fiihren. Fiir Nahver-
sorgungsbedarf ist der Riickgriff ausgeschlossen, da hinsichtlich dieser Bedarfsgruppe die

Verbraucherndhe und Erreichbarkeit von besonderem Gewicht sind.

Zu 5.3.5(B) Waéhrend Ansiedlungen des grof3flédchigen Einzelhandels gemél3 5.3.1 bis 5.3.4 zur Sicherung
der Funktionsféhigkeit der Zentralen Orte und der verbrauchernahen Versorgung der Bevolk-
erung landesplanerisch gesteuert werden, werden solche Ansiedlungsvorhaben in den Na-
chbarstaaten Osterreich und Tschechische Republik weitaus grol3ziigiger gehandhabt. Die
Einflussmoéglichkeiten von bayerischer Seite darauf sind gering. Es ist zu befiirchten, dass
Einzelhandelsgro3projekte in Grenzndhe, deren Konzeption ganz bewusst auf Kundschaft aus
Bayern abzielt, zu erheblichen Kaufkraftabfliissen in die Nachbarstaaten und zu Geschéftsauf-
gaben in bayerischen Zentralen Orten fiihrt. Damit kann die Versorgung der Bevélkerung mit

Einzelhandelseinrichtungen auf bayerischer Seite nicht mehr gesichert werden.

Die Ansiedlung von Einzelhandelsgrof8projekten, die die Versorgung der Bevélkerung sichern
und den (drohenden) Kaufkraftabfluss verringern kénnen, soll deshalb in den bayerischen
grenznahen Gebieten erleichtert werden, wenn hierfiir die Durchfiihrung eines Zielabwei-
chungsverfahrens beantragt wird. Dabei sind im Einzelfall die Sicherung der Wettbew-
erbsfahigkeit und die Versorgung mit Einzelhandelseinrichtungen in den grenznahen Gebieten
sowie die Zulassungspraxis in den Nachbarstaaten bei bestehenden oder zu erwartenden
Einzelhandelsgro3projekten einzubeziehen. Mal3stab der zu berticksichtigenden Praxis der
Nachbarstaaten ist die dort zum Zeitpunkt der Uberpriifung geltende Rechtslage. Grenznahe
Gebiete im Sinne dieser Vorschrift sind die Gebiete der Landkreise, die unmittelbar an Oster-

reich oder die Tschechische Republik anschlie3en.

5.55.4 Land- undForstwirtschaft
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5.515.4.1 Erhalt land- und forstwirtschaftlicher Nutzflachen

(G) Die raumlichen Voraussetzungen fur eine vielfaltig strukturierte, multifunktionale und
bauerlich ausgerichtete Landwirtschaft und eine nachhaltige Forstwirtschaft in ihrer
Bedeutung fur die verbrauchernahe Versorgung der Bevdlkerung mit nachhaltig erzeug-
ten Lebensmitteln, erneuerbaren Energien und nachwachsenden Rohstoffen sowie flur
den Erhalt der natirlichen Ressourcen und einer attraktiven Kulturlandschaft und re-

gionale Wirtschaftskreislaufe sollen erhalten, unterstitzt und weiterentwickelt werden.

(G) Land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen in ihrer Flachensubstanz erhalten

werden. Insbesondere fur die Landwirtschaft besonders geeignete Flachen hechwertige

Béden-sollen nur in dem unbedingt notwendigen Umfang fir andere Nutzungen in An-

spruch genommen werden.

(G) In den Regionalplanen kdnnen Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fur die Landwirtschaft

festgelegt werden.

5.5.25.4.2 Wald und Waldfunktionen

(G) Walder, insbesondere GgroRe zusammenhangende Waldgebiete, Bannwalder und
landeskulturell oder ékeloegiseh-hinsichtlich ihrer Funktionen besonders bedeutsame

Walder sollen vor Zerschneidungen und Flachenverlusten bewahrt werden.

(G) Die Waldfunktionen sollen gesichert und verbessert werden. WaldumbaumaRnahmen

sollen schonend unter Wahrung bestands- und lokalklimatischer Verhaltnisse erfolgen.

5.56-35.4.3 Beitrag zu Erhalt und Pflege der Kulturlandschaft

(G) Eine vielfaltige land- und forstwirtschaftliche sowie jagdliche Nutzung soll zum Erhalt

und zur Pflege der Kulturlandschaft beitragen.

(G) Gebiete fur eine nachhaltige Bergland- und Bergwaldwirtschaft sollen erhalten werden.
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Zu 5.4.1 (B) Die béuerlich geprégte Agrarstruktur mit multifunktional ausgerichteten Haupt- und Ne-

benerwerbsbetrieben sowie die nachhaltige Forstwirtschaft dienen u.a. der Versorgung von
Bevolkerung und Wirtschaft mit Lebensmitteln, erneuerbarer Energie und nachwachsenden
Rohstoffen, der Sicherung attraktiver Kulturlandschaften, der biologischen Vielfalt sowie dem
Erhalt der vielféltigen rdumlichen Identitdt Bayerns. Flir diese Agrar- und Waldstruktur sind die

notwendigen rdumlichen Voraussetzungen auch in Zukunft zu gewéhrleisten und zu sichern.

85 v.H. der Flache Bayerns werden land- und forstwirtschaftlich genutzt. Eine nachhaltige
Land- und Forstwirtschaft (einschlielich Sonderkulturen und Teichwirtschaft sowie
Ernédhrungs- und Holzwirtschaft) ist wesentliche Grundvoraussetzung fiir einen vitalen l&nd-
lichen Raum als eigensténdiger Lebens- und Arbeitsraum. Land- und forstwirtschaftlich ge-
nutzte Gebiete sind nicht nur Produktionsstandort fiir hochwertige Nahrungsmittel und
Rohstoffe, sondern iibernehmen auch Funktionen fiir Wirtschaft, Umwelt und Gesellschaft.
Nach wie vor werden Flachen in erheblichem Umfang in Anspruch genommen und damit der
land- und forstwirtschaftlichen Nutzung entzogen. Im Rahmen weiterer Inanspruchnahme

land- und forstwirtschaftlich genutzter Fldchen kommt dem Erhalt von fir die Landwirtschaft

besonders geeigneten Fldachen, vor allem Fldchen mit hoher Ertragsfunktion, eine

hochwertiger Béden-auf Grund-ibror-hohen-Ertragsfihigkeit-besondere Bedeutung zu._

Landwirtschaftliche Nutzflachen sind im besonderen Mal3e Anspriichen konkurrierender

Zu 5.4.2 (B)

Nutzungen ausqgesetzt. Gleichzeitig gewinnt eine nachhaltige, 6kologische und regionale

Erzeugung aber an stetiger Bedeutung und erhoéht den Flachenbedarf dafiir. Daher sollen

aufgrund insbesondere ihrer Bodengiite, Topographie, Wasserverhéltnisse, Fldchenstruktur

oder Erreichbarkeit fiir die landwirtschaftliche Bewirtschaftung sowie fiir die Erzeugung regio-

naltypischer Sonderkulturen besonders geeignete Fldchen als Vorranggebiete oder Vorbe-
haltsgebiete fiir die Landwirtschaft (VRG und VBG Landwirtschaft) in den Regionalpldnen

gesichert werden. Die zustdndigen Ressorts stellen den Regionalen Planungsverbdnden

abgestimmte Hinweise zur Festlequng von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten zur Verfliqung.

Die Bedeutung inshesondere von groBen und zusammenhdngenden Waldgebieten,
Bannwéldern und landeskulturell oder 6kologisch besonders bedeutenden Wéldern (z.B.

Waélder in waldarmen Gebieten, Auwélder, Naturwaldfléichen und -reservate) fiir die Okologie

und die Erholung erfordert deren besonderen Schutz.
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Forschungsprojekt AquaKlif
Hervorheben
VORSCHLAG ERGÄNZUNG:

Daher müssen Ökosystemleistungen in diesen Gebieten flächendeckend gesichert und verbessert werden.

BEGRÜNDUNG:

Die Schutzbedürftigkeit der mit dem Begriff Ökosystemleistungen zusammengefassten weiteren wichtigen Funktionen der genutzten Flächen sollte betont werden.
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Zu 5.4.3 (B)

Der Wald hat vielféltige Nutz-, Schutz-, Sozial- und Lebensraumfunktionen (vgl. Waldfunk-
tionspléne) und mit seiner biologischen Vielfalt auch einen hohen ékologischen Wert. Intakte
Wélder gehdren zu den zentralen Lebens- und Wirtschaftsgrundlagen in Bayern. Durch eine
nachhaltige und funktionsgerechte Pflege und Nutzung der Wélder sowie eine darauf aus-
gerichtete Jagd (Anpassung der Schalenwildbestdnde auf ein fiir die natlirliche Verjiingung
gemischter Bestande vertragliches Mal3) kénnen deren Funktionen sichergestellt und
verbessert werden. Besondere Bedeutung hat die Sicherung der Schutzfunktionen der Wélder

im alpinen Raum (vgl. 2.3.2)._Im Lichte des Klimawandels gewinnen die Funktionen der

Walder fiir den Wasserhaushalt und das Klimasystem verstarkt an Bedeutung. Der Wald

speichert Niederschldge und férdert die Grundwasserneubildung, er produziert Frischluft und

bindet das Treibhausgas CO,, das den Klimawandel vorantreibt. Bei WaldumbaumaBnahmen

ist es im Hinblick auf seine spezifischen Funktionen von besonderer Bedeutung, die klima-

tischen Verhéltnisse vor Ort im Umfeld des Waldbestands zu erhalten.

Durch die Pflege der Kulturlandschaft einschlief3lich ihrer landschaftsprdgenden, ékologisch
und kulturhistorisch wertvollen Landschaftsbestandteile leistet die Land- und Forstwirtschaft
einen wichtigen Beitrag zum Erhalt der Artenvielfalt und zur 6kologischen Funktionsféhigkeit
sowie zur Lebensqualitét und touristischen Attraktivitét Bayerns. Dem Erhalt von besonderen
Wirtschaftsformen, von standortbedingtem Griinland, von Sonderstandorten und von Wéldern
mit besonderer Bedeutung fiir die Landeskultur soll dabei Rechnung getragen werden (vgl.
5.3.2). Insbesondere in Verdichtungsrdumen sowie in siedlungsnahen und waldarmen
Bereichen kommt dem Erhalt und der Mehrung der Fldchensubstanz des Waldes eine gro3e

Bedeutung zu.

Die Bergland- und Bergwaldwirtschaft ist wichtige Voraussetzung fiir eine verantwor-
tungsbewusste Entwicklung des Alpenraums und der Mittelgebirge. Der Erhalt von Gebieten
ftr eine nachhaltige Bergland- und Bergwaldwirtschaft ist auch im Hinblick auf die

Herausforderungen des Klimawandels notwendig (vgl. 1.3).
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Forschungsprojekt AquaKlif
Kommentar zu Text
VORSCHLAG ERGÄNZUNG

Bei Waldumbaumaßnahmen ist es im Hinblick auf seine spezifischen Funktionen von besonderer Bedeutung, die klimatischen Verhältnisse vor Ort im Umfeld des Waldbestands zu erhalten und auf einen vermehrten Rückhalt von Wasser im Wald hinzuwirken.


BEGRÜNDUNG:

Durch den großen Anteil der Waldflächen in Bayern ist hier die gezielte Förderung des Wasserrückhalts ein wirksamer Hebel für einen ausgeglicheneren Landschaftswasserhaushalt (Grundwasserneubildung und Hochwasserschutz) sowie zum Erhalt wassergebundener Lebensräume mit hoher Artenvielfalt. 
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6 Energieversorgung

6.1 Um-und Ausbau der Energieinfrastruktur
6.1.1 Sichere und effiziente Energieversorgung

(G) Die Energieversorgung soll durch den Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur

weiterhin sichergestellt werden_und klimaschonend erfolgen. Hierzu-Zur Energieinfra-

struktur gehoren insbesondere
- Anlagen der Energieerzeugung und -umwandlung,
- Energienetze sowie

- Energiespeicher.

(G) Potenziale der Energieeinsparung und Energieeffizienzsteigerung sollen durch eine in-

tegrierte Siedlungs- und Verkehrsplanung genutzt werden.

6.1.2 Hochstspannungsfreileitungen
(G) Planungen und MalRnahmen zum Neubau oder Ersatzneubau von Héchstspannungs-
freileitungen sollen energiewirtschaftlich tragfahig unter besonderer Berlcksichtigung
der Wohnumfeldqualitat der betroffenen Bevdlkerung sowie der Entwicklungsmaoglich-
keiten der betroffenen Kommunen (z.B. flr Bau-, Gewerbe- und Erholungsgebiete) und
der Belange des Orts- und Landschaftsbildes erfolgen. Eine ausreichende Wohnumfeld-
qualitat der betroffenen Bevolkerung ist in der Regel dann gegeben, wenn die Hoch-

stspannungsfreileitungen folgende Abstande einhalten:

- mindestens 400 m zu

a) Wohngebauden im Geltungsbereich eines Bebauungsplans oder im Innen-
bereich gemal § 34 des Baugesetzbuchs, es sei denn Wohngebaude sind dort
nur ausnahmsweise zulassig,

b) Schulen, Kindertagesstatten, Krankenhausern und Pflegeeinrichtungen,

c) Gebieten die gemall den Bestimmungen eines Bebauungsplans vorgenannten
Einrichtungen oder dem Wohnen dienen, und

104



Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) Stand_14.12.2021

- mindestens 200 m zu allen anderen Wohngebauden.

Beim Ersatzneubau von Hdéchstspannungsfreileitungen sollen erneute Uberspan-

nungen von Siedlungsgebieten ausgeschlossen werden.

Zu6.1.1(B)

Eine sichere, bezahlbare und klimafreundliche Energieversorqung tragt zur Schaffung und

zum Erhalt gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen in allen Teilrdumen bei. Daher-hat

ro

CO-Emissionen-verbundenen-\ersorgungssystem-erfolgen—Hierzu ist der weitere Um- und

Ausbau der Energieinfrastruktur erforderlich. Schwerpunkte des Um- und Ausbaus der Ener-

gieversorgungssysteme liegen bei

- der Energieerzeugung und -umwandlung (z.B. Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Ener-
gietrager, hocheffiziente Gas- und Dampfkraftwerke und Kraft-Wéarme-Kopplungsanlagen),

- den Energienetzen zur Optimierung der liberregionalen und regionalen Energieversorgung
(Strom, Gas, Mineralél, Warme, Wasserstoff) und

- der Energiespeicherung (z.B. Pumpspeicherkraftwerke, ,Power to Gas*_insbesondere

Wssserstoff, oder andere Speicher).

Bei der Abmilderung des Klimawandels und der Bewéltiqung der Auswirkungen des Klima-

wandels kommt einer Energiewende hin zu klimaneutraler Energieerzeugung eine zentrale

Rolle zu. Dies ist daher bei Produktion, Speicherung und Verteilung zu berticksichtigen.

Die Regionalen Planungsverbdnde kénnen Standorte und Trassen fiir die Energieinfrastruktur

in den Regionalplénen sichern.

Die Gemeinden kénnen durch eine integrierte Siedlungs- und Verkehrsplanung die Lage und
Zuordnung von Siedlungsgebieten steuern. Durch kompakte Siedlungsstrukturen oder
entsprechende Mobilitdtskonzepte kann Verkehr vermieden und Energie gespart bzw. effizient
genutzt werden. Die rdumliche Zuordnung unterschiedlicher Baugebiete oder Anlagen kann
aulBerdem die Méglichkeit der Kraft-Wéarme-Kopplung eréffnen oder die Effizienz der Anlagen

steigern.
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Zu 6.1.2(B) Hoéchstspannungsfreileitungen verdndern durch ihre Dimension nicht nur die Landschaft,
sondern beeinflussen auch das Wohnumfeld der Bevélkerung entlang der Leitungstrassen. Im
Sinne einer vorausschauenden, nachhaltigen Raumplanung trédgt daher ein vorsorgender
Wohnumfeldschutz durch Einhaltung von Mindestabstdnden zwischen Héchstspannungsfreil-
eitungen und Siedlungen zur Minimierung von Raumnutzungskonflikten bei. Héchstspan-
nungsfreileitungen sind Stromleitungen mit einer Mindestspannung von 220 kV. Flir den Fall,
dass die Anwendung des Grundsatzes zu einem wesentlich langeren Streckenverlauf flihrt,
sind in die planerische Abwégung der erhéhte Fldchenverbrauch und die dadurch erforderli-
chen AusgleichsmalBnahmen einzubeziehen. Sofern der Einsatz von Erdkabeln rechtlich und
technisch méglich ist, soll dieser zur Minimierung der Konflikte mit dem Wohnumfeldschutz
aber auch dem Landschaftsbild erfolgen, wenn andernfalls die o. g. Absténde nicht einzuhal-

ten sind.

6.2 Erneuerbare Energien

6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien

(Z) Erneuerbare Energien sind dezentral in allen Teilrdumen verstarkt zu erschlielien und

Zzu nutzen.

(G) Es sollen ausreichende Moglichkeiten der Speicherung erneuerbarer Energien

geschaffen werden. Dabei kommt dem Energietrager Wasserstoff sowie der Wasser-

stoffwirtschaft eine besondere Bedeutung zu.

6.2.2 Windenergiekraft

(Z) In den Regionalplanen sind im Rahmen von regionsweiten Steuerungskonzepten Vor-
ranggebiete fur die Errichtung von Windenergiekraftanlagen festzulegen. Die Steuer-

ungskonzepte haben sich auf Referenzwindenergieanlagen zu beziehen, die dem Stand

der Technik zum Zeitpunkt der Abwagung der Steuerungskonzepte entsprechen.

(G) In den Regionalplanen konnen im Rahmen von regionsweiten Steuerungskonzepten
erganzend Vorbehaltsgebiete fir die Errichtung von Windenergiekraftanlagen festgelegt

werden.
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(G) Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fur die Errichtung von Windenergieanlagen sollen

regelmaRig dahingehend Uberprift werden, ob im Rahmen der technischen und recht-

lichen Moglichkeiten des Repowerings Veranderungen zweckmaRig sind.

6-2.46.2.3 Photovoltaik

(G) In den Regionalplanen kénnen Vorrang- und Vorbehaltsgebiete flr die Errichtung von

Freiflachen-Photovoltaikanlagen festgelegt werden.

(G) Freiflachen-Photovoltaikanlagen sollen méglehst—vorzugsweise auf vorbelasteten

Standorten realisiert werden. An geeigneten Standorten soll auf eine Vereinbarkeit der

Erzeugung von Solarstrom mit landwirtschaftlichen Nutzungen dieser Flachen

hingewirkt werden.

(G) Im notwendigen MaRe soll auf die Nutzung von Flachen fir Freiflachen-Photovoltaik-

anlagen in landwirtschaftlich benachteiligten Gebieten hingewirkt werden.

6.2.56.2.4 Wasserkraft

(G) Die Potenziale zur Wasserkraftnutzung sollen vorrangig durch Modernisierung und Na-
chrustung bestehender Anlagen sowie durch den Neubau an bereits vorhandenen
Querbauwerken und im Rahmen von erforderlichen Flusssanierungen erschlossen

werden._

(G) Auf einen nachhaltigen Ausbau der \Wasserkraft als Speicher soll hingewirkt werden.

6-2.66.2.5 Bioenergie

(G) Die Potenziale der Bioenergie sollen nachhaltig genutzt werden.

(G) Auf eine nachhaltige, umweltvertragliche Erzeugung nachwachsender Energierohstoffe

soll in allen Landesteilen hingewirkt werden. Das Zusammenwirken mit dem Frei-

raumschutz soll dabei besonders berucksichtigt werden.
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6.2.76.2.6 Tiefengeothermie

(G) Die Potenziale der Tiefengeothermie sollen neben der Stromerzeugung insbesondere

fur die Warmeversorgung und Warmeverteilungfir-die Warme-—und-Stromproduktion

ausgeschopft werden.

(G) Die Warme aus Geothermie-Projekten soll durch Warmeverbund- und Verteilleitungen

von den Erzeugungsstatten zu den Verbrauchern in den Regionen Sidbayerns ge-

bracht werden.

Zu6.2.1 (B)

Zu6.2.2 (B)

Die verstérkte ErschlieBung und Nutzung der erneuerbaren Energien — Windenergiekraft, So-
larenergie, Wasserkraft, Biomasse und Geothermie — dienen dem Umbau der bayerischen
Energieversorgung, der Ressourcenschonung und dem Klimaschutz. Nach-dem-Bayerischen-

nerajekonzen neraie—innoy Y sollen b 0 die Anteile der-erneuerbaren Eneraien-am

Die Ziele fiir den Anteil der erneubaren Energie leiten sich aus den internationalen, nationalen

und bayerischen Enerqgie- und Klimaschutzzielen sowie dem Bayerischen Klimaschutzgesetz
ab.

Wasserstoff, einschliel3lich des auf Basis erneuerbarer Energien erzeugten Wasserstoffs (sog.

griiner Wasserstoff), ist eine der tragenden Sdulen des zukiinftigen nachhaltigen Energiesys-

tems, da er sektoriibergreifend zwischen den Bereichen Energie, Verkehr, Industrie und

Waérme einsetzbar, flexibel und emissionsfrei nutzbar, gut transportierbar und lagerfdhiq ist.

Der Freistaat Bayern soll in den Anwendungsfeldern von Wasserstoff weltweit eine technolo-

gische Vorreiterrolle einnehmen und bayerische Unternehmen beim Hochlauf einer nachhal-

tigen Wasserstoffwirtschaft unterstiitzen.

Windenergie ist die einzige Form erneuerbarer Stromerzeuqung, die im Winter ihr Ertragsma-

ximum hat, wenn auch der Strombedarf am héchsten ist. In der Regel sind Windenergiekrat-
tanlagen sind-in-derRegel-auf Grund ihrer Grél3e, ihres Flachenbedarfs, ihrer Auswirkungen
auf das Landschaftsbild sowie ihrer Emissionen liberértlich raumbedeutsam. Mit regions-
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weiten Steuerungskonzepten fiir die Errichtung von Windenerqgiekrattanlagen, die die Konzen-
tration der Anlagen an raumvertraglichen Standorten vorsehen, wird einerseits die Errichtung
von Windenerqgiekraftanlagen unterstiitzt und andererseits ein unkoordinierter, die Landschaft
zersiedelnder Ausbau verhindert. Dabei sind die Méglichkeiten der Netzeinspeisung des
erzeugten Stroms zu berticksichtigen. Ferner wird dem gemeindeliibergreifenden Abstim-

mungserfordernis Rechnung getragen.

Fir die_Erreichung der bayerischen Energieziele Umsetzung-des-Bayerischen-Ener-

giekonzeptsEnergie-innovativ-{vgl—6-1)-ist die Sicherung von ausreichenden Gebieten fiir
die Errichtung von Windenergiekraftanlagen erforderlich. Dies erfolgt liber regionsweite

Steuerungskonzepte fiir die Errichtung von Windenergiekraftanlagen, die von den Regionalen
Planungsverbénden als Bestandteil der Regionalpldne aufzustellen sind. Diese Steuer-
ungskonzepte, denen neben den Windverhéltnissen eine Auseinandersetzung mit allen ein-
schldagigen Belangen in der gesamten Region zugrunde zu legen ist, beinhalten mindestens
Vorranggebiete fiir die Errichtung von Windenergiekraftanlagen (VRG Windenerqickratt).

Den Steuerungskonzepten sind Referenzwindenergieanlagen zugrunde zu legen, die der

durchschnittlichen Konfigquration zugebauter Anlagen zum Zeitpunkt der Abwédqung der

Steuerungskonzepte entsprechen. -

In Ergdnzung zur Festlegung von VRG Windenergiekraft kbnnen in den Regionalpldnen auch
Vorbehaltsgebiete fiir die Errichtung von Windenerqgiekraftanlagen (VBG Windenergiekratt) fest-
gelegt werden. Ferner kbnnen Ausschlussgebiete festgelegt sowie unbeplante Gebiete (sog.
~weille Flachen®) belassen werden. Soweit Ausschlussgebiete festgelegt werden, muss der
Windkraft-Windenergie nach der Rechtsprechung zu § 35 Abs. 3 BauGB im Plangebiet in sub-
stanzieller Weise Raum eingerdumt werden. Innerhalb der unbeplanten Gebiete gilt der Privi-
legierungstatbestand nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB fort._

Da durch die Planung konkreter VVorhaben neuere oder genauere Informationen zu einzelnen

Standorten und deren Nutzungsmoéglichkeit fiir die Windenergie generiert werden, ist es er-

forderlich, die Steuerungskonzepte reqelméRlig zu lberpriifen und die gewonnenen Erkennt-

nisse in die Planung und Abwéqungqg einflieBen zu lassen. In den ndchsten Jahren lduft fiir im-

mer mehr Windenergieanlagen die Férderung nach dem Erneuerbaren-Energien-Gesetz aus.

Diese Anlagen sollen durch eine geringere Zahl neuerer, leistungsstérkerer Windenergieanla-

gen an durch Windenergie bereits geprdgten Standorten ersetzt werden. Durch das soge-

nannte Repowering wird zum einen der Fldchenverbrauch reduziert, zum anderen der

héheren Akzeptanz fiir Windenergie an bereits vorhandenen Standorten Rechnung getragen.

Aufgrund des Leistungszuwachses neuerer Windenergieanlagen kann Repowering einen
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Zu 6.2.3 (B)

wichtigen Beitrag zur Erreichung der Energie- und Klimaschutzziele leisten. Neuere Windener-

gieanlagen erméglichen durch ihre Héhen und Technik auch Waldstandorte, die bisher nicht

wirtschaftlich genutzt werden konnten, fiir die Windenergienutzung zu erschlielen.

Gleichzeitig werden durch die gré3eren Hohen Konflikte an diesen Standorten, z.B. mit dem

Artenschutz, reduziert.

Freifldchen-Photovoltaikanlagen nehmen in der Regel viel Fldche in Anspruch. Um die Errich-
tung von Freiflachen-Photovoltaikanlagen an raumvertraglichen Standorten zu beférdern, kén-
nen in den Regionalplénen fiir tiberértlich raumbedeutsame Anlagen Vorrang- und Vorbe-
haltsgebiete Freiflachen-Photovoltaik (VRG/VBG Photovoltaik) festgelegt werden.

Freifldachen-Photovoltaikanlagen kénnen das Landschafts- und Siedlungsbild beeintrachtigen.
Dies trifft besonders auf bisher ungestérte Landschaftsteile zu (vgl. 7.1.3). Deshalb sollen
Freiflachen-Photovoltaikanlagen auf vorbelastete Standorte gelenkt werden. Hierzu zdhlen
z.B. Standorte entlang von Infrastruktureinrichtungen (Verkehrswege, Energieleitungen etc.)

oder Konversionsstandorte.

Die sogenannte Agri-Photovoltaik verbindet die Erzeugung von Solarstrom mit der land-

wirtschaftlichen Nutzung der Fldche und birgt damit Potenzial, Fldchen multifunktional und

damit noch effizienter zu nutzen.

Um den Erfordernissen der Energiewende und der Zielsetzungen auf Landes-, Bundes- und

Zu 6.2.4(B)

EU-Ebene nachzukommen, miissen aber auch weitere Fldchen in landwirtschaftlich be-

nachteiligten Gebieten im notwendigen MalRe zur Verfligung gestellt werden. Die bayerische

Staatsregierung hat deswegen von der Erméchtiqung geméll § 37c Abs. 2 EEG Gebrauch

gemacht. Die dritte Verordnung tiber Gebote fiir Freifldchenanlagen vom 26. Mai 2020 sieht

vor, dass bestehenden Gebote fiir Freiflachenanlagen auf landwirtschaftlich benachteiligten

Flachen nach § 37 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe i EEG in Bayern bezuschlagt werden kén-

nen.

Wasserkraft ist im Gegensatz zu den stark fluktuierenden Energiequellen Wind und Sonne
grundsétzlich stetig nutzbar und leistet daher einen wichtigen Beitrag zur Bedarfsdeckung und
Systemstabilitdt der Stromversorgung Bayerns. Um die im Bayerischen Energiekonzept ,,Ener-
gie Innovativ® dazu gesetzten Ausbauziele zu erreichen, miissen die noch vorhandenen und
zu 6konomisch und 6kologisch vertretbaren Bedingungen nutzbaren Potenziale der Was-

serkraft ausgebaut werden.
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Vorrangig sind jene Wasserkraftpotenziale zu realisieren, die die Gewésserbkologie nicht bzw.
geringfiigig beeintrachtigen, z. B. durch Modernisierung und Nachriistung bestehender Anla-
gen oder durch Neubau an bisher nicht energetisch genutzten Querbauwerken und im Rah-

men von erforderlichen Flusssanierungen._

Aufgrund der volatilen Erzeugung von Energie aus Wind- und Sonnenenergie kommt der

Zu 6.2.5(B)

Speicherung dieser Energie zunehmende Bedeutung zu. Die Nutzung der Wasserkraft als

Speicher ist eine bewéhrte Technologie, die daher weiter ausgebaut werden sollte. Angesichts

der dazu erforderlichen Eingriffe in sensible Okosysteme kommt einer nachhaltigen Art und

Weise des Ausbaus besondere Bedeutung zu.

Bioenergie leistet derzeit den héchsten Beitrag aller erneuerbaren Energien zur Deckung des
Primérenergiebedarfs in Bayern. Die Nutzung der Potenziale dieses Energietrdgers dient der

dauerhaften Gewébhrleistung einer kostenglinstigen und sicheren Energieversorgung. Die vor-
rangige Nutzung vorhandener Rohstoffe (z.B. Reststoffe, Glille) kann den Ausbau der Ener-

gienutzung aus Biomasse umweltschonend und nachhaltig gestalten._

Neben der Nutzung vorhandener ist die Erzeugung weiterer Bio-Rohstoffe unerldsslich, um

Zu 6.2.6 (B)

den bestehenden Bedarf zu decken. Dabei kbénnen Reststoffe und Koppelprodukte der Land-

wirtschaft eine besondere Bedeutung spielen. Um die Vorteile der Nutzung nachwachsender

Rohstoffe nicht zu konterkarieren, kommt deren verbrauchsnaher wie umweltvertraglicher

Erzeugung eine besondere Bedeutung zu.

Insbesondere im siidbayerischen Raum bietet sich die Méglichkeit der geothermischen
Nutzung des Tiefengrundwassers. Der Schwerpunkt der Nutzung liegt bei der geothermischen
Wérmeversorgung und damit der klimaschonenden Substituierung von Ol und Gas. Bei
héheren Temperaturen des Tiefengrundwassers besteht auch die Méglichkeit, grund-

lastfdhigen Strom zu produzieren._

Die Wéarme aus den Geothermie-Projekten soll liber eine Wéarmeschiene in gro3en Teilen

Sidbayerns verteilt werden. Ca. 20-30 v.H. des Wérmebedarfs Bayerns lieBen sich perspek-

tivisch durch die Lagerstétten der tieferen Geothermie versorgen. Durch den Verbund der Pro-

jekte liber Leitungen kann gleichzeitiq auch die Redundanz der Geothermie-Projekte

sichergestellt werden, wodurch die bisher lokalen konventionellen Kraftwerke, die die Redun-

danz bei Ausfall der jeweiligen Geothermieanlage sicherstellen sollen, teilweise entbehrlich

wéren.
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7

Freiraumstruktur

71 Natur und Landschaft

7.1.1 Erhalt und Entwicklung von Natur und Landschaft

(G) Natur und Landschaft sollen als unverzichtbare Lebensgrundlage und Erholungsraum

des Menschen erhalten und entwickelt werden.

7.1.2 Landschaftliche Vorbehaltsgebiete

(Z) Gebiete mit besonderer Bedeutung fur Naturschutz und Landschaftspflege sind in den

Regionalplanen als landschaftliche Vorbehaltsgebiete festzulegen.

7.1.3 Erhalt freier Landschaftsbereiche

(G) Infreien Landschaftsbereichen sollen nur unverzichtbare Infrastruktureinrichtungen ver-

wirklicht und diese mdéglichst gebindelt werden. Durch deren Mehrfachnutzung soll die

Beanspruchung von Natur und Landschaft méglichst vermindert werden. Unzerschnit-

tene verkehrsarme Raume sollen erhalten werden.

(G) Freie Landschaftsbereiche, die keinem Verkehrs-, Industrie- und Gewerbe- oder

Freizeitlarm ausgesetzt sind, sollen weiterhin vor Larm geschutzt werden.

(G) Freileitungen, Windkraftanlagen und andere weithin sichtbare Bauwerke sollen insbe-
sondere nicht in schutzwirdigen Talern und auf landschaftspragenden Gelanderticken

errichtet werden.

7.1.4 Regionale Grunziige undGrunstrukturen

(Z) In den Regionalplanen sind regionale Grunzuge zur Gliederung der Siedlungsraume,
zur Verbesserung des Bioklimas oder zur Erholungsvorsorge festzulegen. In diesen
Grinziugen sind Planungen und MaRnahmen, die die jeweiligen Funktionen be-

eintrachtigen, unzulassig.
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(G) Insbesondere in verdichteten Raumen sollen Frei- und Grunflachen erhalten und zu
zusammenhangenden Grunstrukturen mit Verbindung zur freien Landschaft entwickelt

werden.

7.1.5 Okologisch bedeutsame Naturriume

(G) Okologisch bedeutsame Naturrdume sollen erhalten und entwickelt werden. Insbe-

sondere sollen

- Gewasser erhalten und renaturiert,

- geeignete Gebiete wieder ihrer naturlichen Dynamik Uberlassen und
- Okologisch wertvolle Grinlandbereiche erhalten undvermehrt

werden.

7.1.6 Erhaltder Arten-und Lebensraumvielfalt, Biotopverbundsystem

(G) Lebensraume flr wildlebende Tier- und PflanzenaArten sollen gesichert und insbe-

sondere auch unter dem Aspekt des Klimawandels entwickelt werden. Die Wanderkor-

ridore wildlebender Arten anzu Land, imza Wasser und in der Luft sollen erhalten und

wiederhergestellt werden.

(Z) Ein zusammenhangendes Netz von Biotopen ist zu schaffen und zu verdichten.

Zu 7.1 Die (berértlich raumbedeutsamen Erfordernisse und MalBnahmen zur Verwirklichung der Ziele
des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden im Landschaftsprogramm als Teil des

Landesentwicklungsprogramms dargestellt (Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 BayNatSchG).

Zu7.1.1(B) Natur und Landschaft sind unverzichtbare Lebensgrundlage und dienen dariiber hinaus der
Erholung des Menschen. Der Schutz von Natur und Landschaft, einschliel3lich regionaltyp-
ischer Landschaftsbilder, sowie deren nachhaltige Nutzungsfahigkeit sind deshalb von éffen-
tlichem Interesse. Kommenden Generationen sollen die natiirlichen Lebensgrundlagen in
insgesamt mindestens gleichwertiger Qualitét erhalten bleiben. Dazu gehért auch, beein-
tréchtigte Natur- und Landschaftsrdume so zu entwickeln, dass sie ihre Funktion als Lebens-

grundlage und als Erholungsraum wieder erfiillen kénnen.
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Zu7.1.2(B)

Zu 7.1.3 (B)

Ein besonderes Interesse gilt dem Erhalt der Landschaften von regionaltypischer Eigenart und
Schénheit. Diese bestimmen die Identifikation des Menschen mit seiner Region. Sie sind
dartiber hinaus wichtig fiir die Erholung, eine wesentliche Grundlage fiir die Tourismus-

wirtschaft und kénnen auch Standortentscheidungen von Unternehmen beeinflussen.

Die Beanspruchung von Natur und Landschaft durch verschiedene Nutzungen erfordert ein
wirksames Konzept zu deren Erhalt. Da das naturschutzrechtliche Sicherungsinstrumentarium
allein nicht ausreicht, sollen Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege ergdnzend
Uber die Regionalpldne gesichert werden. Aul3erhalb der naturschutzrechtlich ausgewiesenen
Gebiete tragen die landschaftlichen Vorbehaltsgebiete in den Regionalpldnen zum Schutz
empfindlicher Landschaften und des Naturhaushaltes bei. Damit wird der Umfang hoheitlicher
Schutzgebietsanordnungen nach Fldache und Inhalt auf das erforderliche Mindestmall

beschréankt.

Als landschaftliche Vorbehaltsgebiete werden insbesondere Gebiete und Teilgebiete fest-

gelegt, die wegen

- Ihrer wertvollen Naturausstattung einschlie8lich eines entwicklungsfahigen wertvollen
Standortpotenzials,

- Ihrer besonderen Bedeutung fiir die Erholung oder den Arten- und Lebensraumschutz,

- Ihrer besonderen Bedeutung fiir den Schutz der Kulturlandschaft oder

- ihrer 6kologischen Ausgleichsfunktionen (z.B. Waldgebiete, dkologisch wertvolle Seen-

und Flusslandschaften, Téler oder grof3fldchige landwirtschaftlich geprdgte Réume)

und der daraus abzuleitenden Bedeutung fiir angrenzende Rdume erhalten oder entwickelt
werden sollen. Naturschutzrechtlich bereits gesicherte Gebiete werden nicht als landschaft-
liche Vorbehaltsgebiete festgelegt, sondern als bestehende Nutzungen und Festsetzungen in

den Regionalplénen dargestellt.

Der Erhalt unbebauter Landsechaftsteile-Landschaftsrdume ist wichtig, insbesondere im
Hinblick auf die vielfdltigen Funktionen fiir das Klima, den Wasserhaushalt, die Biodiversitat

sowie des Erhalts der Bodenfunktionen u.a. fiir die land- und forstwirtschaftliche Produktion.

Der Vermeidung ihrer Mersiegelung-Uberbauung und Zerschneidung kommt — auch im Inter-
esse der nachfolgenden Generationen — grof3e Bedeutung zu. Die Blindelung von Infrastruktu-
reinrichtungen (Verkehrswege, Energieleitungen etc.) verringert die Zerschneidung der Land-
schaft in immer kleinere Restflachen. Durch sinnvoll abgestimmte Mehrfachnutzungen werden

weniger Fldchen beansprucht; stérungsarme bzw. weniger zerschnittene Rdume kénnen so

erhalten werden.
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Zu7.1.4(B)

Die Zerschneidung von Okosystemen, insbesondere durch eine nicht gebiindelt gefiihrte
Bandinfrastruktur, flihrt zu immer starkerer Verinselung von Lebensrdumen und damit vor al-
lem zu Stérungen von ékologisch-funktionalen Verflechtungen. Insbesondere werden Popula-
tionen wildlebender Arten getrennt, was zu einer Reduzierung der genetischen Vielfalt in-
nerhalb der jeweiligen Art fliihren kann. Das Bundesamt fiir Naturschutz ermittelt anhand eines
Indikatorenkatalogs ,unzerschnittene verkehrsarme Rdume*, die Gebiete von mindestens 100
km? umfassen. Der jeweils aktuelle Stand der Karte kann auf der Internet-Seite des Bayer-

ischen Staatsministeriums fiir Umwelt und Gesundheit-Verbraucherschutz abgerufen werden.

Larmarme Naturrdume sind ein besonderes Gut, das es zu bewahren qilt. Ruhige Gebiete

dienen der Erholung des Menschen und sind in besonderem Mal3e schiitzenswert.

Schutzwiirdige Téler und das Landschaftsbild prdgende Geldnderticken sind von hoher
Okologischer und landschaftsésthetischer Bedeutung. Unglinstig platzierte Freileitungen, Wind-
kraftanlagen, Sendemasten und sonstige Anlagen wirken sich stérend auf das Landschaftsbild

aus.

Regionale Griinziige dienen der Freihaltung zusammenhdngender Landschaftsrdume vor
Bebauung, gliedern die Siedlungsentwicklung, tragen zur Vermeidung der Zersiedelung bei,
verbessern das Bioklima (z.B. durch die Sicherung eines ausreichenden Luftaustauschs) und

sichern die landschaftsgebundene und naturnahe Erholung.

Regionale Griinziige umfassen Gebiete, deren Freihaltung von Beeintrachtigung durch
Bebauung vordringlich ist. Fiir die Festlegung eines regionalen Griinzugs sind Gebiete
geeignet, die mindestens eine der folgenden Funktionen derzeit oder — soweit absehbar — zu-

kiinftig erfiillen kénnen:

- die regionale Gliederung der Siedlungsrdume mit einer 6kologisch-funktionalen und sozi-
alvertraglichen Zuordnung der Freirdume,

- die Verbesserung des Bioklimas und die Sicherung eines ausreichenden Luftaustausches
mit angrenzenden Siedlungskomplexen oder

- die Erholungsvorsorge.

In den Regionalpldnen ist fiir jeden regionalen Griinzug mindestens eine dieser Funktionen
festzulegen. Es sind nur Vorhaben zuldssig, welche die festgelegte(n) Funktion(en) nicht bee-
intrdchtigen. Die regionalen Griinziige sind in den Regionalplénen als zeichnerisch verbind-

liche Darstellungen festzulegen.
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Auf Grund des héheren Siedlungsdrucks in verdichteten Rdumen (Verdichtungsraum und
landlicher Raum mit Verdichtungsansétzen; vgl. 2.2.1) sind dort verbleibende kleinere Frei-
und Griinflichen besonders wertvoll. Ihr Erhalt und ihre Entwicklung zu zusammenhéngenden
Griinstrukturen tragen auch zu einer Verbesserung des Siedlungsklimas, zur Naherholung

und zur Biodiversitét bei.

Zu 7.1.5(B)  Funktionierende Okosysteme produzieren Sauerstoff, speichern Regenwasser und erhalten
die Bodenfruchtbarkeit. Sie sind unverzichtbare Lebensgrundlage fiir Menschen, Pflanzen und

Tiere.

Stillgewéasser und deren Verlandungszonen sowie FlieRgewésser (insbesondere in ihren frei
flieBenden Abschnitten einschlie8lich ihrer Auen) bieten eine Vielfalt 6kologischer Nischen fiir
seltene und geféhrdete Pflanzen- und Tierarten. Sie sind Laichplatze fiir Fische und Am-

phibien sowie Nahrungs-, Brut- und Rastbiotope von Watt- und Wasservégeln.

Die Aufgabe menschlicher Einflussnahme auf Gebiete, in denen eine natlirliche Dynamik —
d.h. eine ungestorte, sich selbst liberlassene Entwicklung der Natur — méglich ist, dient der
Neubildung von Wildnis und damit der Entwicklung von Lebensrdumen fiir wildlebende Arten
(vgl. 7.1.6).

Griinlandbereiche haben sowohl 6kologische als auch landschaftsédsthetische Bedeutung. Be-
sonders in Nass- und Streuwiesen, Mooren sowie auf Trocken- und Magerstandorten finden
zahlreiche geféhrdete Pflanzen- und Tierarten ihren spezifischen Lebensraum. Eine
Nutzungsénderung, insbesondere der Umbruch des Griinlandes, fiihrt nicht nur zur
Okologischen Verarmung, sondern beeintréchtigt auch deren landschaftsprdgenden Charak-
ter. Eine Riickfiihrung von Ackern in Griinland vermindert die bereits in manchen Bereichen

eingetretene Verinselung von Wiesenflachen.

Zu 7.1.6 (B) Die Sicherung und Entwicklung von Lebensrdumen fiir wildlebende Pflanzen und Tiere ist
Voraussetzung fiir den Erhalt der Biodiversitat sowie der genetischen Vielfalt und des ge-
netischen Potenzials der wildlebenden Arten. Um diesen Arten einen Wechsel ihrer verschie-
denen Habitate sowie einen Austausch nicht nur innerhalb, sondern auch zwischen diesen
Lebensrdumen zu gewébhrleisten, sind der Erhalt und die Wiederherstellung der Wanderkorri-
dore anzu Land, imzu Wasser und in der Luft von besonderer Bedeutung. Kiinstliche Barri-

eren wie Verkehrs- und Energieinfrastruktur sowie Querverbauungen in FlieBgewéassern kén-

nen von manchen Arten nicht iiberwunden werden und haben einen trennenden Effekt. Wo

dieser Lebensraum bereits zerschnitten ist oder eine Zerschneidungdies nicht zu vermeiden

ist, kann der Trennungseffekt durch bauliche MaBnahmen (soq. Tierquerungshilfen)
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Forschungsprojekt AquaKlif
Hervorheben
KOMMENTAR:

Querverbauungen sind mehr als Barriereren: sie reduzieren durch den Staueffekt die Dynamik größerer Abschnitte des Fließgewässers insbesondere oberhalb der Verbauung, was zu stärkerer Erwärmung und Verschlämmung führen kann und die Qualität dieser Lebensräume verschlechtert. 

Forschungsprojekt AquaKlif
Hervorheben

VORSCHLAG PRÄZISIERUNG:

Funktionierende Ökosysteme sind eine unverzichtbare Lebensgrundlage für Menschen, Pflanzen und Tiere, da sie eine Vielzahl von Leistungen erfüllen. Zum Beispiel produzieren sie Sauerstoff, regulieren Klimagase, speichern Regenwasser, bauen Schadstoffe ab, erhalten die Bodenfruchtbarkeit und bieten Habitate für Pflanzen- und Tierarten.


BEGRÜNDUNG:

Formulierung präzisiert und veranschaulicht die Vielfalt an Ökosystemleistungen. 
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abgeschwécht werden._Diese Tierquerungshilfen werden mit hohen Investitionskosten gebaut,

um den 6kologischen Trenneffekt bandartiger Infrastruktureinrichtungen, insbesondere

StraBen und Hochgeschwindigkeits-Bahntrassen, abzumildern. Sie kénnen ihre Funktion im

Biotopverbund nur erfiillen, wenn die sog. Hinterlandanbindung, also die Verbundkorridore,

die sie verbinden sollen, dauerhaft erhalten werden. VVon den Vorhabentrdgern der Infra-

strukturen kann aber rechtlich nur die Verbindungsfunktion der eigentlichen Tierquerungshilfe

selbst sowie deren unmittelbarer Umgqriff dauerhaft gesichert werden. Mit Blick auf die aufge-

wandten Investitionsmittel und die besondere Bedeutung der Tierquerungshilfen im Biotopver-

bund ist auf die dauerhafte Sicherung einer funktionsfahigen Hinterlandanbindung dieser Bau-

werke ein besonderes Augenmerk zu legen.

Die Erhaltung der Biodiversitit gewinnt unter dem Aspekt des Klimawandels besondere

Bedeutung. So soll es zuklinftig wildlebenden Tier- und Pflanzenarten ermdéglicht werden, auf

die durch den Klimawandel bedingten Anderungen (z.B. verstédrkte Trockenperioden oder

dauerhafte Verschiebungen im Feuchtehaushalt der Landschaft) durch Ausweich- und Wan-

derungsbewegungen zu reagieren. Adaptiv sind hierflir geeignete Ausweichkorridore und -

lebensrdume bereit zu stellen. Auch dies kann durch Tierquerungshilfen unterstiitzt werden.

Den Anspriichen vieler Pflanzen und Tiere kann am besten innerhalb eines Systems
miteinander verbundener Lebensrdume (Biotopverbundsystem) entsprochen werden. Ein
grenziiberschreitender Biotopverbund, insbesondere das sog. Griine Band zu Thiiringen,
Sachsen und zur Tschechischen Republik, tragt zur Sicherung der Artenvielfalt bei. Den Alpen
kommt auf Grund ihres noch intakten Biotopverbunds und nur wenigen kiinstlichen Barrieren
eine herausragende Bedeutung zu. Biotopverbundsysteme auf értlicher und regionaler Ebene
beziehen — soweit méglich — auch die als Natura-2000-Gebiete (FFH- und Vogelschutzge-

biete) gemeldeten Flachen ein._

7.2 Wasserwirtschaft

7.2.1 Schutz desWassers

(G) Es soll darauf hingewirkt werden, dass das Wasser seine vielfaltigen Funktionen im

Naturhaushalt und seine Okosystemleistungen auf Dauer erfiillen kann.

(G) Gewasser und das Grundwasser sollen als raumbedeutsame Strukturen geschutzt und

nachhaltig bewirtschaftet werden.
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Hervorheben
VORSCHLAG ÄNDERUNG: 

Es soll darauf hingewirkt werden, dass das Wasser seine vielfältigen Funktionen im Naturhaushalt auf Dauer erfüllen kann und die Leistungen wasserabhängiger Ökosysteme erhalten bleiben.

BEGRÜNDUNG:

Präzisierung der Formulierung - das Wasser selbst ist kein Ökosystem.
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7.2.2 Schutzdes Grundwassers und der oberirdischen Gewasser

(G) Grundwasser soll bevorzugt der Trinkwasserversorgung dienen. Der Trinkwasserver-

sorgung soll bei der Grundwassernutzung, insbesondere vor der Bewasserung und in

Trockenzeiten, der Vorzug gegeben werden.

(G) Tiefengrundwasser soll besonders geschont und fur die Trinkwasserversorgung nur im

zwingend notwendigen Umfang genutzt werden. Darlber hinaus soll es nur flr solche

Zwecke genutzt werden, fur die seine speziellen Eigenschaften notwendig sind.

(G) Die Widerstandsfahigkeit der Gewasser hinsichtlich klimatisch bedingter Verander-

ungen und damit verbundener Auswirkungen auf das Temperaturregime, die Okologie

und Qualitat der Gewasser soll durch geeignete MaRnahmen gesteigert werden. Die

thermische Belastung der Gewasser durch Warmeeinleitungen soll reduziert werden.

7.2.3 Wasserversorgung

(Z) Die offentliche Wasserversorgung hat als essenzieller Bestandteil der Daseinsvorsorge

in kommunaler Verantwortung zu bleiben.

(G) Offentliche Wasserversorgungsanlagen sollen die notwendige Versorgungssicherheit

durch mehrere unabhangige Trinkwassergewinnungen oder -zufuhrungen gewahrleis-

ten und hierzu moglichst mit anderen leistungsfahigen Anlagen verbunden werden.

(G) Bedeutende, durch Wasserschutzgebiete oder Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiete ge-

schutzte Trinkwasservorkommen sollen fur die zukiinftige Nutzung dauerhaft erhalten

bleiben.

7.2.4 Vorrang-und Vorbehaltsgebiete Wasserversorgung

(Z) Aulderhalb der Wasserschutzgebiete sind empfindliche Bereiche der Grundwasserein-
zugsgebiete fur die offentliche Wasserversorgung als Vorrang- und Vorbehaltsgebiete

fur die Wasserversorgung in den Regionalplanen festzulegen.
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VORSCHLAG ÄNDERUNG:

(Z) Grundwasser soll bevorzugt der Trinkwasserversorgung dienen. Der Trinkwasserversorgung wird in Trockenzeiten der Vorzug vor anderen Bedarfen gegeben.

(G) Der Trinkwasserversorgung soll bei der Grundwassernutzung bei langfristig sinkenden Grundwasserständen vor der Bewässerung der Vorzug gegeben werden.

BEGRÜNDUNG:

Die aktuelle Formulierung scheint zu unklar formuliert, um angesichts der Lage ausreichend Regelungswirkung zu entfalten, daher der Vorschlag der Aufteilung in 
- Ziel Z bei akuter Mangelsituation
- Grundsatz G als generelle Leitlinie, die auf eine nachhaltigere Bewässerung abzielt
 

Forschungsprojekt AquaKlif
Hervorheben
VORSCHLAG ERGÄNZUNG:

...soll durch geeignete Maßnahmen gesteigert werden. Gewässer sollen effektiv vor Einträgen aus Erosion geschützt werden. Die thermische Belastung der Gewässer durch Wärmeeinleitungen soll reduziert werden.

BEGRÜNDUNG:

Der Eintrag von Sedimenten, Nähr- und Schadstoffen wird durch die Zunahme von Starkregenereignissen zunehmend belastend für Fließgewässer und deren sedimentäre Lebensräume. Die negativen Effekte sind zahlreich (Habitatsverlust durch Verstopfung des Kieslückensystems am Bachgrund, verminderter Austausch mit dem Grundwasser, verminderte Selbstreinigungskraft, Sauerstoffzehrung durch verminderten Austausch mit Freiwasser und Nährstoffüberschuss). Ein konsequenter Schutz der Gewässer vor den Auswirkungen von Erosion verbessert die Situation in vielerlei Hinsicht.
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7.2.5 Hochwasserschutz und Hochwasserrisikomanagement

(G) Die Risiken durch Hochwasser sollen soweit als moglich verringert werden. Hierzu sol-

len

- die naturliche Ruckhalte- und Speicherfahigkeit der Landschaft erhalten und

verbessert,

- Rickhalteraume an Gewassern von mit dem Hochwasserschutz nicht zu verein-

barenden Nutzungen freigehalten und wiederhergestellt sowie

- bestehende Siedlungen vor einem hundertjahrlichen Hochwasser geschutzt

werden.

(G) In den Regionalplanen kbnnen raumbedeutsame Standorte fir MalRnahmen des tech-

nischen Hochwasserschutzes als Vorranggebiete und Vorbehaltsgebiete fiir den Hoch-

wasserschutz festgelegt werden.

(G) Gebiete, die bei Extremereignissen Uberflutet werden, sollen von raumbedeutsamen

Planungen und MalRnahmen, kritischen Infrastrukturen und Nutzungen, die hochwas-

serempfindlich sind oder den Hochwasserschutz in nicht nur geringflugiger Weise be-

eintrachtigen, freigehalten werden.

(G) Bei raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen sollen die Risiken aus Starknieder-

schlagen besonders beriucksichtigt werden. Hierzu soll insbesondere auf die Freihaltung

von Abflussleitbahnen und Senken hingewirkt werden.

7.2.6 Niedrigwassermanagement und Landschaftswasserhaushalt

(G) Der zukiinftige Wasserbedarf soll langfristig auch bei niedrigen Wasserstanden

gesichert werden.

(G) Der Sicherung eines ausgeglichenen Landschaftswasserhaushaltes mit ausreichendem

Wasserdargebot auch in Trocken- und Hitzeperioden soll in besonderem Mafte Rech-

nung getragen werden. Hierzu sollen
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..des technischen und natürlichen Hochwasserschutzes...

BEGRÜNDUNG:

Zusätzlich sinnvolle Möglichkeit, bei Hochwasser relevante Rückhalteräume in Auen oder Senken explizit vor anderer Nutzung zu schützen – dann sinnvoll zu ergänzen, falls die beiden folgende Grundsätze dies nicht ausreichend zu leisten vermögen.

Forschungsprojekt AquaKlif
Hervorheben
KOMMENTAR

Vollste Unterstützung zu diesen wichtigen Ergänzungen in 7.2.6!

Der erste Grundsatz (G) wäre durchaus auch ein erstrebenswertes Ziel (Z).
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- Quell- und Feuchtbiotope erhalten und vordringlich wiederhergestellt sowie Was-

serableitungen vermieden werden und

- der Wasserruckhalt in der Flache, Versickerungsmoglichkeiten und -kapazitaten ins-

besondere durch Gewéasser-, Moor- und Auenrenaturierungen, abflussbremsende Bo-

den- und Landschaftsstrukturen und die Verbesserung des Wasserrickhalts von Bo-

den durch angepasste Landnutzung verbessert werden.

(G) In den Regionalplanen konnen Vorrang- und Vorbehaltsgebiete zur Sicherung von

Standorten fur Stauanlagen als Instrument des Niedrigwassermanagements festgelegt

werden.

Zu7.2.1(B) Wasser ist als wesentlicher Bestandteil des Naturhaushalts eine unverzichtbare Lebens-
grundlage des Menschen und stellt einen bedeutenden Lebensraum fiir Tiere und Pflanzen

dar. Der Schutz dieser Funktionen liegt im &ffentlichen Interesse.

Durch die zunehmende Inanspruchnahme des Naturraums fiir Siedlung und technische Infra-
struktur sowie durch intensive land- und forstwirtschaftliche Nutzung kénnen auch die Funktio-
nen des Wassers beeintrachtigt werden. Nutzungen, die die Funktionsfahigkeit des Grund-
wassers oder der oberirdischen Gewésser auf Dauer verschlechtern, sollen im Sinne des was-
serwirtschaftlichen Vorsorgeprinzips und im Interesse der nachfolgenden Generationen unter-
bleiben.

Zur dauerhaften Sicherung des Wassers im Naturhaushalt sollen die Gewésser und das

Grundwasser als raumbedeutsame Strukturen den quten Zustand erreichen. Der bereits er-

reichte qute oder bessere Zustand soll gesichert werden. Dabei gelten die Anforderungen der

Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) fiir Oberflaichengewédsser und das Grundwasser.

Zu7.2.2(B) Okologisch intakte Gewésser sowie sauberes und mengenméRiq ausreichend verfiigbares

Grundwasser sind als Riickgrat von Natur und Landschaft eine unverzichtbare Voraussetzung

fur eine klimaangepasste gesellschatftliche Entwicklung Bayerns und fiir eine langfristig gesi-

cherte Trinkwasserversorgung sowie weitere zahlreiche anthropogene Nutzungen.
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wasserabhängiger Ökosysteme

BEGRÜNDUNG

s.o. 7.2.1

Forschungsprojekt AquaKlif
Hervorheben
VORSCHLAG PRÄZISIERUNG:

Wasser ist als wesentlicher Bestandteil des Naturhaushalts eine unverzichtbare Lebensgrundlage des Menschen und wasserabhängige Ökosysteme sind bedeutende Lebensräume für Tiere und Pflanzen. Der Schutz dieser Funktionen liegt im öffentlichen Interesse.
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In Bayern wird das Trinkwasser zu rundéiber 90 v.H. aus dem Grundwasser gewonnen.

Grundwasser ist als Trinkwasserressource am besten geeignet, denn es erfiillti.d.R. bereits

ohne weitere technische Aufbereitung die qualitativen Anforderungen an Trinkwasser._In Zeiten

steigenden Wasserbedarfs und gleichzeitig zunehmender Trockenheit ist die sichere Ver-

sorqung der Bevdlkerung mit Trinkwasser von besonders gro3er Bedeutung.

Die Ressource Grundwasser gilt es im Interesse einer flichendeckenden Versorgung von
Beviélkerung und Wirtschaft mit qualitativ hochwertigem Wasser auch in Zukunft zu erhalten.
Dabei kommt der Schutzfunktion der Béden und der darunter liegenden Schichten fiir den
Riickhalt und Abbau von stofflichen Einwirkungenals-Puftfer-oder-Filterfiir auf das Grundwas-

ser eine besondere Bedeutung zu.

Um die Grundwasserressourcen zu schonen, soll Trinkwasser fiir die gewerbliche Nutzung
soweit méglich und wirtschaftlich zumutbar durch Brauchwasser aus oberirdischen Gewéssern

und Regenwasser oder durch betriebliche Mehrfachverwendung des Wassers ersetzt werden.-

Grundwasser in tieferen Grundwasserstockwerken (Tiefengrundwasser) ist vor nachteiligen
Verédnderungen durch menschliche Aktivitdten besonders gut geschiitzt, erneuert sich nur
langsam und ist auf Grund seines hohen Alters zumeist noch von natiirlicher Reinheit. Es stellt
deshalb eine ,eiserne Reserve” flir die Versorgung der Bevélkerung in besonderen Not- und
Krisenféllen dar. Bei jedem Eingriff in Tiefengrundwasser — auch bei nachhaltiger Nutzung —
besteht ein besonderes Risiko nachteiliger irreversibler Ver&nderungen. Vorhaben, die mit
Gefahren fiir das Tiefengrundwasser verbunden sind, wie tiefgreifender Rohstoffabbau, tiefe

Bohrungen, Verpressungen u.é., sollen daher vermieden werden.

Bei Entnahme von Tiefengrundwasser soll-selchen-Zwecken-vorbehalten-bleibenfir-die Was-

besonders strenge Mal3stédbe an eine sparsame Nutzung anzulegen. Zur Schonung von

Tiefengrundwasser sollen deshalb bereits genutzte, aber belastete Grundwasservorkommen
nicht aufgegeben, sondern — soweit wirtschaftlich zumutbar — saniert werden._Die Nutzungen

des Tiefengrundwassers zu Zwecken der Trinkwasserversorqung kommen nur dann in Frage,

wenn keine Nutzungsmoglichkeit im oberflachennahen Aquifer oder keine Anschlussmoglich-

keit an Dritte besteht. Tiefengrundwasser soll dartiber hinaus nur solchen Zwecken vorbe-

halten bleiben, fiir die Wasser von besonderer Reinheit oder von hoher Temperatur erforder-

lich ist (z.B. Heilwasser, Mineralwasser, Thermalwasser einschlielllich der Nutzung von

Tiefengeothermie).
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gewerblich genutztes Trinkwasser

BEGRÜNDUNG

Sinnzusammenhang klarer
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Der Klimawandel zeigt bereits jetzt Auswirkungen auf den Landschaftswasserhaushalt, das

Wasserdargebot, das Abflussverhalten, die Gewdssertemperatur, die Qualitédt von Ober-

flichengewdéssern und weitere wasserabhédngige Landbékosysteme, z.B. durch Temperatur-

zunahme, extreme Niederschlagsereignisse, Hitze- und Trockenperioden. Zum Beispiel kann

bei zunehmenden Gewdssertemperaturen eine Haufung der Uberschreitung kritischer Gewds-

sertemperaturwerte, wie der fischlebensgemeinschaftsspezifischen Orientierungswerte der

Gewdssertemperatur geméal der Oberflachengewésserverordnung (OGewV), auftreten. Durch

geeignete MalBlnahmen, wie Gewdsser-, Auen- und Moorrenaturierungen, Gewésserrand-

streifen mit naturnahen Ufergeh6lzsdumen zur Beschattung des Gewdéssers sowie eine

Verbesserung der Gewdésserstruktur im Einzugsgebiet und am jeweiligen Gewésser, wird die

Widerstandsfédhigkeit gegentiber klimatisch bedingten Verdnderungen erhéht und dem Er-

reichen kritischer Zustdnde vorgebeugt.

Zu 7.2.3 (B)_——Die o6ffentliche Wasserversorgung ist eine Aufgabe der Daseinsvorsorge (vgl. § 50 WHG)
und eine hervorgehobene Pflichtaufgabe der Gemeinden (vgl. Art. 57 BayGO). Sie soll auch
weiterhin in der Verantwortung und Entscheidungshoheit der Gemeinden bleiben. Die kommu-
nale Hoheit und Entscheidungsfreiheit iiber die Organisation der Wasserversorgung garantiert

Nachhaltigkeit, Versorgungssicherheit, Erhaltung der Infrastrukturen und Ressourcenschutz.

Die 6ffentliche Wasserversorqung muss eine besonders hohe Versorqungssicherheit aufwei-

sen. Hierzu sollen die Anlagen eine redundante Wasserbereitstellung aus mindestens zwei

unabhéngigen Gewinnungsgebieten oder Trinkwasser-Beileitungen vorsehen. Nach Méglich-

keit sollen Verbundsysteme zur Versorqungsicherheit geschaffen werden. Die Vernetzung der

Ortlichen Anlagen durch Verbundleitungen zu leistungsfdhigen benachbarten oder iiberért-

lichen Anlagen im Rahmen interkommunaler Zusammenarbeit erhoht die Widerstandsfdhigkeit

der 6ffentlichen Wasserversorqungsstruktur insgesamt.

Bedeutende, bestehende und nach aktueller Beurteilung weiterhin schiitzbare Trinkwasserge-

winnungen sollen — insbesondere zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels mit riick-

laufigen Wasserressourcen und vermehrten Trockenzeiten — dauerhatft fiir die Trinkwassernut-

zung gesichert bleiben, auch wenn zur Erhéhung der Versorgungssicherheit zusétzliche alter-

native Wasserbeileitungen entstehen.
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Wesentlich ist dabei die Abmilderung weiterer landnutzungsbedingter Stressoren, wie insbesondere des Eintrags von Sedimenten, Nähr- und Schadstoffen aus der Erosion landwirtschaftlich genutzter Böden bei Starkregen.

BEGRÜNDUNG:

Dies ist ein wesentlicher Faktor, der die durch erhöhte Temperaturen / Niedrigwasser für Organismen schwierige Situation weiter verschlechtert (s.o. Kommentar unter 7.2.2.)

Forschungsprojekt AquaKlif
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KOMMENTAR

"Bedeutende" und "schützbare" sind Auslegungssache. Hier werden im Streitfall konkretere Leitlinien benötigt.
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Zu7.2.4 (B)

Zu7.2.5(B)

Soweit es das Wohl der Allgemeinheit erfordert, werden zum Schutz von derzeit bestehenden
oder kiinftigen Wassergewinnungsanlagen fiir die é6ffentliche Wasserversorgung Wasser-
schutzgebiete festgesetzt. Ergédnzend tragen Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fiir die Wasser-
versorgung (VRG und VBG Wasserversorgung) in den Regionalpldnen zum Schutz der emp-
findlichen Bereiche von Grundwassereinzugsgebieten und zur Sicherung bedeutsamer Grund-
wasservorkommen bei. Damit wird der Umfang hoheitlicher Schutzgebietsverordnungen nach

Flache und Inhalt auf das erforderliche Mindestmal3 beschrankt.

Die Riickhalte- und Speicherfdhigkeit der Landschaft und ihrer Béden ist zur Dadmpfung von

Abflussextremen, fiir den Hochwasser- und Erosionsschutz sowie fiir die Grundwasserneu-
bildung von mal3gebender Bedeutung. Auch eEin gesunder und intakter Bergwald mit seiner
Wasserspeicherfahigkeit kann zur Reduzierung von Hochwassergefahren erheblich beitragen.
In der Vergangenheit haben sich die Hochwasserrisiken durch den Verlust von Fléachen fiir

den Hochwasserriickhalt insbesondere fiir Siedlung und Verkehr und durch die Rodung von

Auwéldern sowie eine Nutzungsintensivierung der Flussauen erhéht. Im Hinblick auf das auch
in Zukunft bestehende und durch den Klimawandel weiter zunehmende Hochwasser- aber

auch Trockenheitsrisiko soll dem Verlust von BédenFtaehen, die Wasser speichern und

wieder abgeben kénnen, Einhalt geboten bzw. ein Ausgleich geschaffen werden. Der Erhalt_

der Schutzfunktion der Bergwélder, der Erhalt oder die Wiederherstellung von Auwald oder

Griinland auf regelméflig lberfluteten Béden oder von teichwirtschaftlich genutzten Flédchen
erhéhent die Riickhalte- und Speicherfahigkeit der Landschaft (val. 1.3).

Die natiirliche Riickhalte- und Speicherféhigkeit der Landschaft und ihrer Béden reicht hdufig

allein flir den Hochwasserschutz nicht aus. Deshalb ist im Einzelfall die Freihaltung zusétzli-
cher Riickhalterdume an Gewdssern von den mit dem Hochwasserschutz konkurrierenden

Nutzungen auch aulBerhalb von festgesetzten Uberschwemmungsgebieten (vgl. § 76 WHG
i.V.m. Art. 46 BayWG) erforderlich.

Bestehende Siedlungen kénnen mit den vorgenannten MalRnahmen nicht immer ausreichend
vor Hochwasser geschlitzt werden. Es sind deshalb zusétzlich technische MalBnahmen, wie
Deiche und Mauern, erforderlich, die vor einem statistisch einmal in 100 Jahren zu
erwartenden Hochwasser schlitzen. Land- und forstwirtschaftlich genutzte Fldchen werden in
der Regel nicht hochwassergeschlitzt._

Aus Griinden des Wohls der Allgemeinheit ist es erforderlich, weitere technische Hochwasser-

schutzmalBnahmen (u.a. Talsperren, Hochwasserriickhaltebecken, Flutpolder, linienhafte

Hochwasserschutzanlagen) umzusetzen. Flr diesen Zweck kbnnen in den Regionalpldnen

geeignete Flachen fiir MaBnahmen des technischen Hochwasserschutzes als Vorranggebiete

und Vorbehaltsgebiete flir den Hochwasserschutz (VRG bzw. VBG Hochwasserschutz)
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gesichert werden. Die Errichtung von Hochwasserschutzanlagen soll auf das unbedingt not-

wendige Mal3 beschrénkt bleiben und sich am Schadenspotenzial orientieren. Als Grundlage

kann insbesondere die MaBnahmenliste des Nationalen Hochwasserschutzprogramms

herangezogen werden. Das Nationale Hochwasserschutzprogramm ist ein Programm des

vorbeugenden Hochwasserschutzes, das die MalBnahmen bezeichnet, die von den Flussge-

bietsgemeinschaften in Deutschland als prioritdr und mit (iberregionaler Wirkung eingestuft

werden.

Die Schadenspotenziale hinter den Deichen steigen in Bayern stetig an. Wenn Siedlungen vor

Hochwasser geschlitzt werden, nimmt die Nutzung und Werteakkumulation in den geschlitz-

ten Bereichen zu, das verbleibende Risiko hinter Hochwasserschutzanlagen steigt insofern

an. Bei extremen Hochwasserereignissen kann davon ausgegangen werden, dass Hochwas-

serschutzanlagen lberflutet werden oder brechen. Die Erfahrungen der letzten 20 Jahre, in

denen mehrere Jahrhunderthochwasserereignisse in Bayern auftraten, zeigen, dass die zur

Bemessung der Anlagen gewéhlten Wiederkehrintervalle liberschritten werden kbnnen, was

zu grof3en Schéden fiihrte. Kritische Infrastrukturen sind Einrichtungen mit wichtiger Bedeu-

tung fiir das staatliche Gemeinwohl, bei deren Ausfall oder Beeintrdchtiqung nachhaltiqg wir-

kende Versorgungsengpdésse, erhebliche Stérungen der éffentlichen Sicherheit oder andere

dramatische Folgen eintreten wiirden. Besonders hochwasserempfindliche Nutzungen, die bei

Extremereignissen lberflutet werden kénnen, sind insbesondere Einrichtungen, die von Kin-

dern und in ihrer Mobilitédt eingeschridnkten Personen, genutzt werden.

Die bereits beobachtete Zunahme der Haufigkeit und Intensitit von Starkniederschldgen fiihrt

Zu7.2.6

zu einer Zunahme von Hochwasserereignissen und Uberschwemmungen sowie Beeintréchti-

qungen durch wild abflieBendes Wasser in Siedlungsbereichen (soq. urbane Sturzfluten), vor

allem auf versiegelten Flachen. Andererseits kénnen vermehrt Uberstauereignisse in den Ka-

nalnetzen auftreten. Beides kann Menschen gefdhrden, soziale Notlagen hervorrufen und

Schédden an Gebduden und Infrastruktur bewirken. Aus diesem Grund sollen vorhandene Ab-

flussleitbahnen und Senken freigehalten werden. Mit den Festlequngen in Bezug auf Extre-

mereignisse wird das verbleibende Risiko insbesondere fiir Siedlungs- und Verkehrsflachen

minimiert und es werden die Schadenspotenziale sowie deren weiterer Zuwachs begrenzt.

Viele Klimaprojektionen geben bereits jetzt sehr ernst zu nehmende Hinweise auf eine zukiinf-

tige mogliche weitere Verschéarfung der Niedrigwassersituation in Gewédssern sowie im Land-

schaftswasserhaushalt. Die Vorsorge gegen Trockenheit und Diirre besteht auch aus langfris-

tigen MaBnahmen, die bei zuklinftigen Trockenphasen vorbeugend wirken. Ein abgestimmtes

und umfassendes Niedrigwassermanagement wird deshalb zukdiinftiq fiir unterschiedliche Nut-
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Evtl. Ergänzung eines abschließenden Satzes nach der Definition kritischer Infrastrukturen und empfindlicher Nutzungen, z.B.: "Diese gilt es mittels Notfallplänen für Hochwasserereignisse besonders zu schützen."
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zungsbereiche wie flir die Versorgung der Bevélkerung, Wirtschaft, Enerqgie, Land- und Forst-

wirtschaft sowie die wasserabhidngigen Okosysteme von groer Bedeutung sein. Dies betrifft

z.B. die Versorgungssicherheit fiir Trinkwasser durch Schaffung von Verbundsystemen oder

Wassergewinnungsalternativen, weitere Anlagen flir die Gewinnung und Speicherung von

Trinkwasser oder fiir Speicherbecken zur Niedrigwassererhbhung, angepasste Bewésse-

rungskonzepte und -infrastruktur fiir den Bewédsserungsbedarf in der Landwirtschaft in Was-

sermangelgebieten, die Vermeidunqg neuer Fldchenversiegelung und Entsiegelung. Die

Starkung einer regional funktionierenden Lebensmittelversorqung ist — wie auch die Corona-

Pandemie verdeutlicht hat — ein Schliissel fiir eine bessere Widerstandsfdhigkeit gegenliber

kiinftigen, z.B. durch den Klimawandel ausgelosten Krisen. Fiir die Erzeugung von Nahrung-

smitteln, die neben Trinkwasser essenziell fiir die Grundversorgung der Bevél-

kerung ist, ist die Landwirtschaft auf Wasser angewiesen, da z.B. eine heimische Erzeugung

von Obst und Gemdiise oftmals auf Bewédsserung angewiesen ist.

Ein bereits jetzt zu beobachtender Riickgang der Niederschldge im Sommer sowie die Zu-

nahme der potenziellen Verdunstung durch steigende Lufttemperatur (z.B. bemerkbar durch

Hitzeperioden aber auch beglinstigt durch FolgemalBnahmen wie gro3fldchige Freistellungen

in Waldgebieten) fiihren zu einer Destabilisierung des Bodenwasserhaushaltes und lassen

teilweise niedrigere flurnahe und auch flurfernere Grundwasserstdnde erwarten. Hinzu kom-

men verédnderte Standortbedingungen fiir die Vegetation durch die Zunahme der Haufigkeit

und Ldnge von Trockenperioden bei gleichzeitig erhbhtem Wasserbedarf im Sommerhalbjahr

sowie durch den vorverlagerten Beginn der Vegetationsperiode oder dem erh6hten Bedarf an

Bewdésserung wegen der steigenden Evapotranspiration. Zunehmende Trockenperioden stel-

len auch die landwirtschaftliche Nutzung vor besondere Herausforderungen.

Um das Angebot von Niederschlagswasser moéqglichst effizient zu nutzen, sollen gerade in

héngigen, erosionsgefdhrdeten Fluren, strukturell gliedernde abflussbremsende, infiltrations-

férdernde und Sediment filternde Landschaftselemente, wie dauerhaft begriinte Abflussbah-

nen und wasserriickhaltende Raine oder Senken, erhalten, vermehrt und gesichert werden.

Um Evaporation und damit den Verlust von Bodenwasser zu reduzieren, sollen B6den mog-

lichst ganzjahriqg durch organische Streuschichten oder Vegetationsdecken bedeckt sein.

Eine Flachenvorsorge zur Stiarkung der Abflussbremsung, des Stoffriickhaltes und zur Erhal-

tung wasserabhéngiger Okosysteme (z.B. Auen und Moore) sowie wasserziigiger Geldndela-

gen, zum Erhalt unversieqgelter Béden, zur Bodenentsiegelung, zur Vermeidung von Erosion,

zum Rickbau von Ableitungseinrichtungen und nicht mehr benétigter Drainsystemen soll

dazu beitragen, den Niederschlagsriickhalt zu férdern und damit die Grundwasserneubildung

und Bodenfruchtbarkeit zu verbessern (vgl. 1.3).

Der gezielte Wasserriickhalt in der Fldche kann durch den Bau von Talsperren und (Hoch-

wasser-) Riickhaltebecken entscheidend verbessert werden. Dadurch kann ein Ausgleich
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Alle diese in der Fläche umgesetzten Maßnahmen schützen gleichzeitig Bäche und Flüsse vor den negativen Auswirkungen von Erosion.
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s.o. Die hiermit erreichbaren Synergien können nicht oft genug betont werden.
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des sich durch den Klimawandel immer dynamischer und extremer entwickelnden Wasser-

kreislaufes bewirkt werden. Dem kénnen jedoch gewésserdkologische oder -thermische As-

pekte gegenliberstehen. Geeignete Standorte fiir Talsperren und Riickhaltebecken kénnen

auf der Grundlage von einzugsgebietsbezogenen Speicherstudien und Wirkungsanalysen

vor konkurrierenden Nutzungen gesichert werden.

Stauanlagen als Teil der wasserbaulichen Infrastruktur sollen an die technischen und be-

triebsseitigen Herausforderungen, die sich aus dem Klimawandel ergeben, angepasst wer-

den, insbesondere durch Nachriistungen, Erweiterungen, Verbundsysteme und -steuerung

(siehe 1.3.2 Anpassungen an den Klimawandel).

Bestehende Staustufen zur Wasserkraftnutzung (siehe 1.3.1) sollen verstarkt modernisiert

und nachgqertistet werden, insbesondere, wenn dabei die Durchgédngigkeit der Gewésser so-

wie der Fischschutz verbessert werden. Der Einsatz neuer, umweltvertrdglicher Wasserkraft-

technologien soll dabei unterstiitzt werden.

Flir die Umsetzung der MaBnahmen gegen die Auswirkungen des Klimawandels kann in den

betroffenen Regionen die Sicherung von ausreichenden Gebieten fiir Standorte von Stauan-

lagen (Wasserspeichern), insbesondere auch die Errichtung von Becken zur Speicherung

von Wasser aus Oberflachengewdéssern in abflussreichen Zeiten, flir die Bewédsserung wéh-

rend der Vegetationsperiode notwendig sein. Hierzu kbnnen in den Regionalpldnen Vorrang-

und Vorbehaltsgebiete als Instrument und zur Umsetzung des Niedrigwassermanagements

festgelegt werden (VRG und VBG Wasserspeicher).
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8.1

(2)

(2)

(G)

Soziale und kulturelle Infrastruktur

Soziales

Soziale Einrichtungen und Dienste der Daseinsvorsorge sind in allen Teilrdumen_unter

Beachtung der demographischen Entwicklung flachendeckend und bedarfsgerecht vor-

zuhalten. Dies qilt in besonderer Weise flur Pflegeeinrichtungen und -dienstleistungen.

Entsprechend der demographischen Entwicklung und zur Umsetzung des Ubereinkom-
mens der Vereinten Nationen Uber die Rechte von Menschen mit Behinderungen ist auf
altersgerechte und inklusive Einrichtungen und Dienste in ausreichender Zahl und Qual-

itdt zu achten.

Bei Bedarf sollen interkommunale Kooperationen zu einer flachendeckenden Ver-
sorgung der Bevodlkerung mit sozialen Einrichtungen und Diensten der Daseinsvorsorge

beitragen.

Zu 8

Im Sinne gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen in allen Teilrdumen ist unter an-
derem ein ausreichendes Angebot an Einrichtungen der Daseinsvorsorge erforderlich. Neben
den Einrichtungen der technischen Infrastruktur sind dies auch Einrichtungen der sozialen und
kulturellen Infrastruktur. Hierzu gehéren Einrichtungen bzw. Dienstleistungen des Sozialwe-
sens (z.B. AltenpPflegeeinrichtungen, Seniorenarbeit), der Gesundheit (z.B. Arzte), der Bild-
ung (z.B. Allgemeinbildende Schulen, Einrichtungen der Jugendbildung) sowie der Kultur (z.B.
Bibliotheken). Den Kommunen kommt bei der Bereitstellung der sozialen und kulturellen Infra-

struktur eine tragende Rolle zu (vgl. auch Art. 83 BV).

Fir die Einrichtungen der sozialen und kulturellen Infrastruktur gelten die nachfolgenden
Festlegungen; soweit es sich um zentralbrtliche Einrichtungen handelt, gelten dartiber hinaus
das Vorhalteprinzip (vgl. 1.2.5) sowie die Festlegungen zu den Zentralen Orten (vgl. 2.1).
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Zu 8.1 (B)

Eine flachendeckende Versorgung der Bevélkerung mit sozialen Einrichtungen und Diensten
der Daseinsvorsorge ist fiir die Schaffung und den Erhalt gleichwertiger Lebens- und Arbeits-
bedingungen in allen Teilrdumen unabdingbar. Zu den sozialen Einrichtungen und Diensten
der Daseinsvorsorge gehéren z.B. zeitgeméal3e und inklusiv ausgestaltete Einrichtungen und
Dienste aus dem Bereich der Jugendarbeit, der Ehe-_ und; Familien-beratung, der-und Er-
ziehungsberatung, der Altenpflege, der Integrationsférderung sowie fiir Menschen mit Be-

hinderung._Im Hinblick auf die weitere demographische Entwicklung und die regional teils sehr

stark ausgepréqgte Alterung der Bevolkerung kommt der Bereitstellung von Pflegeeinrich-

tungen und -dienstleistungen besondere Bedeutung zu. Neben vollstationdren Pflegeeinrich-

tungen qilt dies in besonderer Weise flir ambulante und teilstationdre Pfleqeeinrichtungen,

alternative pflegerische Wohnformen sowie pflegerische und haushaltsnahe Dienstleistungen,

jeweils im sozialen Nahraum Pflegebedlirftiger, z.B. ambulant betreute Wohngemeinschaften,

Angebote der Tages- und Nachtpflege. Die Zukunft der pflegerischen Versorqung wird sich

stérker auf den hduslichen Bereich und das jeweilige Wohnquartier fokussieren, da sich die

Menschen in der Regel wiinschen, moglichst lange in der eigenen Hduslichkeit wohnen zu

bleiben. Fldchendeckend erreichbare Beratungsstrukturen tragen zur Starkung der hduslichen

Versorqung bei. Wesentliche Planungsgrundlage fiir die zustdndigen Aufgabentrédqger ist die

Bedarfsentwicklung an pflegerischen Angeboten (vqgl. 1.2.1). -

Insbesondere die demographische Entwicklung wird zu einer verdnderten Nachfrage nach
sozialen Einrichtungen und Diensten der Daseinsvorsorge fiihren. Hierfiir sind barrierefreie
Einrichtungen in allen Teilrdumen bedarfsgerecht vorzuhalten. Dabei ist das Ubereinkommen
der Vereinten Nationen vom 13. Dezember 2006 (iber die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen sowie das Fakultativprotokoll vom 13. Dezember 2006 liber die Rechte von
Menschen mit Behinderungen (Anlage des Gesetzes vom 21. Dezember 2008, BGBI Il S.
1419, 1420) in der jeweils geltenden Fassung zu beachten. Soziale Einrichtungen und Dienste
der Daseinsvorsorge sollen gut erreichbar sein, insbesondere auch mit 6ffentlichen Verkehr-

smitteln.

Wenn das Nutzerpotenzial fiir eine tragfdhige Auslastung sozialer Einrichtungen und Dienste
der Daseinsvorsorge nicht ausreicht, kbnnen interkommunale Kooperationen zur
Aufrechterhaltung einer flichendeckenden Versorgung der Bevélkerung mit diesen Angeboten
beitragen (vgl. 1.2.4).
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8.2 Gesundheit

(Z2) In allen Teilraumen ist flachendeckend eine bedarfsgerechte medizinische_und phar-

mazeutische Versorgung zu gewahrleisten.

(G) In allen Teilrdumen sollen Einrichtungen der Geburtshilfe flachendeckend und be-

darfsgerecht vorgehalten werden.

(G) tnlandlichen-Raum-In allen Teilrdumen soll ein flachendeckendes und bedarfsgerech-

tes Angebot mit Haus- und Facharzten -sichergestellt und unter Einbeziehung von An-

geboten der Telemedizin eine ausreichende Versorqung gewéahrleistet werden.

Zu 8.2 (B)

Zur Schaffung und zum Erhalt gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen leistet die

flachendeckende und bedarfsgerechte ambulante medizinische und pharmazeutische Ver-

sorgung der Bevélkerung (einschliellich der nichtérztlichen medizinisch-therapeutischen Ver-

sorgung, z.B. Physiotherapie und Logopédie) einen unverzichtbaren Beitrag.

Unbeschadet der gesetzlich normierten Sicherstellungsverpflichtung der Kassenérztlichen
Vereinigung Bayerns (vgl. Sozialgesetzbuch V) fiir die ambulante vertragsérztliche Ver-

sorgung haben auch die Kommunen — unter bestimmten gesetzlichen und bedarfsplaneri-

schen Voraussetzungen — die Méglichkeit, sich in die vertragsérztliche Versorgung ein-

zubringen. Dartiber hinaus kbnnen Kommunen durch die Schaffung geeigneter Rahmenbed-

ingungen zur flachendeckenden und bedarfsgerechten ambulanten medizinischen Versorgung
der Bevil-kkerung beizutragen. Hiervon sollten sie im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Leis-

tungsféhigkeit auch Gebrauch machen._

Durch den demographischen Wandel ergeben sich neue Herausforderungen auch an der
Schnittstelle zwischen ambulanter und stationdrer medizinischer Versorgung, die deren
Kooperation erforderlich machen kénnen. Die bedarfsgerechte Versorgung der Bevélkerung
mit stationdren Einrichtungen aller Versorgungsstufen ist im Krankenhausplan des Freistaats

Bayern (Art. 4 BayKrG) geregelt.
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Um fiir die Bevélkerung in allen Teilrdumen Risiken bei Schwangerschaft und Geburt zu mini-

mieren und eine wohnortnahe Geburt nach zeitgeméaf3en medizinischen Standards zu ermégli-

chen,_ist eine flachendeckende bedarfsgerechte Ausstattung mit Geburts- und Hebammenbhilfe

erforderlich.

Insbesondere-im-dndlichenRaumlm Hinblick auf die weitere demographische Entwicklung-
{vgl—2-2-5)- besteht perspektivisch in manchen Teilrdumen die Gefahr einer Ausdiinnung-un-
zureichendender ambulanten medizinischen Versorgung vor allem bei Haus- und Fachérzten.
Deshalb-Hier kommt gerade-im-léndlichen-Raum-einer flichendeckenden bedarfsgerechten

ambulanten Versorgung mit Haus- und Fachérzten in zumutbarer Erreichbarkeit besondere

Bedeutung zu. Der Staat unterstiitzt auf freiwilliger Basis durch geeignete MaBnahmen die
Aufrechterhaltung einer bedarfsgerechten, qualifizierten Versorgung mit Haus- und Fachérz-

ten auch in Rdumen mit abnehmender Bevélkerung._Ungeachtet dessen liegt der Sicherstel-

lungsauftragq fiir die ambulante vertragsérztliche Versorgung bei der Kassendrztlichen Ver-

einigung Bayerns.

Zur Vermeidung von Wegen und Belastungen im Krankheitsfall ebenso wie zur Reduzierung

von Risiken fiir Patienten und Personal vor Ort ist die Nutzung digitaler Méglichkeiten ein

addquates Mittel. Insbesondere wenn das Nutzerpotenzial flir eine tragfdhige Auslastung

medizinischer Einrichtungen und Dienste der Daseinsvorsorge nicht ausreicht oder temporér,

z.B. im Katastrophenfall, nicht zur Verfliigung steht, sollen digitale Dienste der Telemedizin zur

Aufrechterhaltung einer flaichendeckenden Versorqgung der Bevélkerung einbezogen werden;

dies qilt insbesondere auch fiir die Sicherstellung einer ausreichenden Versorgung im ldnd-
lichen Raum (vgl. 2.2.5).

8.3 Bildung

8.3.1 Schulen und auBerschulische Bildungsangebote

(Z) Kinderbetreuungsangebote, Allgemeinbildende Schulen_einschliel3lich der Versorgung

mit Ganztagsangeboten, Berufliche Schulen, Einrichtungen der Erwachsenenbildung

sowie Sing- und Musikschulen sind in allen Teilrdumen flachendeckend und be-

darfsgerecht vorzuhalten.
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(G) Bei Bedarf sollen interkommunale Kooperationen zu einer flachendeckenden Ver-
sorgung der Bevolkerung mit Schulen und aul3erschulischen Bildungsangeboten beitra-

gen.

(G) Im landlichen Raum sollen Grundschulen auch bei ricklaufigen Schulerzahlen erhalten

bleiben.

8.3.2 Hochschulen und Forschungseinrichtungen

(Z) Hochschulen und Forschungseinrichtungen sind in allen Teilrdumen zu erhalten und

bedarfsgerecht auszubauen.

(G) Regionale Kooperationen von Hochschulen mit anderen, auch aulReruniversitaren For-

schungseinrichtungen sowie der Wirtschaft sollen weiterentwickelt werden.

Zu 8.3.1(B) Kinderbetreuungsangebote, Allgemeinbildende Schulen auch mit Ganztagsangeboten, Berufli-

che Schulen, Einrichtungen der Erwachsenenbildung sowie Sing- und Musikschulen tragen in
besonderer Weise zur Chancengerechtigkeit fiir die Menschen bei. Diese Einrichtungen und
Angebote sind deshalb fiir die Schaffung und den Erhalt gleichwertiger Lebens- und Arbeits-
bedingungen in allen Teilrdumen von erheblicher Bedeutung und flichendeckend _und be-
darfsgerecht in zumutbarer Erreichbarkeit vorzuhalten. Insbesondere die demographische
Entwicklung wird zu einer verdnderten Nachfrage nach diesen Einrichtungen und Angeboten
fiihren. Dieser ist durch ein bedarfsgerechtes Vorhalten barrierefreier Einrichtungen in allen

Teilrdumen Rechnung zu tragen.

Wenn das Nutzerpotenzial fiir eine tragfahige Auslastung dieser Angebote und Einrichtungen
nicht ausreicht, kbnnen interkommunale Kooperationen zur Aufrechterhaltung einer flichen-

deckenden Versorgung der Bevélkerung beitragen (vgl. 1.2.4)._

Aus den vorgenannten bildungs- und strukturpolitischen Griinden sollen speziell auch sehr

kleine rechtlich selbststdndige 6ffentliche Grundschulen erhalten werden (.Kurze Beine, kurze
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Weqge“), wo Eltern und Gemeinden dies wiinschen. Die Klassenbildungsrichtlinien bleiben un-
bertihrt.

Zu 8.3.2(B) Hochschulen und Forschungseinrichtungen tragen in besonderer Weise zur hohen Wettbew-
erbsfahigkeit des Wirtschafts- und Wissenschaftsstandorts Bayern bei (vgl. 1.4.1). Es liegt
deshalb im 6ffentlichen Interesse, das Netz der Hochschulen und Forschungseinrichtungen in
allen Teilrdumen zu erhalten und diese Einrichtungen bedarfsgerecht und barrierefrei auszub-

auen (vgl. 1.2.3).

Durch die Vernetzung wissensbasierter Einrichtungen auf regionaler Ebene kann der For-
schungs- und Hochtechnologiestandort Bayern gesichert und gestérkt werden. Die Zusam-
menarbeit von Hochschulen und Forschungseinrichtungen untereinander sowie mit der
Wirtschaft vor Ort erméglicht positive Entwicklungsimpulse und Synergien und ist Grundlage

fiir weitere Innovation und wirtschaftlichen Erfolg (vgl. 1.4.54).

8.4  Kultur

8.4.1 Schutz des kulturellen Erbes

(Z) UNESCO-Welterbestatten sind einschliellich ihrer Umgebung in ihrem aul3ergewohnli-

chen universellen Wert zu erhalten.

(G) Die heimischen Bau- und Kulturdenkmaler sollen in ihrer historischen und regionalen
Vielfalt geschitzt und erhalten werden. Historische Innenstadte und Ortskerne sollen
unter Wahrung ihrer denkmalwulrdigen oder ortsbildpragenden Baukultur erhalten, er-

neuert und weiterentwickeltwerden.

8.4.2 Einrichtungen der Kunst und Kultur

(G) Barrierefreie und Ein-vielfaltiges, auch traditionsreiche oder regionalbedeutsame unéd

barrierefreies-Angebot-an-Einrichtungen und Angebote der Kunst und Kultur sollen in
allen TeilrAaumen vorgehalten werden.
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Zu 8.4.1 (B) Anliegen der UNESCO ist es, Kultur- und Naturgiiter von auBergewdhnlichem universellem

Zu 8.4.2 (B)

Wert zu erhalten. Auf Grund der Anerkennung der UNESCO-Welterbekonvention vom 16. No-
vember 1972 ist der Freistaat Bayern zum besonderen Schutz der Welterbestétten
verpfiichtet. In die UNESCO-Liste des Welterbes sind bis zum Jahr 2012 folgende sieben bay-

erische Stétten aufgenommen:

- Wirzburger Residenz und Hofgarten,

- Wallfahrtskirche Die Wies,

- Altstadt vonBamberg,

- Grenzen des Rémischen Reiches: Obergermanisch-raetischer Limes,
- Altstadt von Regensburg mit Stadtamhof,

- Préanhistorische Pfahlbauten um die Alpen und

- Markgréfliches Opernhaus Bayreuth.

Der Schutz der UNESCO-Welterbestétten muss auf Grund des inhaltlichen und gestalter-
ischen Bezugs auch deren Umgebung einschlieBen. Die aktuelle Liste der Welterbestétten
einschlie8lich deren Pufferzonen kann auf der Internetseite des Bayerischen Staatsministeri-
ums fiir Wissenschaft, Forschung und Kunst abgerufen werden. Geplante Verdnderungen

sind friihzeitig und im Einvernehmen mit der UNESCO abzustimmen.

Fiir die Identitat Bayerns sind Baukultur und Kulturlandschaft wesentliche Pfeiler einer quali-
tatsvollen und zukunftsfahigen Weiterentwicklung des Landes. Deshalb sind Bau- und Kul-

turdenkmaéler sowie deren rdumliche Wirkung zu erhalten und zu schiitzen.

Historische Innenstddte und Ortskerne sind prdgende Elemente fiir das rdumliche Gesicht
Bayerns. Deren Erhalt und Weiterentwicklung kommt als wichtiger Bestandteil der bayer-
ischen Kulturlandschaft besondere Bedeutung zu. Dabei gilt es, die denkmalwiirdige oder

ortsbildprdgende Baukultur zu bewahren.

Die Pflege von Kunst und Kultur ist fiir Bayern als Kulturstaat von besonderem 6éffentlichem
Interesse. Es ist deshalb erforderlich, ein-vielfaltiges-Anrgebot-an Einrichtungen und Angebote
der Kunst und Kultur, z.B. Museen, Theater, Einrichtungen-derMusikpflege und derbildender

Kunst sowie Bibliotheken und Archive, in allen Teilrdumen vorzuhalten.

Heimatpflege trdgt zur Erhaltung und Gestaltung des materiellen und immateriellen Kultur-

erbes bei. Geschaffene Werte von landschaftsprdgender, geschichtlicher, wissenschatftlicher,

klnstlerischer, stadtebaulicher und volkskundlicher Bedeutung sollen bewahrt, gepflegt und

weiterentwickelt werden. Das Bewusstsein flir das immaterielle Kulturerbe wird in Bayern

durch ein eigenes Landesverzeichnis gestéarkt.
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